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1. Einleitung

Die Sozialleistungsträger sind diejenigen Behörden, bei denen die meisten und gleich-
zeitig auch die sensibelsten Daten über die Bürger erhoben und verarbeitet werden. So
fallen z. B. bei den Krankenkassen und allen mit der medizinischen Versorgung befassten
Stellen große Mengen an Gesundheitsdaten an; bei den Rentenversicherern werden
detaillierte Daten über das gesamte Erwerbsleben gespeichert; die Jugendämter sammeln
in ihren Akten und Dateien weit in die Persönlichkeitssphäre hineinreichende Daten über
familiäre Verhältnisse; die Empfänger von Sozialhilfe müssen nicht nur bis zum letzten
Pfennig ihre persönlichen wirtschaftlichen Verhältnisse darlegen, diese Daten werden
auch über die Angehörigen erhoben. Ähnliches gilt für die vielen anderen Zweige der
Sozialverwaltung, über die selbst der Fachmann nur schwer die Übersicht behalten kann.

Diese datenschutzrechtlich ohnehin problematische Situation verschärfte sich in den
vergangenen Jahren auf Grund zweier miteinander in Verbindung stehender Entwicklun-
gen:

− Sozialbehörden gehörten von Anfang an zu denjenigen Behörden, die die Instru-
mente der automatischen Datenverarbeitung intensiv nutzten. Nach wie vor gehören
sie zu den ersten, die neu auf den Markt gekommene Techniken in großem Umfang
für ihre Zwecke nutzen. Die flächendeckende Ersetzung des klassischen Kranken-
scheins durch eine Chipkarte spätestens zum 1. Januar 1995 ist hierfür ein typisches
Beispiel. Die mit der Kostenexplosion einerseits, mit knapper werdenden finanziellen
Ressourcen andererseits verbundenen Sparzwänge verstärken den Trend zur Einfüh-
rung von Informationstechnik.

− Ebenfalls vor dem Hintergrund knapper öffentlicher Haushaltsmittel wurde die Ein-
dämmung des angeblich umfangreich bestehenden Sozialleistungsmissbrauchs als
Quelle erheblicher Einsparungen entdeckt. Um Missbrauchsfälle aufdecken zu kön-
nen, wurden die Rechtsgrundlagen für einen intensiven Datenabgleich zwischen
regional und funktional verschiedenen Leistungsträgern, aber auch zwischen diesen
und Behörden außerhalb des Sozialbereichs geschaffen.

All diese Entwicklungen führen dazu, dass aus der Sicht des Datenschutzes die Sozial-
verwaltung heute der heikelste Verwaltungsbereich ist.

Der schwierigen organisatorischen Situation entspricht eine äußerst komplizierte recht-
liche Ausgestaltung. Zwar versucht der Gesetzgeber seit 20 Jahren, das zuvor völlig chao-
tisch angelegte Sozialrecht in einem einheitlichen Sozialgesetzbuch (SGB) zusammen-
zuführen und zu strukturieren. Obwohl wesentliche Teilbereiche inzwischen neu gefasst
und in das SGB aufgenommen worden sind (Krankenversicherung – Buch V –, Renten-
versicherung – Buch VI –, Kinder- und Jugendhilfe – Buch VIII –, Pflegeversicherung –
Buch XI –), sind nach wie vor wesentliche Sozialleistungen außerhalb des Sozialgesetz-
buches geregelt: Davon betroffen sind vor allem die Sozialhilfe, die Arbeitsförderung, das
Versorgungsrecht sowie Wohn- und Kindergeld. Hinzu kommt, dass die einzelnen Bücher
des Sozialgesetzbuches ihrerseits hochkomplizierte Materien darstellen, deren Verhältnis
untereinander keineswegs in jedem Fall klar ist.

Angesichts dieser Lage ist es ein schwieriges Unterfangen, diejenigen Regelungen
zusammenzustellen, die für den Schutz der Sozialdaten ausschlaggebend sind. Gleich-
wohl wird dieser Versuch mit dem vorliegenden Teil unseres Informationsgesetzbuches
unternommen. Mit Hilfe dieser Vorschriften wird sich sicherlich nicht jedes Problem
lösen lassen, wir hoffen jedoch, dass das Heft für die meisten Situationen eine erste Ein-
schätzung der Rechtslage ermöglicht.
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Neben der eher programmatischen Bestimmung über das Sozialgeheimnis in § 35 SGB I
und den (weitgehenden) Mitwirkungspflichten des Leistungsempfängers in §§ 60 ff. SGB I
finden sich die grundlegenden Bestimmungen zum Sozialdatenschutz im 2. Kapitel des
SGB X, das Mitte 1994 an das neue Bundesdatenschutzgesetz angepasst wurde. Besondere
Bedeutung kommt hier § 69 zu, der eine weitreichende Ermächtigung zum Datenaus-
tausch der Sozialleistungsträger untereinander, aber auch an Dritte enthält, wenn dies für
die Zwecke der Sozialverwaltung erforderlich ist.

Nach diesen Bestimmungen sind die spezialrechtlichen Datenschutzregelungen zur
Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung sowie zur Kinder- und Jugendhilfe abgedruckt.
Aus Platzgründen beschränkt sich der Abdruck datenschutzrechtlich relevanter Bestim-
mungen außerhalb des Sozialgesetzbuches auf die §§ 117 Bundessozialhilfegesetz und das
Berliner Ausführungsgesetz hierzu sowie 37 b Wohngeldgesetz.

Wir hoffen, dass trotz der Komplexität und Unvollkommenheit das Heft eine nützliche
Arbeitshilfe in den Händen der Mitarbeiter der Verwaltung sowie eine hilfreiche Informa-
tionsquelle für den Bürger darstellen wird.

Hansjürgen Garstka
Berliner Datenschutzbeauftragter
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2. Allgemeine Vorschriften zum Sozialdatenschutz

Anmerkungen:Sozialgesetzbuch SGB
– Allgemeiner Teil (SGB I) –

vom 11. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3015)
zuletzt geändert durch Gesetz

vom 27. März 997 (BGBl. I S. 594 [689])

– Auszug –

§ 35
Sozialgeheimnis

(1) Jeder hat Anspruch darauf, daß die ihn betreffenden Sozi-
aldaten (§ 67 Abs. 1 Zehntes Buch) von den Leistungsträgern
nicht unbefugt erhoben, verarbeitet oder genutzt werden (Sozial-
geheimnis). Die Wahrung des Sozialgeheimnisses umfaßt die
Verpflichtung, auch innerhalb des Leistungsträgers sicherzustel-
len, daß die Sozialdaten nur Befugten zugänglich sind oder nur an
diese weitergegeben werden. Sozialdaten der Beschäftigten und
ihrer Angehörigen dürfen Personen, die Personalentscheidungen
treffen oder daran mitwirken können, weder zugänglich sein noch
von Zugriffsberechtigten weitergegeben werden. Der Anspruch
richtet sich auch gegen die Verbände der Leistungsträger, die
Arbeitsgemeinschaften der Leistungsträger und ihrer Verbände,
die in diesem Gesetzbuch genannten öffentlich-rechtlichen Ver-
einigungen, die Künstlersozialkasse, die Deutsche Bundespost,
soweit sie mit der Berechnung oder Auszahlung von Soziallei-
stungen betraut ist, die Hauptzollämter, soweit sie Aufgaben nach
§ 304 des Dritten Buches, nach § 107 Abs. 1 des Vierten Buches
und § 66 des Zehnten Buches durchführen, und die Stellen, die
Aufgaben nach § 67 c Abs. 3 des Zehnten Buches wahrnehmen.
Die Beschäftigten haben auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit
bei den genannten Stellen das Sozialgeheimnis zu wahren.

(2) Eine Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Sozial-
daten ist nur unter den Voraussetzungen des Zweiten Kapitels des
Zehnten Buches zulässig.

(3) Soweit eine Übermittlung nicht zulässig ist, besteht keine
Auskunftspflicht, keine Zeugnispflicht und keine Pflicht zur Vor-
legung oder Auslieferung von Schriftstücken, Akten und Dateien.

(4) Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse stehen Sozialdaten
gleich.

(5) Sozialdaten Verstorbener dürfen nach Maßgabe des Zwei-
ten Kapitels des Zehnten Buches verarbeitet oder genutzt wer-
den. Sie dürfen außerdem verarbeitet oder genutzt werden, wenn
schutzwürdige Interessen des Verstorbenen oder seiner Angehö-
rigen dadurch nicht beeinträchtigt werden können.
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Anmerkungen: § 37
Vorbehalt abweichender Regelungen

Das Erste und Zehnte Buch gelten für alle Sozialleistungsberei-
che dieses Gesetzbuchs, soweit sich aus den übrigen Büchern
nichts Abweichendes ergibt; Artikel II § 1 bleibt unberührt. Der
Vorbehalt gilt nicht für die §§ 1 bis 17 und 31 bis 36. Das Zweite
Kapitel des Zehnten Buches geht dessen Erstem Kapitel vor,
soweit sich die Ermittlung des Sachverhaltes auf Sozialdaten
erstreckt.
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Sozialgesetzbuch – Zehntes Buch (SGB X) –
vom 8. August 980 (BGBl. I S. 469), zuletzt geändert

durch Gesetz vom 6. August 998 (BGBl. I S. 2006)

– Auszug –

§ 20
Untersuchungsgrundsatz

(1) Die Behörde ermittelt den Sachverhalt von Amts wegen.
Sie bestimmt Art und Umfang der Ermittlungen; an das Vorbrin-
gen und an die Beweisanträge der Beteiligten ist sie nicht gebun-
den.

(2) Die Behörde hat alle für den Einzelfall bedeutsamen, auch
die für die Beteiligten günstigen Umstände zu berücksichtigen.

(3) Die Behörde darf die Entgegennahme von Erklärungen
oder Anträgen, die in ihren Zuständigkeitsbereich fallen, nicht
deshalb verweigern, weil sie die Erklärung oder den Antrag in der
Sache für unzulässig oder unbegründet hält.

§ 21
Beweismittel

(1) Die Behörde bedient sich der Beweismittel, die sie nach
pflichtgemäßem Ermessen zur Ermittlung des Sachverhalts für
erforderlich hält. Sie kann insbesondere

1. Auskünfte jeder Art einholen,

2. Beteiligte anhören, Zeugen und Sachverständige vernehmen
oder die schriftliche Äußerung von Beteiligten, Sachverstän-
digen und Zeugen einholen,

3. Urkunden und Akten beiziehen,

4. den Augenschein einnehmen.

(2) Die Beteiligten sollen bei der Ermittlung des Sachverhalts
mitwirken. Sie sollen insbesondere ihnen bekannte Tatsachen
und Beweismittel angeben. Eine weitergehende Pflicht, bei der
Ermittlungen des Sachverhalts mitzuwirken, insbesondere eine
Pflicht zum persönlichen Erscheinen oder zur Aussage, besteht
nur, soweit sie durch Rechtsvorschrift besonders vorgesehen ist.

(3) Für Zeugen und Sachverständige besteht eine Pflicht zur
Aussage oder zur Erstattung von Gutachten, wenn sie durch
Rechtsvorschrift vorgesehen ist. Eine solche Pflicht besteht auch
dann, wenn die Aussage oder die Erstattung von Gutachten im
Rahmen von § 407 der Zivilprozeßordnung zur Entscheidung
über die Entstehung, Erbringung, Fortsetzung, das Ruhen, die
Entziehung oder den Wegfall einer Sozialleistung sowie deren
Höhe unabweisbar ist. Die Vorschriften der Zivilprozeßordnung
über das Recht, ein Zeugnis oder ein Gutachten zu verweigern,
über die Ablehnung von Sachverständigen sowie über die Ver-
nehmung von Angehörigen des öffentlichen Dienstes als Zeugen
oder Sachverständige gelten entsprechend. Falls die Behörde
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Zeugen und Sachverständige herangezogen hat, werden sie auf
Antrag in entsprechender Anwendung des Gesetzes über die Ent-
schädigung von Zeugen und Sachverständigen entschädigt; mit
Sachverständigen kann die Behörde eine Entschädigung verein-
baren.

(4) Die Finanzbehörden haben, soweit es im Verfahren nach
diesem Gesetzbuch erforderlich ist, Auskunft über die ihnen
bekannten Einkommens- oder Vermögensverhältnisse des
Antragstellers, Leistungsempfängers, Erstattungspflichtigen,
Unterhaltsverpflichteten, Unterhaltsberechtigten oder der zum
Haushalt rechnenden Familienmitglieder zu erteilen.

§ 67
Begriffsbestimmungen

(1) Sozialdaten sind Einzelangaben über persönliche oder
sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren
natürlichen Person (Betroffener), die von einer in § 35 des Ersten
Buches genannten Stelle im Hinblick auf ihre Aufgaben nach
diesem Gesetzbuch erhoben, verarbeitet oder genutzt werden.
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse sind alle betriebs- oder
geschäftsbezogenen Daten, auch von juristischen Personen, die
Geheimnischarakter haben.

(2) Aufgaben nach diesem Gesetzbuch sind, soweit dieses
Kapitel angewandt wird, auch

1. Aufgaben aufgrund von Verordnungen, deren Ermächti-
gungsgrundlage sich im Sozialgesetzbuch befindet,

2. Aufgaben aufgrund von über- und zwischenstaatlichem
Recht im Bereich der sozialen Sicherheit,

3. Aufgaben aufgrund von Rechtsvorschriften, die das Erste
und Zehnte Buch des Sozialgesetzbuchs für entsprechend
anwendbar erklären, und

4. Aufgaben aufgrund des Arbeitssicherheitsgesetzes und Auf-
gaben, soweit sie den in § 35 des Ersten Buches genannten
Stellen durch Gesetz zugewiesen sind. § 8 Abs. 1 Satz 3 des
Arbeitssicherheitsgesetzes bleibt unberührt.

(3) Eine Datei ist

1. eine Sammlung von Sozialdaten, die durch automatisierte
Verfahren nach bestimmten Merkmalen ausgewertet werden
kann (automatisierte Datei), oder

2. jede sonstige Sammlung von Sozialdaten, die gleichartig auf-
gebaut ist und nach bestimmten Merkmalen geordnet, umge-
ordnet und ausgewertet werden kann (nicht-automatisierte
Datei).

Nicht hierzu gehören Akten und Aktensammlungen, es sei denn,
daß sie durch automatisierte Verfahren umgeordnet und ausge-
wertet werden können.
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(4) Eine Akte ist jede sonstige amtlichen oder dienstlichen
Zwecken dienende Unterlage; dazu zählen auch Bild- und Tonträ-
ger. Nicht hierunter fallen Vorentwürfe und Notizen, die nicht
Bestandteil eines Vorganges werden sollen.

(5) Erheben ist das Beschaffen von Daten über den Betroffe-
nen.

(6) Verarbeiten ist das Speichern, Verändern, Übermitteln,
Sperren und Löschen von Sozialdaten. Im einzelnen ist, ungeach-
tet der dabei angewendeten Verfahren

1. Speichern das Erfassen, Aufnehmen oder Aufbewahren von
Sozialdaten auf einem Datenträger zum Zwecke ihrer weite-
ren Verarbeitung oder Nutzung,

2. Verändern das inhaltliche Umgestalten gespeicherter Sozial-
daten,

3. Übermitteln das Bekanntgeben gespeicherter oder durch
Datenverarbeitung gewonnener Sozialdaten an einen Dritten
(Empfänger) in der Weise, daß a) die Daten durch die spei-
chernde Stelle an den Empfänger weitergegeben werden
oder b) der Empfänger von der speichernden Stelle zur Ein-
sicht oder zum Abruf bereitgehaltene Daten einsieht oder
abruft; Übermitteln im Sinne dieses Gesetzbuchs ist auch
das Bekanntgeben nicht gespeicherter Sozialdaten,

4. Sperren das vollständige oder teilweise Untersagen der wei-
teren Verarbeitung oder Nutzung von Sozialdaten durch ent-
sprechende Kennzeichnung,

5. Löschen das Unkenntlichmachen gespeicherter Sozialdaten.

(7) Nutzen ist jede Verwendung von Sozialdaten, soweit es
sich nicht um Verarbeitung handelt, auch die Weitergabe inner-
halb der speichernden Stelle.

(8) Anonymisieren ist das Verändern von Sozialdaten derart,
daß die Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhält-
nisse nicht mehr oder nur mit einem unverhältnismäßig großen
Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft einer bestimmten oder
bestimmbaren natürlichen Person zugeordnet werden können.

(9) Speichernde Stelle ist jede Person oder Stelle, die Sozial-
daten für sich selbst speichert oder durch andere im Auftrag spei-
chern läßt. Werden Sozialdaten bei einem Leistungsträger im
Sinne des § 12 des Ersten Buches gespeichert, ist speichernde
Stelle der Leistungsträger. Ist der Leistungsträger eine Gebiets-
körperschaft, so sind eine speichernde Stelle die Organisations-
einheiten, die eine Aufgabe nach einem der besonderen Teile
dieses Gesetzbuchs funktional durchführen.

(10) Dritter ist jede Person oder Stelle außerhalb der spei-
chernden Stelle. Dritte sind nicht der Betroffene sowie diejenigen
Personen und Stellen, die im Geltungsbereich dieses Gesetz-
buchs Sozialdaten im Auftrag verarbeiten oder nutzen.

(11) Nicht-öffentliche Stellen sind natürliche und juristische
Personen, Gesellschaften und andere Personenvereinigungen des
privaten Rechts, soweit sie nicht unter § 81 Abs. 3 fallen.
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§ 67 a
Datenerhebung

(1) Das Erheben von Sozialdaten durch in § 35 des Ersten
Buches genannte Stellen ist zulässig, wenn ihre Kenntnis zur
Erfüllung einer Aufgabe der erhebenden Stelle nach diesem
Gesetzbuch erforderlich ist.

(2) Sozialdaten sind beim Betroffenen zu erheben. Ohne seine
Mitwirkung dürfen sie nur erhoben werden,

1. bei den in § 35 des Ersten Buches oder in § 69 Abs. 2 genann-
ten Stellen, wenn

a) diese zur Übermittlung der Daten an die erhebende Stelle
befugt sind,

b) die Erhebung beim Betroffenen einen unverhältnismäßi-
gen Aufwand erfordern würde und

c) keine Anhaltspunkte dafür bestehen, daß überwiegende
schutzwürdige Interessen des Betroffenen beeinträchtigt
werden,

2. bei anderen Personen oder Stellen, wenn

a) eine Rechtsvorschrift die Erhebung bei ihnen zuläßt oder
die Übermittlung an die erhebende Stelle ausdrücklich
vorschreibt oder

b) aa) die Aufgaben nach diesem Gesetzbuch ihrer Art
nach eine Erhebung bei anderen Personen oder
Stellen erforderlich machen oder

bb) die Erhebung beim Betroffenen einen unverhältnis-
mäßigen Aufwand erfordern würde und keine
Anhaltspunkte dafür bestehen, daß überwiegende
schutzwürdige Interessen des Betroffenen beein-
trächtigt werden.

(3) Werden Sozialdaten beim Betroffenen mit seiner Kenntnis
erhoben, so ist der Erhebungszweck ihm gegenüber anzugeben.
Werden sie beim Betroffenen aufgrund einer Rechtsvorschrift
erhoben, die zur Auskunft verpflichtet, oder ist die Erteilung der
Auskunft Voraussetzung für die Gewährung von Rechtsvorteilen,
so ist der Betroffene hierauf sowie auf die Rechtsvorschrift, die
zur Auskunft verpflichtet, und die Folgen der Verweigerung von
Angaben, sonst auf die Freiwilligkeit seiner Angaben hinzuwei-
sen.

(4) Werden Sozialdaten statt beim Betroffenen bei einer nicht
öffentlichen Stelle erhoben, so ist die Stelle auf die Rechtsvor-
schrift, die zur Auskunft verpflichtet, sonst auf die Freiwilligkeit
ihrer Angaben hinzuweisen.
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§ 67 b
Zulässigkeit der Datenverarbeitung und -nutzung

(1) Die Verarbeitung von Sozialdaten und deren Nutzung sind
nur zulässig, soweit die nachfolgenden Vorschriften oder eine an-
dere Rechtsvorschrift in diesem Gesetzbuch es erlauben oder
anordnen oder soweit der Betroffene eingewilligt hat.

(2) Wird die Einwilligung bei dem Betroffenen eingeholt, ist er
auf den Zweck der Speicherung und einer vorgesehenen Über-
mittlung sowie auf die Folgen der Verweigerung der Einwilligung
hinzuweisen. Die Einwilligung und der Hinweis bedürfen der
Schriftform, soweit nicht wegen besonderer Umstände eine an-
dere Form angemessen ist. Soll die Einwilligung zusammen mit
anderen Erklärungen schriftlich erteilt werden, ist die Einwilli-
gungserklärung im äußeren Erscheinungsbild der Erklärung her-
vorzuheben.

(3) Im Bereich der wissenschaftlichen Forschung liegt ein
besonderer Umstand im Sinne des Absatzes 2 Satz 2 auch dann
vor, wenn durch die Schriftform der bestimmte Forschungszweck
erheblich beeinträchtigt würde. In diesem Fall sind der Hinweis
nach Absatz 2 Satz 1 und die Gründe, aus denen sich die erheb-
liche Beeinträchtigung des bestimmten Forschungszweckes
ergibt, schriftlich festzuhalten.

§ 67 c
Datenspeicherung, -veränderung und -nutzung

(1) Das Speichern, Verändern oder Nutzen von Sozialdaten
durch die in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen ist zulässig,
wenn es zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der speichernden
Stelle liegenden gesetzlichen Aufgaben nach diesem Gesetzbuch
erforderlich ist und es für die Zwecke erfolgt, für die die Daten
erhoben worden sind. Ist keine Erhebung vorausgegangen,
dürfen die Daten nur für die Zwecke geändert oder genutzt wer-
den, für die sie gespeichert worden sind.

(2) Die nach Absatz 1 gespeicherten Daten dürfen von dersel-
ben Stelle für andere Zwecke nur gespeichert, verändert oder
genutzt werden, wenn

1. die Daten für die Erfüllung von Aufgaben nach anderen
Rechtsvorschriften dieses Gesetzbuches als diejenigen, für
die sie erhoben wurden, erforderlich sind,

2. der Betroffene im Einzelfall eingewilligt hat oder

3. es zur Durchführung eines bestimmten Vorhabens der wis-
senschaftlichen Forschung oder Planung im Sozialleistungs-
bereich erforderlich ist und die Voraussetzungen des § 75
Abs. 1 vorliegen.

(3) Eine Speicherung, Veränderung oder Nutzung für andere
Zwecke liegt nicht vor, wenn sie für die Wahrnehmung von Auf-
sichts-, Kontroll- und Disziplinarbefugnissen, der Rechnungsprü-
fung oder der Durchführung von Organisationsuntersuchungen
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für die speichernde Stelle erforderlich ist. Das gilt auch für die
Veränderung oder Nutzung zu Ausbildungs- und Prüfungszwek-
ken durch die speichernde Stelle, soweit nicht überwiegende
schutzwürdige Interessen des Betroffenen entgegenstehen.

(4) Sozialdaten, die ausschließlich zu Zwecken der Daten-
schutzkontrolle, der Datensicherung oder zur Sicherstellung
eines ordnungsgemäßen Betriebes einer Datenverarbeitungs-
anlage gespeichert werden, dürfen nur für diese Zwecke verwen-
det werden.

(5) Für Zwecke der wissenschaftlichen Forschung oder Pla-
nung im Sozialleistungsbereich erhobene oder gespeicherte Sozi-
aldaten dürfen von den in § 35 des Ersten Buches genannten
Stellen nur für ein bestimmtes Vorhaben der wissenschaftlichen
Forschung im Sozialleistungsbereich oder der Planung im Sozial-
leistungsbereich verändert oder genutzt werden. Die Sozialdaten
sind zu anonymisieren, sobald dies nach dem Forschungs- oder
Planungszweck möglich ist. Bis dahin sind die Merkmale geson-
dert zu speichern, mit denen Einzelangaben über persönliche
oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren
Person zugeordnet werden können. Sie dürfen mit den Einzel-
angaben nur zusammengeführt werden, soweit der Forschungs-
oder Planungszweck dies erfordert.

§ 67 d
Übermittlungsgrundsätze

(1) Eine Übermittlung von Sozialdaten ist nur zulässig, soweit
eine gesetzliche Übermittlungsbefugnis nach den §§ 68 bis 77 oder
nach einer anderen Rechtsvorschrift in diesem Gesetzbuch vor-
liegt.

(2) Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Übermittlung
trägt die übermittelnde Stelle. Erfolgt die Übermittlung auf Ersu-
chen des Empfängers, trägt dieser die Verantwortung für die Rich-
tigkeit der Angaben in seinem Ersuchen.

(3) Sind mit Sozialdaten, die nach Absatz 1 übermittelt wer-
den dürfen, weitere personenbezogene Daten des Betroffenen
oder eines Dritten in Akten so verbunden, daß eine Trennung
nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand möglich ist, so ist die
Übermittlung auch dieser Daten nur zulässig, wenn schutzwür-
dige Interessen des Betroffenen oder eines Dritten an deren
Geheimhaltung nicht überwiegen; eine Veränderung oder Nut-
zung dieser Daten ist unzulässig.

(4) Die Übermittlung von Sozialdaten auf maschinell verwert-
baren Datenträgern oder im Wege der Datenübertragung ist auch
über Vermittlungsstellen zulässig. Für die Auftragserteilung an
die Vermittlungsstelle gilt § 80 Abs. 2 Satz 1, für deren Anzeige-
pflicht § 80 Abs. 3 und für die Verarbeitung und Nutzung durch
die Vermittlungsstelle § 80 Abs. 4 entsprechend.
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§ 67 e
Erhebung und Übermittlung zur Bekämpfung

von Leistungsmißbrauch und illegaler Ausländerbeschäftigung

Bei der Prüfung nach § 304 des Dritten Buches oder nach den
§§ 28 p oder 107 des Vierten Buches darf bei der überprüften Per-
son zusätzlich erfragt werden,

1. ob und welche Art von Sozialleistungen nach diesem Gesetz-
buch oder Leistungen nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz sie bezieht und von welcher Stelle sie diese Leistun-
gen bezieht,

2. bei welcher Krankenkasse sie versichert oder ob sie als
Selbständige tätig ist,

3. ob und welche Art von Beiträgen nach diesem Gesetzbuch
sie abführt und

4. ob und welche ausländischen Arbeitnehmer sie mit einer für
ihre Tätigkeit erforderlichen Genehmigung und nicht zu
ungünstigeren Arbeitsbedingungen als vergleichbare deut-
sche Arbeitnehmer beschäftigt.

Zu Prüfzwecken dürfen die Antworten und Fragen nach Satz 1
Nr. 1 an den jeweils zuständigen Leistungsträger und nach Satz 1
Nr. 2 bis 4 an die jeweils zuständige Einzugsstelle und die
Bundesanstalt für Arbeit übermittelt werden. Der Empfänger hat
die Prüfung unverzüglich durchzuführen.

§ 68
Übermittlung für Aufgaben der Polizeibehörden,

der Staatsanwaltschaften und Gerichte,
der Behörden der Gefahrenabwehr

oder zur Durchsetzung öffentlich-rechtlicher Ansprüche

(1) Zur Erfüllung von Aufgaben der Polizeibehörden, der
Staatsanwaltschaften und Gerichte, der Behörden der Gefahren-
abwehr, der Justizvollzugsanstalten oder zur Durchsetzung von
öffentlich-rechtlichen Ansprüchen in Höhe von mindestens ein-
tausend Deutsche Mark ist es zulässig, im Einzelfall auf Ersuchen
Name, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort, derzeitige Anschrift
des Betroffenen, seinen derzeitigen oder zukünftigen Aufenthalt
sowie Namen und Anschriften seiner derzeitigen Arbeitgeber zu
übermitteln, soweit kein Grund zur Annahme besteht, daß
dadurch schutzwürdige Interessen des Betroffenen beeinträchtigt
werden, und wenn das Ersuchen nicht länger als sechs Monate
zurückliegt. Die ersuchte Stelle ist über § 4 Abs. 3 hinaus zur
Übermittlung auch dann nicht verpflichtet, wenn sich die ersu-
chende Stelle die Angaben auf andere Weise beschaffen kann.
Satz 2 findet keine Anwendung, wenn das Amtshilfeersuchen zur
Durchführung einer Vollstreckung nach § 66 erforderlich ist.

(2) Über das Übermittlungsersuchen entscheidet der Leiter
der ersuchten Stelle, sein allgemeiner Stellvertreter oder ein
besonders bevollmächtigter Bediensteter.
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§ 69
Übermittlung für die Erfüllung sozialer Aufgaben

(1) Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit sie
erforderlich ist

1. für die Erfüllung der Zwecke, für die sie erhoben worden
sind oder für die Erfüllung einer gesetzlichen Aufgabe der
übermittelnden Stelle nach diesem Gesetzbuch oder einer
solchen Aufgabe des Empfängers, wenn er eine in § 35 des
Ersten Buches genannte Stelle ist,

2. für die Durchführung eines mit der Erfüllung einer Aufgabe
nach Nummer 1 zusammenhängenden gerichtlichen Verfah-
rens einschließlich eines Strafverfahrens oder

3. für die Richtigstellung unwahrer Tatsachenbehauptungen
des Betroffenen im Zusammenhang mit einem Verfahren
über die Erbringung von Sozialleistungen; die Übermittlung
bedarf der vorherigen Genehmigung durch die zuständige
oberste Bundes- oder Landesbehörde.

(2) Für die Erfüllung einer gesetzlichen oder sich aus einem
Tarifvertrag ergebenden Aufgabe sind den in § 35 des Ersten
Buches genannten Stellen gleichgestellt

1. die Stellen, die Leistungen nach dem Lastenausgleichs-
gesetz, dem Bundesentschädigungsgesetz, dem Gesetz
über die Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen,
dem Unterhaltssicherungsgesetz, dem Beamtenversorgungs-
gesetz und den Vorschriften, die auf das Beamtenversor-
gungsgesetz verweisen, dem Soldatenversorgungsgesetz,
dem Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetz und
den Vorschriften der Länder über die Gewährung von Blin-
den- und Pflegegeldleistungen zu erbringen haben,

2. die gemeinsamen Einrichtungen der Tarifvertragsparteien im
Sinne des § 4 Abs. 2 des Tarifvertragsgesetzes, die Zusatzver-
sorgungseinrichtungen des öffentlichen Dienstes und die
öffentlich-rechtlichen Zusatzversorgungseinrichtungen,

3. die Bezügestellen des öffentlichen Dienstes, soweit sie kin-
dergeldabhängige Leistungen des Besoldungs-, Versorgungs-
und Tarifrechts unter Verwendung von personenbezogenen
Kindergelddaten festzusetzen haben.

(3) Die Übermittlung von Sozialdaten durch die Bundes-
anstalt für Arbeit an die Krankenkassen ist zulässig, soweit sie
erforderlich ist, den Krankenkassen die Feststellung der Arbeit-
geber zu ermöglichen, die am Ausgleich der Arbeitgeberaufwen-
dungen nach dem Zweiten Abschnitt des Lohnfortzahlungsgeset-
zes teilnehmen.

(4) Die Krankenkassen sind befugt, einem Arbeitgeber mitzu-
teilen, ob die Fortdauer einer Arbeitsunfähigkeit oder eine
erneute Arbeitsunfähigkeit eines Arbeitnehmers auf derselben
Krankheit beruht; die Übermittlung von Diagnosedaten an den
Arbeitgeber ist nicht zulässig.
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(5) Die Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig für die
Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben der Rechnungshöfe und der
anderen Stellen, auf die § 67 c Abs. 3 Satz 1 Anwendung findet.

§ 70
Übermittlung für die Durchführung des Arbeitsschutzes

Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit sie zur
Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben der für den Arbeitsschutz
zuständigen staatlichen Behörden oder der Bergbehörden bei der
Durchführung des Arbeitsschutzes erforderlich ist und schutz-
würdige Interessen des Betroffenen nicht beeinträchtigt werden
oder das öffentliche Interesse an der Durchführung des Arbeits-
schutzes das Geheimhaltungsinteresse des Betroffenen erheblich
überwiegt.

§ 71
Übermittlung für die Erfüllung besonderer gesetzlicher

Pflichten und Mitteilungsbefugnisse

(1) Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit sie
erforderlich ist für die Erfüllung der gesetzlichen Mitteilungs-
pflichten

1. zur Abwendung geplanter Straftaten nach § 138 des Straf-
gesetzbuchs,

2. zum Schutz der öffentlichen Gesundheit nach § 4 Abs. 1
Nr. 1 bis 4 und Abs. 2 des Bundes-Seuchengesetzes, nach § 11
Abs. 2, §§ 12 bis 14 Abs. 1 des Gesetzes zur Bekämpfung von
Geschlechtskrankheiten,

3. zur Sicherung des Steueraufkommens nach den §§ 93, 97,
105, 111 Abs. 1 und 5 und § 116 der Abgabenordnung, soweit
diese Vorschriften unmittelbar anwendbar sind, und zur Mit-
teilung von Daten der ausländischen Unternehmen, die
aufgrund bilateraler Regierungsvereinbarungen über die
Beschäftigung von Arbeitnehmern zur Ausführung von
Werkverträgen tätig werden, nach § 93 a der Abgabenord-
nung,

4. zur Wehrüberwachung nach § 24 Abs. 8 des Wehrpflicht-
gesetzes,

5. zur Überprüfung der Voraussetzungen für die Einziehung
der Ausgleichszahlungen im Sinne des § 37 b Satz 1 des
Wohngeldgesetzes,

6. zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach dem Gesetz
zur Bekämpfung der Schwarzarbeit oder

7. zur Mitteilung in das Gewerbezentralregister einzutragender
Tatsachen an die Registerbehörde.

Erklärungspflichten als Drittschuldner, welche das Vollstrek-
kungsrecht vorsieht, werden durch Bestimmungen dieses Gesetz-
buchs nicht berührt. Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zuläs-
sig, soweit sie erforderlich ist für die Erfüllung der gesetzlichen
Pflichten zur Sicherung und Nutzung von Archivgut nach den §§ 2
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und 5 des Bundesarchivgesetzes oder entsprechenden gesetz-
lichen Vorschriften der Länder, die die Schutzfristen dieses
Gesetzes nicht unterschreiten.

(2) Eine Übermittlung von Sozialdaten eines Ausländers ist
auch zulässig, soweit sie erforderlich ist

1. im Einzelfall auf Ersuchen der mit der Ausführung des Aus-
ländergesetzes betrauten Behörden nach § 76 Abs. 1 des Aus-
ländergesetzes mit der Maßgabe, daß über die Angaben nach
§ 68 hinaus nur mitgeteilt werden können

a) für die Entscheidung über den Aufenthalt des Ausländers
oder eines Familienangehörigen des Ausländers Daten
über die Gewährung oder Nichtgewährung von Leistun-
gen, Daten über frühere und bestehende Versicherungen
und das Nichtbestehen einer Versicherung,

b) für die Entscheidung über den Aufenthalt oder über die
ausländerrechtliche Zulassung oder Beschränkung einer
Erwerbstätigkeit des Ausländers Daten über die Arbeits-
erlaubnis, die Arbeitsberechtigung oder eine sonstige
Berufsausübungserlaubnis,

c) für eine Entscheidung über den Aufenthalt des Auslän-
ders, Angaben darüber, ob die in § 46 Nr. 4 des Ausländer-
gesetzes bezeichneten Voraussetzungen vorliegen, und

d) durch die Jugendämter für die Entscheidung über den
weiteren Aufenthalt oder die Beendigung des Aufent-
haltes eines Ausländers, bei dem ein Ausweisungsgrund
nach den §§ 45 bis 48 des Ausländergesetzes vorliegt,
Angaben über das zu erwartende soziale Verhalten.

2. für die Erfüllung der in § 76 Abs. 2 des Ausländergesetzes
bezeichneten Mitteilungspflichten oder

3. für die Erfüllung der in § 76 Abs. 5 Nr. 4 und 6 des Ausländer-
gesetzes bezeichneten Mitteilungspflichten, wenn die Mittei-
lung die Erteilung, den Wegfall oder Beschränkungen der
Arbeitserlaubnis, die Arbeitsberechtigung, einer sonstigen
Berufsausübungserlaubnis oder eines Versicherungsschutzes
oder die Gewährung von Arbeitslosenhilfe betrifft.

Daten über die Gesundheit eines Ausländers dürfen nur übermit-
telt werden,

1. wenn der Ausländer die öffentliche Gesundheit gefährdet
und besondere Schutzmaßnahmen zum Ausschluß der
Gefährdung nicht möglich sind oder von dem Ausländer
nicht eingehalten werden oder

2. soweit sie für die Feststellung erforderlich sind, ob die Vor-
aussetzungen des § 46 Nr. 4 des Ausländergesetzes vorliegen.

(2 a) Eine Übermittlung personenbezogener Daten eines Lei-
stungsberechtigten nach § 1 des Asylbewerberleistungsgesetzes
ist zulässig, soweit sie für die Durchführung des Asylbewerber-
leistungsgesetzes erforderlich ist.
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(3) Eine Übermittlung von Sozialdaten ist auch zulässig,
soweit es nach pflichtgemäßem Ermessen eines Leistungsträgers
erforderlich ist, dem Vormundschaftsgericht die Bestellung eines
Betreuers oder eine andere Maßnahme in Betreuungssachen zu
ermöglichen. § 7 des Betreuungsbehördengesetzes gilt entspre-
chend.

§ 72
Übermittlung für den Schutz

der inneren und äußeren Sicherheit

(1) Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit sie
im Einzelfall für die rechtmäßige Erfüllung der in der Zuständig-
keit der Behörden für Verfassungsschutz, des Bundesnachrich-
tendienstes, des Militärischen Abschirmdienstes und des Bundes-
kriminalamtes liegenden Aufgaben erforderlich ist. Die Über-
mittlung ist auf Angaben über Name und Vorname sowie früher
geführte Namen, Geburtsdatum, Geburtsort, derzeitige und frü-
here Anschriften des Betroffenen sowie Namen und Anschriften
seiner derzeitigen und früheren Arbeitgeber beschränkt.

(2) Über die Erforderlichkeit des Übermittlungsersuchens ent-
scheidet ein vom Leiter der ersuchenden Stelle bestimmter
Beauftragter, der die Befähigung zum Richteramt haben oder die
Voraussetzungen des § 110 des Deutschen Richtergesetzes erfül-
len soll. Wenn eine oberste Bundes- oder Landesbehörde für die
Aufsicht über die ersuchende Stelle zuständig ist, ist sie über die
gestellten Übermittlungsersuchen zu unterrichten. Bei der
ersuchten Stelle entscheidet über das Übermittlungsersuchen der
Behördenleiter oder sein allgemeiner Stellvertreter.

§ 73
Übermittlung für die Durchführung

eines Strafverfahrens

(1) Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit sie
zur Durchführung eines Strafverfahrens wegen eines Verbre-
chens oder wegen einer sonstigen Straftat von erheblicher Bedeu-
tung erforderlich ist.

(2) Eine Übermittlung von Sozialdaten zur Durchführung
eines Strafverfahrens wegen einer anderen Straftat ist zulässig,
soweit die Übermittlung auf die in § 72 Abs. 1 Satz 2 genannten
Angaben und die Angaben über erbrachte oder demnächst zu
erbringende Geldleistungen beschränkt ist.

(3) Die Übermittlung nach den Absätzen 1 und 2 ordnet der
Richter an.

§ 74
Übermittlung bei Verletzung der Unterhaltspflicht

und beim Versorgungsausgleich

Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit sie
erforderlich ist

1. für die Durchführung
a) eines gerichtlichen Verfahrens oder eines Vollstreckungs-

verfahrens wegen eines gesetzlichen oder vertraglichen
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Unterhaltsanspruchs oder eines an seine Stelle getrete-
nen Ersatzanspruchs oder

b) eines Verfahrens über den Versorgungsausgleich nach
§ 53 b des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwil-
ligen Gerichtsbarkeit oder nach § 11 Abs. 2 des Gesetzes
zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich oder

2. für die Geltendmachung

a) eines gesetzlichen oder vertraglichen Unterhaltsan-
spruchs außerhalb eines Verfahrens nach Nummer 1
Buchstabe a, soweit der Betroffene nach den Vorschriften
des bürgerlichen Rechts, insbesondere nach § 1605 oder
nach § 1361 Abs. 4 Satz 4, § 1580 Satz 2, § 1615 a oder
§ 1615 l Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit § 1605 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs, zur Auskunft verpflichtet ist,
oder

b) eines Ausgleichsanspruchs im Rahmen des Versorgungs-
ausgleichs außerhalb eines Verfahrens nach Nummer 1
Buchstabe b, soweit der Betroffene nach § 1587 e Abs. 1
oder § 1587 k Abs. 1 in Verbindung mit § 1580 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs oder nach § 3 a Abs. 8 oder § 10 a
Abs. 11 des Gesetzes zur Regelung von Härten im Versor-
gungsausgleich zur Auskunft verpflichtet ist,

und diese Pflicht, nachdem er unter Hinweis auf die in
diesem Gesetzbuch enthaltene Übermittlungsbefugnis der in
§ 35 des Ersten Buches genannten Stellen gemahnt wurde,
innerhalb angemessener Frist, nicht oder nicht vollständig
erfüllt hat. Diese Stellen dürfen die Anschrift des Auskunfts-
pflichtigen zum Zwecke der Mahnung übermitteln.

§ 75
Übermittlung von Sozialdaten

für die Forschung und Planung

(1) Eine Übermittlung von Sozialdaten ist zulässig, soweit sie
erforderlich ist für ein bestimmtes Vorhaben

1. der wissenschaftlichen Forschung im Sozialleistungsbereich
oder

2. der Planung im Sozialleistungsbereich durch eine öffentliche
Stelle im Rahmen ihrer Aufgaben

und schutzwürdige Interessen des Betroffenen nicht beeinträch-
tigt werden oder das öffentliche Interesse an der Forschung oder
Planung das Geheimhaltungsinteresse des Betroffenen erheblich
überwiegt. Eine Übermittlung ohne Einwilligung des Betroffenen
ist nicht zulässig, soweit es zumutbar ist, die Einwilligung des
Betroffenen nach § 67 b einzuholen oder den Zweck der For-
schung oder Planung auf andere Weise zu erreichen.
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(2) Die Übermittlung bedarf der vorherigen Genehmigung
durch die oberste Bundes- oder Landesbehörde, die für den
Bereich, aus dem die Daten herrühren, zuständig ist. Die Geneh-
migung darf im Hinblick auf die Wahrung des Sozialgeheimnisses
nur versagt werden, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1
nicht vorliegen. Sie muß

1. den Empfänger,

2. die Art der zu übermittelnden Sozialdaten und den Kreis der
Betroffenen,

3. die wissenschaftliche Forschung oder die Planung, zu der die
übermittelten Sozialdaten verwendet werden dürfen, und

4. den Tag, bis zu dem die übermittelten Sozialdaten aufbe-
wahrt werden dürfen,

genau bezeichnen und steht auch ohne besonderen Hinweis
unter dem Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme, Änderung
oder Ergänzung einer Auflage.

(3) Wird die Übermittlung von Daten an nicht-öffentliche
Stellen genehmigt, hat die genehmigende Stelle durch Auflagen
sicherzustellen, daß die der Genehmigung durch Absatz 1 gesetz-
ten Grenzen beachtet und die Daten nur für den Übermittlungs-
zweck gespeichert, verändert oder genutzt werden.

(4) Ist der Empfänger eine nicht-öffentliche Stelle, kontrolliert
die Einhaltung der Zweckbindung nach diesem Gesetzbuch
durch den Empfänger und der sonstigen für den Empfänger gel-
tenden Rechtsvorschriften die nach Landesrecht zuständige Auf-
sichtsbehörde. Die Kontrolle kann auch erfolgen, wenn keine
Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß eine der in Satz 1 genannten
Vorschriften durch die nicht-öffentliche Stelle verletzt ist.

§ 76
Einschränkung der Übermittlungsbefugnis
bei besonders schutzwürdigen Sozialdaten

(1) Die Übermittlung von Sozialdaten, die einer in § 35 des
Ersten Buches genannten Stelle von einem Arzt oder einer ande-
ren in § 203 Abs. 1 und 3 des Strafgesetzbuchs genannten Person
zugänglich gemacht worden sind, ist nur unter den Voraussetzun-
gen zulässig, unter denen diese Person selbst übermittlungs-
befugt wäre.

(2) Absatz 1 gilt nicht

1. im Rahmen des § 69 Abs. 1 Nr. 1 und 2 für Sozialdaten, die im
Zusammenhang mit einer Begutachtung wegen der Erbrin-
gung von Sozialleistungen oder wegen der Ausstellung einer
Bescheinigung übermittelt worden sind, es sei denn, daß der
Betroffene der Übermittlung widerspricht; der Betroffene ist
von der speichernden Stelle zu Beginn des Verwaltungs-
verfahrens in allgemeiner Form schriftlich auf das Wider-
spruchsrecht hinzuweisen,

2. im Rahmen des § 69 Abs. 4 und 5 und des § 71 Abs. 1 Satz 3.
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(3) Ein Widerspruchsrecht besteht nicht in den Fällen des
§ 279 Abs. 5 in Verbindung mit § 275 Abs. 1 bis 3 des Fünften
Buches.

§ 77
Einschränkung der Übermittlungsbefugnis ins Ausland

sowie an über- und zwischenstaatliche Stellen

(1) Eine Übermittlung von Sozialdaten an Personen oder
Stellen im Ausland oder an überstaatliche und zwischenstaatliche
Stellen ist zulässig, soweit dies für die Erfüllung einer Aufgabe
der übermittelnden Stelle nach diesem Gesetzbuch erforderlich
ist. Sie ist darüber hinaus zulässig, wenn die Datenübermittlung
für die Erfüllung der Aufgaben der ausländischen Stelle erforder-
lich ist und

1. diese Aufgaben der ausländischen Stelle denen der in § 35
des Ersten Buches genannten Stellen entsprechen oder

2. die Voraussetzungen des § 69 Abs. 1 Nr. 2 und 3, der §§ 70, 73
oder einer Übermittlungsvorschrift nach dem Dritten Buch
oder dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz vorliegen und
die Aufgaben der ausländischen Stelle denen in diesen Vor-
schriften genannten entsprechen.

Die Übermittlung unterbleibt, wenn dadurch schutzwürdige
Interessen des Betroffenen beeinträchtigt werden.

(2) Eine Übermittlung ist unzulässig, soweit Grund zu der
Annahme besteht, daß durch sie gegen den Zweck eines deut-
schen Gesetzes verstoßen würde.

(3) Der Empfänger ist darauf hinzuweisen, daß die übermittel-
ten Daten nur zu dem Zweck verarbeitet oder genutzt werden
dürfen, zu dessen Erfüllung sie ihm übermittelt werden.

§ 78
Zweckbindung

und Geheimhaltungspflicht des Empfängers

(1) Personen oder Stellen, die nicht in § 35 des Ersten Buches
genannt und denen Sozialdaten übermittelt worden sind, dürfen
diese nur zu dem Zweck verarbeiten oder nutzen, zu dem sie
ihnen befugt übermittelt worden sind. Die Empfänger haben die
Daten in demselben Umfang geheimzuhalten wie die in § 35 des
Ersten Buches genannten Stellen. Sind Sozialdaten an Gerichte
oder Staatsanwaltschaften übermittelt worden, dürfen diese
gerichtliche Entscheidungen, die Sozialdaten enthalten, weiter
übermitteln, wenn eine in § 35 des Ersten Buches genannte Stelle
zur Übermittlung an den weiteren Empfänger befugt wäre.
Abweichend von Satz 3 ist eine Übermittlung nach § 125 c des
Beamtenrechtsrahmengesetzes und nach Vorschriften, die auf
diese Vorschrift verweisen, zulässig. Sind Sozialdaten an Polizei-
behörden, Staatsanwaltschaften, Gerichte oder Behörden der
Gefahrenabwehr übermittelt worden, dürfen diese die Daten
unabhängig vom Zweck der Übermittlung sowohl für Zwecke der
Gefahrenabwehr als auch für Zwecke der Strafverfolgung und der
Strafvollstreckung verarbeiten und nutzen.
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(2) Werden Daten an eine nicht-öffentliche Stelle übermittelt,
so sind die dort beschäftigten Personen, welche diese Daten ver-
arbeiten oder nutzen, von dieser Stelle vor, spätestens bei der
Übermittlung auf die Einhaltung der Pflichten nach Absatz 1 hin-
zuweisen.

(3) Ergibt sich im Rahmen eines Vollstreckungsverfahrens
nach § 66 die Notwendigkeit, daß eine Strafanzeige zum Schutz
des Vollstreckungsbeamten erforderlich ist, so dürfen die zum
Zwecke der Vollstreckung übermittelten Sozialdaten auch zum
Zweck der Strafverfolgung verarbeitet oder genutzt werden,
soweit dies erforderlich ist. Das gleiche gilt auch für die Klärung
von Fragen im Rahmen eines Disziplinarverfahrens.

§ 78 a
Technische und organisatorische Maßnahmen

Die in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen, die selbst oder
im Auftrag Sozialdaten verarbeiten, haben die technischen und
organisatorischen Maßnahmen einschließlich der Dienstanwei-
sungen zu treffen, die erforderlich sind, um die Ausführung der
Vorschriften dieses Gesetzbuches, insbesondere die in der
Anlage zu dieser Vorschrift genannten Anforderungen, zu
gewährleisten. Maßnahmen sind nicht erforderlich, wenn ihr Auf-
wand in keinem angemessenen Verhältnis zu dem angestrebten
Schutzzweck steht.

A n l a g e

Werden Sozialdaten automatisiert verarbeitet, sind Maßnahmen
zu treffen, die je nach der Art der zu schützenden Sozialdaten
geeignet sind,

1. Unbefugten den Zugang zu Datenverarbeitungsanlagen, mit
denen Sozialdaten verarbeitet werden, zu verwehren
(Zugangskontrolle),

2. zu verhindern, daß Datenträger unbefugt gelesen, kopiert,
verändert oder entfernt werden können (Datenträgerkon-
trolle),

3. die unbefugte Eingabe in den Speicher sowie die unbefugte
Kenntnisnahme, Veränderung oder Löschung gespeicherter
Sozialdaten zu verhindern (Speicherkontrolle),

4. zu verhindern, daß Datenverarbeitungssysteme mit Hilfe von
Einrichtungen zur Datenübertragung von Unbefugten
genutzt werden können (Benutzerkontrolle),

5. zu gewährleisten, daß die zur Benutzung eines Datenverar-
beitungssystems Berechtigten ausschließlich auf die ihrer
Zugriffsberechtigung unterliegenden Daten zugreifen kön-
nen (Zugriffskontrolle),

6. zu gewährleisten, daß überprüft und festgestellt werden
kann, an welche Stellen Sozialdaten durch Einrichtungen zur
Datenübertragung übermittelt werden können (Übermitt-
lungskontrolle),
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7. zu gewährleisten, daß nachträglich überprüft und festgestellt
werden kann, welche Sozialdaten zu welcher Zeit von wem
in Datenverarbeitungssysteme eingegeben worden sind
(Eingabekontrolle),

8. zu gewährleisten, daß Sozialdaten, die im Auftrag verarbeitet
werden, nur entsprechend den Weisungen des Auftraggebers
verarbeitet werden können (Auftragskontrolle),

9. zu verhindern, daß bei der Übertragung von Sozialdaten
sowie beim Transport von Datenträgern die Daten unbefugt
gelesen, kopiert, verändert oder gelöscht werden können
(Transportkontrolle),

10. die innerbehördliche oder innerbetriebliche Organisation so
zu gestalten, daß sie den besonderen Anforderungen des
Datenschutzes gerecht wird (Organisationskontrolle).

§ 79
Einrichtung automatisierter Abrufverfahren

(1) Die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens, das die
Übermittlung von Sozialdaten durch Abruf ermöglicht, ist zwi-
schen den in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen zulässig,
soweit dieses Verfahren unter Berücksichtigung der schutzwürdi-
gen Interessen der Betroffenen wegen der Vielzahl der Übermitt-
lungen oder wegen ihrer besonderen Eilbedürftigkeit angemessen
ist und wenn die jeweiligen Aufsichtsbehörden die Teilnahme der
unter ihrer Aufsicht stehenden Stellen genehmigt haben. Das
gleiche gilt gegenüber den in § 69 Abs. 2 und 3 genannten Stellen.

(2) Die beteiligten Stellen haben zu gewährleisten, daß die
Zulässigkeit des Abrufverfahrens kontrolliert werden kann.
Hierzu haben sie schriftlich festzulegen:

1. Anlaß und Zweck des Abrufverfahrens,

2. Datenempfänger,

3. Art der zu übermittelnden Daten,

4. nach § 78 a erforderliche technische und organisatorische
Maßnahmen.

(3) Über die Einrichtung von Abrufverfahren ist in Fällen, in
denen die in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen beteiligt
sind, die der Kontrolle des Bundesbeauftragten für den Daten-
schutz unterliegen, diese, sonst die nach Landesrecht für die Kon-
trolle des Datenschutzes zuständige Stelle rechtzeitig vorher
unter Mitteilung der Festlegungen nach Absatz 2 zu unterrichten.

(4) Die Verantwortung für die Zulässigkeit des einzelnen
Abrufs trägt der Empfänger. Die speichernde Stelle prüft die
Zulässigkeit der Abrufe nur, wenn dazu Anlaß besteht. Sie hat
mindestens bei jedem zehnten Abruf den Zeitpunkt, die abgeru-
fenen Daten sowie Angaben zur Feststellung des Verfahrens und
der für den Abruf verantwortlichen Personen zu protokollieren;
die protokollierten Daten sind spätestens nach 6 Monaten zu
löschen. Wird ein Gesamtbestand von Sozialdaten abgerufen
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oder übermittelt (Stapelverarbeitung), so bezieht sich die
Gewährleistung der Feststellung und Überprüfung nur auf die
Zulässigkeit des Abrufes oder der Übermittlung des Gesamt-
bestandes.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für den Abruf aus Daten-
beständen, die mit Einwilligung der Betroffenen angelegt werden
und die jedermann, sei es ohne oder nach besonderer Zulassung,
zur Benutzung offenstehen.

§ 80
Verarbeitung oder Nutzung
von Sozialdaten im Auftrag

(1) Werden Sozialdaten im Auftrag durch andere Stellen ver-
arbeitet oder genutzt, ist der Auftraggeber für die Einhaltung der
Vorschriften dieses Gesetzbuches und anderer Vorschriften über
den Datenschutz verantwortlich. Die in den §§ 82 bis 84 genann-
ten Rechte sind ihm gegenüber geltend zu machen.

(2) Eine Auftragserteilung für die Verarbeitung und Nutzung
von Sozialdaten ist nur zulässig, wenn der Datenschutz beim Auf-
tragnehmer nach der Art der zu verarbeitenden Daten den Anfor-
derungen genügt, die für den Auftraggeber gelten. Der Auftrag ist
schriftlich zu erteilen, wobei die Datenverarbeitung oder -nut-
zung, die technischen und organisatorischen Maßnahmen und
etwaige Unterauftragsverhältnisse festzulegen sind. Der Auftrag-
geber ist verpflichtet, erforderlichenfalls Weisungen zur Ergän-
zung der beim Auftragnehmer vorhandenen technischen und
organisatorischen Maßnahmen zu erteilen. Die Auftragserteilung
an eine nicht-öffentliche Stelle setzt außerdem voraus, daß der
Auftragnehmer dem Auftraggeber schriftlich das Recht einge-
räumt hat,

1. Auskünfte bei ihm einzuholen,

2. während der Betriebs- oder Geschäftszeiten seine Grund-
stücke oder Geschäftsräume zu betreten und dort Besichti-
gungen und Prüfungen vorzunehmen und

3. geschäftliche Unterlagen sowie die gespeicherten Sozial-
daten und Datenverarbeitungsprogramme einzusehen,

soweit es im Rahmen des Auftrags für die Überwachung des
Datenschutzes erforderlich ist.

(3) Der Auftraggeber hat seiner Aufsichtsbehörde rechtzeitig
vor der Auftragserteilung

1. den Auftragnehmer, die bei diesem vorhandenen techni-
schen und organisatorischen Maßnahmen und ergänzenden
Weisungen nach Absatz 2 Satz 2 und 3,

2. die Art der Daten, die im Auftrag verarbeitet werden sollen,
und den Kreis der Betroffenen,

3. die Aufgabe, zu deren Erfüllung die Verarbeitung der Daten
im Auftrag erfolgen soll, sowie
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4. den Abschluß von etwaigen Unterauftragsverhältnissen
schriftlich anzuzeigen. Wenn der Auftragnehmer eine öffent-
liche Stelle ist, hat er auch schriftliche Anzeige an seine Auf-
sichtsbehörde zu richten.

(4) Der Auftragnehmer darf die zur Datenverarbeitung über-
lassenen Sozialdaten nicht für andere Zwecke verarbeiten oder
nutzen und nicht länger speichern, als der Auftraggeber schrift-
lich bestimmt.

(5) Die Verarbeitung oder Nutzung von Sozialdaten im Auf-
trag durch nicht-öffentliche Stellen ist nur zulässig, wenn

1. beim Auftraggeber sonst Störungen im Betriebsablauf auf-
treten können oder

2. die übertragenen Arbeiten beim Auftragnehmer erheblich
kostengünstiger besorgt werden können und der Auftrag
nicht die Speicherung des gesamten Datenbestandes des
Auftraggebers umfaßt. Der überwiegende Teil der Speiche-
rung des gesamten Datenbestandes muß beim Auftraggeber
oder beim Auftragnehmer, der eine öffentliche Stelle ist und
die Daten zur weiteren Datenverarbeitung im Auftrag an
nicht-öffentliche Auftragnehmer weitergibt, verbleiben.

(6) Ist der Auftragnehmer eine in § 35 des Ersten Buches
genannte Stelle, gelten neben den §§ 85 und 85 a nur § 18 Abs. 2
und 3 und die §§ 24, 25, 26 Abs. 1 bis 4 des Bundesdatenschutz-
gesetzes. Bei den in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen, die
nicht solche des Bundes sind, treten anstelle des Bundesbeauf-
tragten für den Datenschutz insoweit die Landesbeauftragten für
den Datenschutz. Ihre Aufgaben und Befugnisse richten sich
nach dem jeweiligen Landesrecht. Ist der Auftragnehmer eine
nicht-öffentliche Stelle, kontrolliert die Einhaltung der Absätze 1
bis 5 die nach Landesrecht zuständige Aufsichtsbehörde. Bei
öffentlichen Stellen der Länder, die nicht Sozialversicherungsträ-
ger oder deren Verbände sind, gelten die landesrechtlichen Vor-
schriften über Verzeichnisse der eingesetzten Datenverarbei-
tungsanlagen und Dateien.

§ 81
Rechte des einzelnen, Datenschutzbeauftragte

(1) Ist jemand der Ansicht, bei der Erhebung, Verarbeitung
oder Nutzung seiner personenbezogenen Sozialdaten in seinen
Rechten verletzt worden zu sein, kann er sich

1. an den Bundesbeauftragten für den Datenschutz wenden,
wenn er eine Verletzung seiner Rechte durch eine in § 35 des
Ersten Buches genannte Stelle des Bundes bei der Wahrneh-
mung von Aufgaben nach diesem Gesetzbuch behauptet,

2. an die nach Landesrecht für die Kontrolle des Datenschutzes
zuständigen Stellen wenden, wenn er die Verletzung seiner
Rechte durch eine andere in § 35 des Ersten Buches genannte
Stelle bei der Wahrnehmung von Aufgaben nach diesem
Gesetzbuch behauptet.
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(2) Bei der Wahrnehmung von Aufgaben nach diesem Gesetz-
buch gelten für die in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen
§ 24 Abs. 1 und 2 Satz 1, Abs. 3 bis 6 sowie die §§ 25 und 26 des
Bundesdatenschutzgesetzes. Bei öffentlichen Stellen der Länder,
die unter § 35 des Ersten Buches fallen, treten an die Stelle des
Bundesbeauftragten für den Datenschutz die Landesbeauftragten
für den Datenschutz. Ihre Aufgaben und Befugnisse richten sich
nach dem jeweiligen Landesrecht.

(3) Verbände und Arbeitsgemeinschaften der in § 35 des
Ersten Buches genannten Stellen oder ihrer Verbände gelten,
soweit sie Aufgaben nach diesem Gesetzbuch wahrnehmen und
an ihnen Stellen des Bundes beteiligt sind, unbeschadet ihrer
Rechtsform als öffentliche Stellen des Bundes, wenn sie über den
Bereich eines Landes hinaus tätig werden, anderenfalls als öffent-
liche Stellen der Länder. Sonstige Einrichtungen der in § 35 des
Ersten Buches genannten Stellen oder ihrer Verbände gelten als
öffentliche Stellen des Bundes, wenn die absolute Mehrheit der
Anteile oder der Stimmen einer oder mehrerer öffentlicher
Stellen dem Bund zusteht, anderenfalls als öffentliche Stellen der
Länder. Die Datenstelle der Rentenversicherungsträger nach
§ 146 Abs. 2 des Sechsten Buches gilt als öffentliche Stelle des
Bundes.

(4) Auf die in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen und
die Vermittlungsstellen nach § 67 d Abs. 4 sind § 18 Abs. 2 und 3
sowie die §§ 36 und 37 Abs. 1 des Bundesdatenschutzgesetzes ent-
sprechend anzuwenden. In räumlich getrennten Organisations-
einheiten ist sicherzustellen, daß der Beauftragte für den Daten-
schutz bei der Erfüllung seiner Aufgaben unterstützt wird. In das
Verzeichnis nach § 18 Abs. 2 des Bundesdatenschutzgesetzes sind
automatisierte Dateien, die ausschließlich aus verarbeitungstech-
nischen Gründen vorübergehend erstellt und nach ihrer verarbei-
tungstechnischen Nutzung automatisch gelöscht werden, und
nicht-automatisierte Dateien, deren Sozialdaten nicht zur Über-
mittlung an Dritte bestimmt sind, nicht aufzunehmen. Die Sätze
1 bis 3 gelten nicht für öffentliche Stellen der Länder mit Aus-
nahme der Sozialversicherungsträger und ihrer Verbände; im
übrigen bleiben landesrechtliche Vorschriften über Verzeichnisse
der eingesetzten Datenverarbeitungsanlagen und Dateien sowie
über behördliche Datenschutzbeauftragte unberührt.

§ 82
Schadensersatz

Fügt eine in § 35 des Ersten Buches genannte Stelle des Bundes
dem Betroffenen durch eine nach den Vorschriften dieses Gesetz-
buchs oder nach anderen Vorschriften über den Datenschutz
unzulässige oder unrichtige automatisierte Verarbeitung seiner
personenbezogenen Sozialdaten einen Schaden zu, ist § 7 des
Bundesdatenschutzgesetzes entsprechend anzuwenden.
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§ 83
Auskunft an den Betroffenen

(1) Dem Betroffenen ist auf Antrag Auskunft zu erteilen über

1. die zu seiner Person gespeicherten Sozialdaten, auch soweit
sie sich auf Herkunft oder Empfänger dieser Daten beziehen,
und

2. den Zweck der Speicherung.

In dem Antrag soll die Art der Sozialdaten, über die Auskunft
erteilt werden soll, näher bezeichnet werden. Sind die Sozialda-
ten in Akten gespeichert, wird die Auskunft nur erteilt, soweit der
Betroffene Angaben macht, die das Auffinden der Daten ermög-
lichen, und der für die Erteilung der Auskunft erforderliche Auf-
wand nicht außer Verhältnis zu dem vom Betroffenen geltend
gemachten Informationsinteresse steht. Die speichernde Stelle
bestimmt das Verfahren, insbesondere die Form der Auskunfts-
erteilung, nach pflichtgemäßem Ermessen. § 25 Abs. 2 gilt ent-
sprechend.

(2) Absatz 1 gilt nicht für Sozialdaten, die nur deshalb gespei-
chert sind, weil sie aufgrund gesetzlicher, satzungsmäßiger oder
vertraglicher Aufbewahrungsvorschriften nicht gelöscht werden
dürfen, oder die ausschließlich Zwecken der Datensicherung oder
der Datenschutzkontrolle dienen. Absatz 1 gilt auch nicht für
Sozialdaten aus automatisierten Dateien, die ausschließlich aus
verarbeitungstechnischen Gründen vorübergehend erstellt und
nach ihrer verarbeitungstechnischen Nutzung automatisch
gelöscht werden.

(3) Bezieht sich die Auskunftserteilung auf die Übermittlung
von Sozialdaten an Staatsanwaltschaften und Gerichte im Bereich
der Strafverfolgung, an Polizeibehörden, Verfassungsschutz-
behörden, den Bundesnachrichtendienst und den Militärischen
Abschirmdienst, ist sie nur mit Zustimmung dieser Stellen zuläs-
sig.

(4) Die Auskunftserteilung unterbleibt, soweit

1. die Auskunft die ordnungsgemäße Erfüllung der in der
Zuständigkeit der speichernden Stelle liegenden Aufgaben
gefährden würde,

2. die Auskunft die öffentliche Sicherheit gefährden oder sonst
dem Wohle des Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten
würde oder

3. die Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung nach einer
Rechtsvorschrift oder ihrem Wesen nach, insbesondere
wegen der überwiegenden berechtigten Interessen eines
Dritten, geheimgehalten werden müssen

und deswegen das Interesse des Betroffenen an der Auskunfts-
erteilung zurücktreten muß.

(5) Die Ablehnung der Auskunftserteilung bedarf keiner
Begründung, soweit durch die Mitteilung der tatsächlichen und
rechtlichen Gründe, auf die die Entscheidung gestützt wird, der
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mit der Auskunftsverweigerung verfolgte Zweck gefährdet würde.
In diesem Falle ist der Betroffene darauf hinzuweisen, daß er
sich, wenn die in § 35 des Ersten Buches genannten Stellen der
Kontrolle des Bundesbeauftragten für den Datenschutz unterlie-
gen, an diesen, sonst an die nach Landesrecht für die Kontrolle
des Datenschutzes zuständige Stelle wenden kann.

(6) Wird einem Auskunftsberechtigten keine Auskunft erteilt,
so kann, soweit es sich um in § 35 des Ersten Buches genannte
Stellen handelt, die der Kontrolle des Bundesbeauftragten für
den Datenschutz unterliegen, dieser, sonst die nach Landesrecht
für die Kontrolle des Datenschutzes zuständige Stelle auf Verlan-
gen der Auskunftsberechtigten prüfen, ob die Ablehnung der
Auskunftserteilung rechtmäßig war.

(7) Die Auskunft ist unentgeltlich.

§ 84
Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten

(1) Sozialdaten sind zu berichtigen, wenn sie unrichtig sind.
Wird die Richtigkeit von Sozialdaten von dem Betroffenen
bestritten und läßt sich weder die Richtigkeit noch die Unrichtig-
keit feststellen, so ist dies in der Datei oder Akte zu vermerken
oder auf sonstige Weise festzuhalten. Die bestrittenen Daten
dürfen nur mit einem Hinweis hierauf genutzt und übermittelt
werden.

(2) Sozialdaten sind zu löschen, wenn ihre Speicherung unzu-
lässig ist. Sie sind auch zu löschen, wenn ihre Kenntnis für die
speichernde Stelle zur rechtmäßigen Erfüllung der in ihrer
Zuständigkeit liegenden Aufgaben nicht mehr erforderlich ist
und kein Grund zu der Annahme besteht, daß durch die
Löschung schutzwürdige Interessen des Betroffenen beeinträch-
tigt werden.

(3) An die Stelle einer Löschung tritt eine Sperrung, soweit

1. einer Löschung gesetzliche, satzungsmäßige oder vertrag-
liche Aufbewahrungsfristen entgegenstehen,

2. Grund zu der Annahme besteht, daß durch eine Löschung
schutzwürdige Interessen des Betroffenen beeinträchtigt
würden, oder

3. eine Löschung wegen der besonderen Art der Speicherung
nicht oder nicht mit angemessenem Aufwand möglich ist.

(4) Gesperrte Sozialdaten dürfen ohne Einwilligung des
Betroffenen nur übermittelt oder genutzt werden, wenn

1. es zu wissenschaftlichen Zwecken, zur Behebung einer
bestehenden Beweisnot oder aus sonstigen im überwiegen-
den Interesse der speichernden Stelle oder eines Dritten
liegenden Gründen unerläßlich ist und

2. die Sozialdaten hierfür übermittelt oder genutzt werden
dürften, wenn sie nicht gesperrt wären.
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(5) Von der Tatsache, daß Sozialdaten bestritten oder nicht
mehr bestritten sind, von der Berichtigung unrichtiger Sozial-
daten sowie der Löschung oder Sperrung wegen Unzulässigkeit
der Speicherung sind die Stellen zu verständigen, denen im Rah-
men einer regelmäßigen Datenübermittlung diese Daten zur
Speicherung weitergegeben werden, wenn dies zur Wahrung
schutzwürdiger Interessen des Betroffenen erforderlich ist.

(6) § 71 Abs. 1 Satz 3 bleibt unberührt.

§ 84 a
Unabdingbare Rechte des Betroffenen

(1) Die Rechte des Betroffenen nach diesem Kapitel können
nicht durch Rechtsgeschäft ausgeschlossen oder beschränkt
werden.

(2) Sind die Daten des Betroffenen in einer Datei gespeichert,
bei der mehrere Stellen speicherungsberechtigt sind, und ist der
Betroffene nicht in der Lage, die speichernde Stelle festzustellen,
so kann er sich an jede dieser Stellen wenden. Diese ist verpflich-
tet, das Vorbringen des Betroffenen an die speichernde Stelle wei-
terzuleiten. Der Betroffene ist über die Weiterleitung und die
speichernde Stelle zu unterrichten.

§ 85
Strafvorschriften

(1) Wer von diesem Gesetzbuch geschützte Sozialdaten, die
nicht offenkundig sind, unbefugt

1. speichert, verändert oder übermittelt,

2. zum Abruf mittels automatisierten Verfahrens bereithält
oder

3. abruft oder sich oder einem anderen aus Dateien verschafft,

wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe
bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer

1. die Übermittlung von durch dieses Gesetzbuch geschützten
Sozialdaten, die nicht offenkundig sind, durch unrichtige
Angaben erschleicht oder

2. entgegen § 67 c Abs. 5 Satz 1 oder § 78 Abs. 1 Satz 1 Sozial-
daten für andere Zwecke nutzt, indem er sie übermittelt.

(3) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich
oder einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu schädi-
gen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder Geld-
strafe.

(4) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt.
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§ 85 a
Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 78 Abs. 1 Satz 1 Sozialdaten verarbeitet oder
nutzt, wenn die Tat nicht in § 85 Abs. 2 Nr. 2 mit Strafe
bedroht ist,

2. entgegen § 80 Abs. 4, auch in Verbindung mit § 67 d Abs. 4
Satz 2, Sozialdaten anderweitig verarbeitet, nutzt oder länger
speichert oder

3. entgegen § 81 Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit § 36 Abs. 1 des
Bundesdatenschutzgesetzes einen Beauftragten für den
Datenschutz nicht oder nicht rechtzeitig bestellt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
fünfzigtausend Deutsche Mark geahndet werden.
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3. Besondere Vorschriften zum Sozialdatenschutz

Anmerkungen:Sozialgesetzbuch – Fünftes Buch (SGB V) –
– Gesetzliche Krankenversicherung –

3. Besondere Vorschriften zum Sozialdatenschutz

Anmerkungen:Sozialgesetzbuch – Fünftes Buch (SGB V) –
– Gesetzliche Krankenversicherung –

vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2477), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 24. März 998 (BGBl. I S. 526)

– Auszug –

§ 73
Kassenärztliche Versorgung

(1) Die vertragsärztliche Versorgung gliedert sich in die haus-
ärztliche und die fachärztliche Versorgung. Die hausärztliche Ver-
sorgung beinhaltet insbesondere

1. die allgemeine und fortgesetzte ärztliche Betreuung eines
Patienten in Diagnostik und Therapie bei Kenntnis seines
häuslichen familiären Umfeldes,

2. die Koordination diagnostischer, therapeutischer und pflege-
rischer Maßnahmen,

3. die Dokumentation, insbesondere Zusammenführung,
Bewertung und Aufbewahrung der wesentlichen Behand-
lungsdaten, Befunde und Berichte aus der ambulanten und
stationären Versorgung,

4. die Einleitung oder Durchführung präventiver und rehabili-
tativer Maßnahmen sowie die Integration nichtärztlicher Hil-
fen und flankierender Dienste in die Behandlungsmaßnah-
men.

(1 a) An der hausärztlichen Versorgung nehmen Ärzte für All-
gemeinmedizin und Ärzte ohne Gebietsbezeichnung teil. Kinder-
ärzte und Internisten ohne Teilgebietsbezeichnung wählen, ob sie
an der hausärztlichen oder an der fachärztlichen Versorgung teil-
nehmen. Soweit sie bereits am 1. Januar 1993 an der vertragsärzt-
lichen Versorgung teilnehmen, treffen sie ihre Wahl bis zum
31. Dezember 1995. Der Zulassungsausschuß kann eine von
Satz 2 abweichende, zeitlich befristete Regelung treffen, wenn
eine bedarfsgerechte Versorgung nach Feststellung des Landes-
ausschusses nicht gewährleistet ist. An der fachärztlichen Versor-
gung nehmen die Ärzte mit Gebietsbezeichnung teil, mit Aus-
nahme der Ärzte für Allgemeinmedizin sowie derjenigen Interni-
sten und Kinderärzte ohne Teilgebietsbezeichnung, die die Wahr-
nehmung hausärztlicher Versorgungsaufgaben gewählt haben.
Der Zulassungsausschuß kann Ärzten für Allgemeinmedizin und
Ärzten ohne Gebietsbezeichnung, die im wesentlichen spezielle
Leistungen erbringen, auf deren Antrag die Genehmigung zur
ausschließlichen Teilnahme an der fachärztlichen Versorgung
erteilen.
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Anmerkungen: (1 b) Ein Hausarzt darf bei Ärzten, die einen seiner Patienten
weiterbehandeln, die wesentlichen Behandlungsdaten und
Befunde des Versicherten zum Zweck der Dokumentation erhe-
ben. Der einen Versicherten weiterbehandelnde Arzt ist ver-
pflichtet, dem Hausarzt dieses Versicherten mit dessen Einver-
ständnis die in Satz 1 genannten Daten zum Zwecke der bei ihm
durchzuführenden Dokumentation zu übermitteln. Der Hausarzt
darf die ihm nach Satz 1 übermittelten Daten nur zu dem Zweck
speichern und nutzen, zu dem sie ihm übermittelt worden sind.
Bei einem Hausarztwechsel ist der bisherige Hausarzt des Ver-
sicherten verpflichtet, dem neuen Hausarzt die bei ihm über den
Versicherten gespeicherten Unterlagen mit dessen Einverständ-
nis vollständig zu übermitteln; der neue Hausarzt darf die in
diesen Unterlagen enthaltenen personenbezogenen Daten erhe-
ben.

(1 c) Die Spitzenverbände der Krankenkassen vereinbaren mit
der Kassenärztlichen Bundesvereinigung gemeinsam und ein-
heitlich das Nähere, insbesondere über Inhalt und Umfang der
hausärztlichen Versorgung. Die Vertragsparteien regeln die
Bedingungen, zu denen Kinderärzte und Internisten ohne Teilge-
bietsbezeichnung bis zum 31. Dezember 1995 sowohl an der
hausärztlichen als auch an der fachärztlichen Versorgung teilneh-
men können.

(2) Die vertragsärztliche Versorgung umfaßt die

1. ärztliche Behandlung,

2. zahnärztliche Behandlung einschließlich der Versorgung mit
Zahnersatz; kieferorthopädische Behandlung nach Maßgabe
des § 28 Abs. 2,

3. Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten,

4. ärztliche Betreuung bei Schwangerschaft und Mutterschaft,

5. Verordnung von medizinischen Leistungen der Rehabilita-
tion, Belastungserprobung und Arbeitstherapie,

6. Anordnung der Hilfeleistung anderer Personen,

7. Verordnung von Arznei-, Verband-, Heil- und Hilfsmitteln,
Krankentransporten sowie Krankenhausbehandlung oder
Behandlung in Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen,

8. Verordnung häuslicher Krankenpflege,

9. Ausstellung von Bescheinigungen und Erstellung von
Berichten, die die Krankenkassen oder der Medizinische
Dienst (§ 275) zur Durchführung ihrer gesetzlichen Auf-
gaben oder die die Versicherten für den Anspruch auf Fort-
zahlung des Arbeitsentgelts benötigen,

10. medizinische Maßnahmen zur Herbeiführung einer Schwan-
gerschaft nach § 27 a Abs. 1,

11. ärztliche Maßnahmen nach den §§ 24 a und 24 b.
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Anmerkungen:(3) In den Gesamtverträgen ist zu vereinbaren, inwieweit
Maßnahmen zur Vorsorge und Rehabilitation, soweit sie nicht
zur kassenärztlichen Versorgung nach Absatz 2 gehören, Gegen-
stand der kassenärztlichen Versorgung sind.

(4) Krankenhausbehandlung darf nur verordnet werden, wenn
eine ambulante Versorgung der Versicherten zur Erzielung des
Heil- oder Linderungserfolgs nicht ausreicht. Die Notwendigkeit
der Krankenhausbehandlung ist bei der Verordnung zu begrün-
den. In der Verordnung von Krankenhausbehandlung sind in den
geeigneten Fällen auch die beiden nächsterreichbaren, für die
vorgesehene Krankenhausbehandlung geeigneten Krankenhäu-
ser anzugeben. Das Verzeichnis nach § 39 Abs. 3 ist zu berück-
sichtigen.

(5) Der an der Kassenärztlichen Versorgung teilnehmende
Arzt und die ermächtigte ärztlich geleitete Einrichtung sollen bei
der Verordnung von Arzneimitteln die Preisvergleichsliste nach
§ 92 Abs. 2 beachten und auf dem Verordnungsblatt ihre Ent-
scheidung kenntlich machen, ob die Apotheke ein preisgünstige-
res wirkstoffgleiches Arzneimittel anstelle des verordneten Mit-
tels abgeben darf. Verordnet der Arzt ein Arzneimittel, dessen
Preis den Festbetrag nach § 35 überschreitet, hat der Arzt den
Versicherten über die sich aus seiner Verordnung ergebende
Pflicht zur Übernahme der Mehrkosten hinzuweisen.

(6) Zur kassenärztlichen Versorgung gehören Maßnahmen zur
Früherkennung von Krankheiten nicht, wenn sie im Rahmen der
Krankenhausbehandlung oder der stationären Entbindung durch-
geführt werden, es sei denn, die ärztlichen Leistungen werden
von einem Belegarzt erbracht.

(7) Über die Erbringung der ärztlichen Leistungen nach § 135
Abs. 1 Satz 4, die von einer Krankenkasse nach § 56 Abs. 1 oder 2
als Satzungsleistung vorgesehen sind, schließen die Partner der
Gesamtverträge Vereinbarungen.

§ 106
Wirtschaftlichkeitsprüfung

der vertragsärztlichen Versorgung

(1) Die Krankenkassen und die Kassenärztlichen Vereinigun-
gen überwachen die Wirtschaftlichkeit der vertragsärztlichen Ver-
sorgung.

(2) Die Wirtschaftlichkeit der Versorgung wird geprüft durch

1. arztbezogene Prüfung ärztlicher und ärztlich verordneter
Leistungen nach Durchschnittswerten oder bei Überschrei-
tung der Richtgrößen nach § 84 (Auffälligkeitsprüfung),

2. arztbezogene Prüfung ärztlicher und ärztlich verordneter
Leistungen auf der Grundlage von arztbezogenen und ver-
sichertenbezogenen Stichproben, die 2 v. H. der Ärzte je
Quartal umfassen (Zufälligkeitsprüfung). Die Vertragspart-
ner können vereinbaren, die Stichprobe getrennt nach Arzt-
gruppen zu ziehen.
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Anmerkungen: Die Prüfungen nach Durchschnittswerten und die Zufälligkeits-
prüfungen umfassen auch die Häufigkeit von Überweisungen,
Krankenhauseinweisungen und Feststellungen der Arbeitsunfä-
higkeit. Die Landesverbände der Krankenkassen und die Ver-
bände der Ersatzkassen können gemeinsam und einheitlich mit
den Kassenärztlichen Vereinigungen über die in Satz 1 vorgese-
henen Prüfungen hinaus andere arztbezogene Prüfungsarten ver-
einbaren; dabei dürfen versichertenbezogene Daten nur nach den
Vorschriften des 10. Kapitels erhoben, verarbeitet oder genutzt
werden. Eine erneute Prüfung nach Satz 1 Nr. 2 findet im Regel-
fall nicht vor Ablauf von 2 Jahren nach Einleitung dieser Prüfung
statt. Soweit ärztlich verordnete Leistungen bei Überschreitung
von Richtgrößen geprüft werden, werden Prüfungen nach Durch-
schnittswerten nicht durchgeführt.

(3) Die in Absatz 2 Satz 3 genannten Vertragspartner verein-
baren die Verfahren zur Prüfung der Wirtschaftlichkeit nach
Absatz 2 gemeinsam und einheitlich. Sie haben mit der Entschei-
dung über die Einzelheiten der Durchführung der Prüfungen Art
und Umfang der Leistungen, die in die Prüfungen einbezogen
werden, zu beschränken, wenn das Ziel der Prüfung auch auf
diese Weise erreicht werden kann. Der einer Prüfung nach Absatz
2 Satz 1 Nr. 2 zugrunde zu legende Zeitraum beträgt mindestens
1 Jahr. Die Vereinbarung für die Prüfung bei Überschreitung der
Richtgrößen nach § 84 hat einen Vomhundertsatz der Überschrei-
tung vorzusehen, ab dem Prüfungen ohne Antragstellung durch-
geführt werden, sowie einen Vomhundertsatz der Überschrei-
tung, ab dem der Vertragsarzt den sich daraus ergebenden
Mehraufwand zu erstatten hat, soweit dieser nicht durch Praxis-
besonderheiten begründet ist. Die Vertragspartner haben auch
das Verfahren für die Fälle zu regeln, in denen die Krankenkasse
den Versicherten nach § 64 Kosten erstattet. In den Verträgen ist
auch festzulegen, unter welchen Voraussetzungen Einzelfallprü-
fungen durchgeführt und pauschale Honorarkürzungen vorge-
nommen werden. Für den Fall wiederholt festgestellter Unwirt-
schaftlichkeit sind pauschale Honorarkürzungen vorzusehen.

(3 a) Ergeben die Prüfungen nach Abs. 2 und nach § 275 Abs. 1
Nr. 3 b, Abs. 1 a und Abs. 1 b, daß ein Arzt Arbeitsunfähigkeit
festgestellt hat, obwohl die medizinischen Voraussetzungen dafür
nicht vorlagen, kann der Arbeitgeber, der zu Unrecht Arbeitsent-
gelt gezahlt hat, und die Krankenkasse, die zu Unrecht Kranken-
geld gezahlt hat, von dem Arzt Schadensersatz verlangen, wenn
die Arbeitsunfähigkeit grob fahrlässig oder vorsätzlich festgestellt
worden ist, obwohl die Voraussetzungen dafür nicht vorgelegen
hatten.

(4) Die in Absatz 2 Satz 3 genannten Vertragspartner bilden
bei den Kassenärztlichen Vereinigungen gemeinsame Prüfungs-
und Beschwerdeausschüsse. Den Ausschüssen gehören Vertreter
der Ärzte und der Krankenkassen in gleicher Zahl an. Den Vorsitz
führt jährlich wechselnd ein Vertreter der Ärzte und ein Vertreter
der Krankenkassen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des
Vorsitzenden den Ausschlag.
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Anmerkungen:(5) Der Prüfungsausschuß entscheidet auf Antrag der Kran-
kenkasse, ihres Verbandes oder der Kassenärztlichen Vereini-
gung, ob der Vertragsarzt, der ermächtigte Arzt oder die ermäch-
tigte ärztlich geleitete Einrichtung gegen das Wirtschaftlichkeits-
gebot verstoßen hat und welche Maßnahmen zu treffen sind.
Dabei sollen gezielte Beratungen weiteren Maßnahmen in der
Regel vorangehen. Die Krankenkasse oder ihr Verband kann vor
Stellung eines Antrags nach Satz 1 den Vertragsarzt mit seiner
Zustimmung über die veranlaßten Leistungen, deren Kosten und
über wirtschaftliche Alternativen informieren. Gegen die Ent-
scheidungen der Prüfungsausschüsse können die betroffenen
Ärzte und ärztlich geleiteten Einrichtungen, die Krankenkasse,
die betroffenen Landesverbände der Krankenkassen sowie die
Kassenärztlichen Vereinigungen die Beschwerdeausschüsse anru-
fen. Die Anrufung hat aufschiebende Wirkung. Für das Verfahren
sind § 84 Abs. 1 und § 85 Abs. 3 SGG anzuwenden. Das Verfahren
vor dem Beschwerdeausschuß gilt als Vorverfahren (§ 78 SGG).

(5 a) Abweichend von Absatz 5 werden bei einer Überschrei-
tung der Richtgrößen nach § 84 Abs. 3 um mehr als 15 v. H. Prü-
fungen nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 ohne Antragstellung durchge-
führt; bei einer Überschreitung um mehr als 25 v. H. hat der Ver-
tragsarzt den sich daraus ergebenden Mehraufwand zu erstatten,
soweit dieser nicht durch Praxisbesonderheiten begründet ist.
Absatz 5 Satz 4 gilt entsprechend. Eine Klage gegen die Entschei-
dung des Beschwerdeausschusses hat keine aufschiebende Wir-
kung. Die Vertragspartner nach Absatz 2 Satz 3 können frühe-
stens ab 1. Januar 1995 Vomhundertsätze vereinbaren, die von
den in Satz 1 genannten abweichen.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten auch für die Prüfung der Wirt-
schaftlichkeit der im Krankenhaus erbrachten ambulanten ärzt-
lichen und belegärztlichen Leistungen; § 83 Abs. 2 gilt entspre-
chend.

§ 276
Zusammenarbeit

(1) Die Krankenkassen sind verpflichtet, dem Medizinischen
Dienst die für die Beratung und Begutachtung erforderlichen
Unterlagen vorzulegen und Auskünfte zu erteilen. Unterlagen,
die der Versicherte über seine Mitwirkungspflicht nach den §§ 60
und 65 SGB I hinaus seiner Krankenkasse freiwillig selbst über-
lassen hat, dürfen an den Medizinischen Dienst nur weitergege-
ben werden, soweit der Versicherte eingewilligt hat. Für die Ein-
willigung gilt § 67 Abs. 2 SGB X.

(2) Der Medizinische Dienst darf Sozialdaten nur erheben und
speichern, soweit dies für die Prüfungen, Beratungen und gut-
achtlichen Stellungnahmen nach § 275 und für die Modellvorha-
ben nach § 275 a erforderlich ist; haben die Krankenkassen nach
§ 275 Abs. 1 bis 3 eine gutachtliche Stellungnahme oder Prüfung
durch den Medizinischen Dienst veranlaßt, sind die Leistungser-
bringer verpflichtet, Sozialdaten auf Anforderung des Medizini-
schen Dienstes unmittelbar an diesen zu übermitteln, soweit dies
für die gutachtliche Stellungnahme und Prüfung erforderlich ist.
Ziehen die Krankenkassen den Medizinischen Dienst nach § 275
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Anmerkungen: Abs. 4 zu Rate, können sie ihn mit Erlaubnis der Aufsichtsbehör-
den beauftragen, Datenbestände leistungserbringer- oder fallbe-
zogen für zeitlich befristete und im Umfang begrenzte Aufträge
nach § 275 Abs. 4 auszuwerten; Sozialdaten sind vor der Über-
mittlung an den Medizinischen Dienst zu anonymisieren. Die
rechtmäßig erhobenen und gespeicherten Sozialdaten dürfen nur
für die in § 275 genannten Zwecke verarbeitet oder genutzt wer-
den, für andere Zwecke, soweit dies durch Rechtsvorschriften des
SGB angeordnet oder erlaubt ist. Die Sozialdaten sind nach
5 Jahren zu löschen. Die §§ 286, 287 und 304 Abs. 1 Satz 2 und 3
und Abs. 2 gelten für den Medizinischen Dienst entsprechend.
Der Medizinische Dienst darf in Dateien nur Angaben zur Person
und Hinweise auf bei ihm vorhandene Akten aufnehmen.

(2 a) Beauftragt der Medizinische Dienst einen Gutachter
(§ 279 Abs. 5), ist die Übermittlung von erforderlichen Daten zwi-
schen Medizinischem Dienst und dem Gutachter zulässig, soweit
dies zur Erfüllung des Auftrages erforderlich ist.

(3) Für das Akteneinsichtsrecht des Versicherten gilt § 25
SGB X entsprechend.

(4) Wenn es im Einzelfall zu einer gutachtlichen Stellung-
nahme über die Notwendigkeit und Dauer der stationären
Behandlung des Versicherten erforderlich ist, sind die Ärzte des
Medizinischen Dienstes befugt, zwischen 8.00 und 18.00 Uhr die
Räume der Krankenhäuser und Vorsorge- oder Rehabilitations-
einrichtungen zu betreten, um dort die Krankenunterlagen einzu-
sehen und, soweit erforderlich, den Versicherten untersuchen zu
können. In den Fällen des § 275 Abs. 3 a sind die Ärzte des Medi-
zinischen Dienstes befugt, zwischen 8.00 und 18.00 Uhr die
Räume der Krankenhäuser zu betreten, um dort die zur Prüfung
erforderlichen Unterlagen einzusehen.

(5) Wenn sich im Rahmen der Überprüfung der Feststellungen
von Arbeitsunfähigkeit (§ 275 Abs. 1 Nr. 3 b, Abs. 1 a und
Abs. 1 b) aus den ärztlichen Unterlagen ergibt, daß der Versicher-
te auf Grund seines Gesundheitszustandes nicht in der Lage ist,
einer Vorladung des Medizinischen Dienstes Folge zu leisten,
oder wenn der Versicherte einen Vorladungstermin oder Beru-
fung auf seinen Gesundheitszustand absagt und der Unter-
suchung fernbleibt, soll die Untersuchung in der Wohnung des
Versicherten stattfinden. Verweigert er hierzu seine Zustimmung,
kann ihm die Leistung versagt werden. Die §§ 65, 66 des Ersten
Buches bleiben unberührt.

(6) Die Aufgaben des Medizinischen Dienstes im Rahmen der
sozialen Pflegeversicherung ergeben sich zusätzlich zu den
Bestimmungen dieses Buches aus den Vorschriften des Elften
Buches.

§ 277
Mitteilungspflichten

(1) Der Medizinische Dienst hat dem an der vertragsärztlichen
Versorgung teilnehmenden Arzt, sonstigen Leistungsbringern,
über deren Leistungen er eine gutachtliche Stellungnahme abge-
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Anmerkungen:geben hat, und der Krankenkasse das Ergebnis der Begutachtung
und der Krankenkasse die erforderlichen Angaben über den
Befund mitzuteilen. Er ist befugt, den an der vertragsärztlichen
Versorgung teilnehmenden Ärzten und den sonstigen Leistungs-
erbringern, über deren Leistungen er eine gutachtliche Stellung-
nahme abgegeben hat, die erforderlichen Angaben über den
Befund mitzuteilen. Der Versicherte kann der Mitteilung über
den Befund an die Leistungserbringer widersprechen.

(2) Die Krankenkasse hat, solange ein Anspruch auf Fortzah-
lung des Arbeitsentgelts besteht, dem Arbeitgeber und dem Ver-
sicherten das Ergebnis des Gutachtens des Medizinischen
Dienstes über die Arbeitsunfähigkeit mitzuteilen, wenn das Gut-
achten mit der Bescheinigung des [jetzt] Vertragsarztes im Ergeb-
nis nicht übereinstimmt. Die Mitteilung darf keine Angaben über
die Krankheit des Versicherten enthalten.

§ 284
Sozialdaten bei den Krankenkassen

(1) Die Krankenkassen dürfen Sozialdaten für Zwecke der
Krankenversicherung nur erheben und speichern, soweit diese
für

1. die Feststellung des Versicherungsverhältnisses (§§ 5 bis 10)
und der Mitgliedschaft (§§ 186 bis 193),

2. die Ausstellung des Kranken- oder Berechtigungsscheins
(§ 15) oder der Krankenversichertenkarte (§ 291),

3. die Feststellung der Beitragspflicht und der Beiträge, deren
Tragung und Zahlung (§§ 223 bis 226 und 228 bis 256 sowie
§ 23 a des SGB IV) sowie deren Rückzahlung (§ 65),

4. die Prüfung der Leistungspflicht und die Gewährung von
Leistungen an Versicherte (§§ 2 und 11) einschließlich der
Verfahren bei Kostenerstattung und in Härtefällen,

5. die Unterstützung der Versicherten bei Behandlungsfehlern
(§ 66),

6. die Übernahme der Behandlungskosten in den Fällen des
§ 264,

7. die Beteiligung des Medizinischen Dienstes (§ 275),

8. die Abrechnung mit den Leistungserbringern,

9. die Überwachung der Wirtschaftlichkeit der Leistungserbrin-
gung (§ 106),

10. die Abrechnung mit anderen Leistungsträgern

erforderlich sind. Versichertenbezogene Angaben über ärztliche
Leistungen dürfen auch auf Datenbändern oder anderen maschi-
nell verwertbaren Datenträgern gespeichert werden, soweit dies
für die Rückzahlung von Beiträgen nach § 65 und für die in Satz 1
Nr. 4, 8 und 9 bezeichneten Zwecke erforderlich ist. Versicherten-
bezogene Angaben über ärztlich verordnete Leistungen dürfen
auf Datenbändern oder anderen maschinell verwertbaren Daten-
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Anmerkungen: trägern gespeichert werden, soweit dies für die Rückzahlung von
Beiträgen sowie für die in Satz 1 Nr. 4, 8, 9 und § 305 Abs. 1
bezeichneten Zwecke erforderlich ist. Die nach Satz 2 und 3
gespeicherten Daten sind zu löschen, sobald sie für die genannten
Zwecke nicht mehr benötigt werden. Im übrigen gelten für die
Datenerhebung und -speicherung die Vorschriften des SGB I und
SGB X.

(2) Im Rahmen der Überwachung der Wirtschaftlichkeit der
vertragsärztlichen Versorgung dürfen versichertenbezogene Lei-
stungs- und Gesundheitsdaten auf maschinell verwertbaren
Datenträgern nur gespeichert werden, soweit dies für Stichpro-
benprüfungen nach § 106 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 erforderlich ist.

(3) Die rechtmäßig erhobenen und gespeicherten versicher-
tenbezogenen Daten dürfen nur für die Zwecke der Aufgaben
nach Absatz 1 in dem jeweils erforderlichen Umfang verarbeitet
oder genutzt werden, für andere Zwecke, soweit dies durch
Rechtsverordnungen des SGB angeordnet oder erlaubt ist.

§ 285
Personenbezogene Daten

bei den Kassenärztlichen Vereinigungen

(1) Die Kassenärztlichen Vereinigungen dürfen Einzelanga-
ben über die persönlichen und sachlichen Verhältnisse der Ärzte
nur erheben und speichern, soweit dies zur Erfüllung der folgen-
den Aufgaben erforderlich ist:

1. Führung des Arztregisters (§ 95),

2. Sicherstellung und Vergütung der vertragsärztlichen Versor-
gung einschließlich der Überprüfung der Zulässigkeit und
Richtigkeit der Abrechnung,

3. Vergütung der ambulanten Krankenhausleistungen (§ 120),

4. Vergütung der belegärztlichen Leistungen (§ 121),

5. Durchführung von Wirtschaftlichkeitsprüfungen (§ 106),

6. Durchführung von Qualitätsprüfungen (§ 136).

(2) Einzelangaben über die persönlichen und sachlichen Ver-
hältnisse der Versicherten dürfen die Kassenärztlichen Vereini-
gungen nur erheben und speichern, soweit dies zur Erfüllung der
in Absatz 1 Nr. 5, 6 sowie § 83 Abs. 2 und § 305 genannten Auf-
gaben erforderlich ist.

(3) Die rechtmäßig erhobenen und gespeicherten Sozialdaten
dürfen nur für die Zwecke der Aufgaben nach Absatz 1 in dem
jeweils erforderlichen Umfang verarbeitet oder genutzt werden,
für andere Zwecke, soweit dies durch Rechtsvorschriften des SGB
angeordnet oder erlaubt ist.

(4) Soweit sich die Vorschriften dieses Kapitels auf Ärzte und
Kassenärztliche Vereinigungen beziehen, gelten sie entsprechend
für Zahnärzte und Kassenzahnärztliche Vereinigungen.
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Anmerkungen:§ 286
Datenübersicht

(1) Die Krankenkassen und die Kassenärztlichen Vereinigun-
gen erstellen einmal jährlich eine Übersicht über die Art der von
ihnen oder in ihrem Auftrag gespeicherten Sozialdaten. Die
Übersicht ist der zuständigen Aufsichtsbehörde vorzulegen.

(2) Die Krankenkassen und die Kassenärztlichen Vereinigun-
gen sind verpflichtet, die Übersicht nach Absatz 1 in geeigneter
Weise zu veröffentlichen.

(3) Die Krankenkassen und die Kassenärztlichen Vereinigun-
gen regeln in Dienstanweisungen das Nähere insbesondere über

1. die zulässigen Verfahren der Verarbeitung der Daten,

2. Art, Form, Inhalt und Kontrolle der einzugebenden und der
auszugebenden Daten,

3. die Abgrenzung der Verantwortungsbereiche bei der Daten-
verarbeitung,

4. die weiteren zur Gewährleistung von Datenschutz und
Datensicherheit zu treffenden Maßnahmen, insbesondere
der Maßnahmen nach der Anlage zu § 78 a SGB X.

§ 287
Forschungsvorhaben

(1) Die Krankenkassen und die Kassenärztlichen Vereinigun-
gen dürfen mit Erlaubnis der Aufsichtsbehörde die Daten-
bestände leistungserbringer- oder fallbeziehbar für zeitlich befri-
stete und im Umfang begrenzte Forschungsvorhaben, insbeson-
dere zur Gewinnung epidemiologischer Erkenntnisse, von
Erkenntnissen über Zusammenhänge zwischen Erkrankungen
und Arbeitsbedingungen oder von Erkenntnissen über örtliche
Krankheitsschwerpunkte, selbst auswerten oder über die sich aus
§ 304 ergebenden Fristen hinaus aufbewahren.

(2) Sozialdaten sind zu anonymisieren.

§ 288
Versichertenverzeichnis

Die Krankenkasse hat ein Versichertenverzeichnis zu führen.
Das Versichertenverzeichnis hat alle Angaben zu enthalten, die
zur Feststellung der Versicherungspflicht oder -berechtigung, zur
Bemessung und Einziehung der Beiträge, soweit nach der Art der
Versicherung notwendig, sowie zur Feststellung des Leistungsan-
spruchs einschließlich der Versicherung nach § 10 erforderlich
sind.

§ 289
Nachweispflicht bei Familienversicherung

Für die Eintragung in das Versichertenverzeichnis hat die
Krankenkasse die Versicherung nach § 10 bei deren Beginn fest-
zustellen. Sie kann die dazu erforderlichen Daten vom Angehöri-
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Anmerkungen: gen oder mit dessen Zustimmung vom Mitglied erheben. Der
Fortbestand der Voraussetzungen der Versicherung nach § 10 ist
auf Verlangen der Krankenkasse nachzuweisen.

§ 290
Krankenversichertennummer

Die Krankenkasse verwendet für jeden Versicherten eine Kran-
kenversichertennummer. Bei Vergabe der Nummer für Versicher-
te nach § 10 ist sicherzustellen, daß der Bezug zu dem Angehöri-
gen, der Mitglied ist, hergestellt werden kann. Die Rentenversi-
cherungsnummer darf vom 1. Januar 1992 an nicht mehr als Kran-
kenversichertennummer verwendet werden.

§ 291
Krankenversichertenkarte

(1) Die Krankenkasse stellt spätestens bis zum 1. Januar 1995
für jeden Versicherten eine Krankenversichertenkarte aus, die
den Krankenschein nach § 15 ersetzt. Die Karte ist von dem Ver-
sicherten zu unterschreiben. Sie darf nur für den Nachweis der
Berechtigung zur Inanspruchnahme von Leistungen im Rahmen
der vertragsärztlichen Versorgung sowie für die Abrechnung mit
den Leistungserbringern verwendet werden. Die Karte gilt nur für
die Dauer der Mitgliedschaft bei der ausstellenden Krankenkasse
und ist nicht übertragbar. Bei Inanspruchnahme ärztlicher
Behandlung bestätigt der Versicherte auf dem Abrechnungs-
schein des Arztes das Bestehen der Mitgliedschaft durch seine
Unterschrift. Die Krankenkasse kann die Gültigkeit der Karte
befristen.

(2) Die Krankenversichertenkarte enthält neben der Unter-
schrift des Versicherten in einer für eine maschinelle Übertragung
auf die für die [jetzt] vertragsärztliche Versorgung vorgesehenen
Abrechnungsunterlagen und Vordrucke (§ 295 Abs. 3 Nr. 1 und 2)
geeigneten Form ausschließlich folgende Angaben:

1. Bezeichnung der ausstellenden Krankenkasse,

2. Familienname und Vorname des Versicherten,

3. Geburtsdatum,

4. Anschrift,

5. Krankenversichertennummer,

6. Versichertenstatus,

7. Tag des Beginns des Versicherungsschutzes,

8. bei befristeter Gültigkeit der Karte das Datum des Fristab-
laufs.

(3) Die Spitzenverbände der Krankenkassen und die Kassen-
ärztlichen Bundesvereinigungen vereinbaren in den Verträgen
nach § 87 Abs. 1 das Nähere über die bundesweite Einführung
und Gestaltung der Krankenversichertenkarte.
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Anmerkungen:(4) Bei Beendigung des Versicherungsschutzes ist die Karte
der bisherigen, bei Krankenkassenwechsel der neuen Kranken-
kasse auszuhändigen.

§ 292
Angaben über Leistungsvoraussetzungen

(1) Die Krankenkasse hat Angaben über Leistungen, die zur
Prüfung der Voraussetzungen späterer Leistungsgewährung
erforderlich sind, aufzuzeichnen. Hierzu gehören insbesondere
Angaben zur Feststellung der Voraussetzungen von Leistungsan-
sprüchen bei Krankenhausbehandlung, medizinischen Leistun-
gen zur Gesundheitsvorsorge und Rehabilitation sowie zur Fest-
stellung der Voraussetzungen der Kostenerstattung und zur Lei-
stung von Zuschüssen. Im Falle der Arbeitsunfähigkeit sind auch
die Diagnosen aufzuzeichnen.

(2) Krankenkassen, die an der Erprobung der Beitragsrückzah-
lung teilnehmen (§ 65), haben für die Prüfung der Voraussetzun-
gen der Beitragsrückzahlung die für jeden Versicherten maßgeb-
liche Betragsgrenze zu ermitteln und die Art und den Wert der
nach § 65 Abs. 2 zu berücksichtigenden Leistungen aufzuzeich-
nen. Die Ermittlung nach Satz 1 muß bis zum Ende des III. Quar-
tals des Jahres abgeschlossen sein, das auf das Geschäftsjahr folgt,
für das die Beitragsrückzahlung durchgeführt wird. Die für die
Prüfung der Beitragsrückzahlung nach Satz 1 erhobenen Sozial-
daten dürfen nur zu diesem Zweck verarbeitet und genutzt wer-
den.

(3) Krankenkassen, die nicht an der Erprobung der Beitrags-
rückzahlung teilnehmen, aber im Rahmen der wissenschaftlichen
Begleitung der Modellkasse nach § 68 Satz 2 zu Vergleichszwek-
ken beobachtet werden, sind befugt, die erforderlichen Sozialda-
ten aufzuzeichnen und in anonymisierter Form zu Zwecken der
wissenschaftlichen Begleitung zu übermitteln. Absatz 2 Satz 3 gilt
entsprechend.

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten für den Zeitraum eines Jahres
vor der Erprobung der Beitragsrückzahlung und nach der Erpro-
bung der Beitragsrückzahlung entsprechend.

§ 293
Kennzeichen für Leistungsträger

und Leistungserbringer

(1) Die Krankenkassen verwenden im Schriftverkehr, ein-
schließlich des Einsatzes von maschinell lesbaren Datenträgern,
beim Datenaustausch, für Maßnahmen zur Qualitätssicherung
und für Abrechnungszwecke mit den anderen Trägern der Sozial-
versicherung und der BA sowie mit ihren Vertragspartnern ein-
schließlich deren Mitgliedern bundeseinheitliche Kennzeichen.

(2) Die Spitzenverbände der Krankenkassen und der anderen
Träger der Sozialversicherung sowie die BA gemeinsam vereinba-
ren mit den Spitzenorganisationen der Leistungserbringer ein-
heitlich Art und Aufbau der Kennzeichen und das Verfahren der
Vergabe und ihre Verwendung.
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Anmerkungen: (3) Kommt eine Vereinbarung nach Absatz 2 nicht oder nicht
innerhalb einer vom BMG gesetzten Frist zustande, kann dieser
im Einvernehmen mit dem BMA nach Anhörung der Beteiligten
das Nähere der Regelungen über Art und Aufbau der Kennzei-
chen und das Verfahren der Vergabe und ihre Verwendung durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates bestimmen.

§ 294
Pflichten der Leistungserbringer

Die an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden Ärzte
und die übrigen Leistungserbringer sind verpflichtet, die für die
Erfüllung der Aufgaben der Krankenkassen sowie der Kassenärzt-
lichen Vereinigung notwendigen Angaben, die aus der Erbrin-
gung, der Verordnung sowie der Abgabe von Versicherungslei-
stungen entstehen, aufzuzeichnen und gemäß den nachstehen-
den Vorschriften den Krankenkassen, den Kassenärztlichen Ver-
einigungen oder den mit der Datenverarbeitung beauftragten
Stellen mitzuteilen.

§ 295
Abrechnung ärztlicher Leistungen

(1) Die an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden
Ärzte und ärztlich geleiteten Einrichtungen sind verpflichtet,
1. in dem Abschnitt der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung, den

die Krankenkasse erhält, die Diagnosen,
2. in den Abrechnungsunterlagen für die vertragsärztlichen

Leistungen die von ihnen erbrachten Leistungen einschließ-
lich des Tages der Behandlung, bei ärztlicher Behandlung mit
Diagnosen, bei zahnärztlicher Behandlung mit Zahnbezug
und Befunden,

3. in den Abrechnungsunterlagen sowie auf den Vordrucken für
die vertragsärztliche Versorgung ihre Arztnummer sowie die
Angaben nach § 291 Abs. 2 Nr. 1 bis 8 maschinenlesbar

aufzuzeichnen und zu übermitteln. Die Diagnosen nach Satz 1
Nr. 1 und 2 sind nach dem 4stelligen Schlüssel der Internationa-
len Klassifikation der Krankheiten in der jeweiligen vom Deut-
schen Institut für medizinische Dokumentation und Information
im Auftrag des BMG herausgegebenen deutschen Fassung zu
verschlüsseln. Der BMG gibt den Zeitpunkt der Inkraftsetzung
der jeweiligen Fassung des Schlüssels für die Anwendung nach
Satz 2 im BAnz bekannt.

(1 a) Für die Erfüllung der Aufgaben nach § 83 Abs. 2 sind die
an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden Ärzte ver-
pflichtet und befugt, auf Verlangen der Kassenärztlichen Vereini-
gung die für die Prüfung erforderlichen Befunde vorzulegen.

(2) Für die Abrechnung der Vergütung übermitteln die Kas-
senärztlichen Vereinigungen den Krankenkassen, auf Verlangen
auf Datenbändern oder anderen maschinell verwertbaren Daten-
trägern, für jedes Quartal die für die vertragsärztliche Versorgung
erforderlichen Angaben über die abgerechneten Leistungen fall-
bezogen, nicht versichertenbezogen.
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Anmerkungen:(2 a) Die an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden
Ärzte und ärztlich geleiteten Einrichtungen sind verpflichtet, die
Angaben gemäß § 292 Abs. 1 aufzuzeichnen und den Krankenkas-
sen zu übermitteln.

(3) Die Spitzenverbände der Krankenkassen und die Kassen-
ärztlichen Bundesvereinigungen vereinbaren als Bestandteil der
Verträge nach § 82 Abs. 1 und § 87 Abs. 1 das Nähere über

1. Form und Inhalt der Abrechnungsunterlagen für die ver-
tragsärztlichen Leistungen,

2. Form und Inhalt der im Rahmen der vertragsärztlichen Ver-
sorgung erforderlichen Vordrucke,

3. die Erfüllung der Pflichten der Vertragsärzte nach Absatz 1,

4. die Erfüllung der Pflichten der Kassenärztlichen Vereinigun-
gen nach Absatz 2, insbesondere auch Form, Frist und
Umfang der Weiterleitung der Abrechnungsunterlagen an
die Krankenkassen oder deren Verbände,

5. Einzelheiten des Datenträgeraustausches und der gegenseiti-
gen Aufbereitung von Abrechnungsunterlagen nach den
§§ 296, 297 und 299.

(4) Bei Einführung der Krankenversichertenkarte (§ 291) ist in
den Verträgen nach Absatz 3 auch das Nähere über die Abrech-
nung ärztlicher Leistungen auf Überweisungsscheinen zu regeln.

(5) Die Vertragspartner nach Absatz 3 können vorsehen, daß
die an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden Ärzte
die für die Abrechnung der Leistungen notwendigen Angaben
der Kassenärztlichen Vereinigung auf maschinell verwertbaren
Datenträgern übermitteln dürfen. Zu diesem Zweck haben die
Vertragspartner das Nähere über die Voraussetzungen zur Teil-
nahme an einem solchen Abrechnungsverfahren, die Vorkehrun-
gen zur Sicherung vor fehlerhafter oder unzulässiger Verarbei-
tung und Nutzung sowie die Form der Abrechnung zu regeln. Die
Kassenärztlichen Vereinigungen können in den Satzungen ergän-
zende Regelungen treffen.

§ 296
Auffälligkeitsprüfungen

(1) Für die arztbezogene Prüfung nach Durchschnittswerten
(§ 106 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1) übermitteln die Kassenärztlichen Ver-
einigungen, auf Verlangen auf Datenbändern oder anderen
maschinell verwertbaren Datenträgern, den Krankenkassen aus
den Abrechnungen der Vertragsärzte für jedes Quartal folgende
Daten:

1. Arztnummer,

2. Kassennummer,

3. Anzahl der abgerechneten Behandlungsfälle, getrennt nach
Mitgliedern und Rentnern sowie deren Angehörigen,
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Anmerkungen: 4. Anzahl der Überweisungsfälle sowie Anzahl der Notarzt-
und Vertreterfälle, jeweils in der Aufschlüsselung nach Num-
mer 3,

5. durchschnittliche Anzahl der Fälle der vergleichbaren Fach-
gruppe in der Gliederung nach den Nummern 3 und 4,

6. Häufigkeit der abgerechneten Gebührenpositionen unter
Angabe des entsprechenden Fachgruppendurchschnitts.

(2) In Überweisungsfällen übermitteln die Kassenärztlichen
Vereinigungen den Krankenkassen auch die Arztnummer des
überweisenden Arztes sowie des die Überweisung annehmenden
Arztes.

(3) Für die arztbezogene Prüfung nach Durchschnittswerten
und Richtgrößen (§ 106 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1) übermitteln die Kran-
kenkassen, auf Verlangen auf Datenbändern oder anderen
maschinell verwertbaren Datenträgern, den Kassenärztlichen
Vereinigungen über die von den Vertragsärzten verordneten Lei-
stungen (Arznei-, Verband-, Heil- und Hilfsmittel, Krankenhaus-
behandlung) für jedes Quartal folgende Daten:

1. Arztnummer des verordnenden Arztes,

2. Kassennummer,

3. Art, Menge und Kosten verordneter Arznei-, Verband-, Heil-
und Hilfsmittel, getrennt nach Mitgliedern und Rentnern
sowie deren Angehörigen,

4. Häufigkeit von Krankenhauseinweisungen sowie Dauer der
Krankenhausbehandlung.

(4) Die Vertragspartner nach § 106 vereinbaren das Nähere
über die nach Absatz 3 Nr. 3 anzugebenden Arten und Gruppen
von Arznei-, Verband-, Heil- und Hilfsmitteln. Sie können auch
vereinbaren, daß jedes einzelne Mittel oder dessen Kennzeichen
angegeben wird.

(5) Die Krankenkassen übermitteln den Kassenärztlichen Ver-
einigungen aus den Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen für
jedes Quartal die Häufigkeit der Arbeitsunfähigkeitsfälle sowie
deren Dauer.

§ 297
Zufälligkeitsprüfungen

(1) Für die Stichprobenprüfungen nach § 106 Abs. 2 Satz 1
Nr. 2 bestimmen die Vertragspartner nach § 106 für jedes Quartal,
sobald die Abrechnungsunterlagen für die vertragsärztlichen Lei-
stungen bei der Kassenärztlichen Vereinigung vorliegen, gemein-
sam die Ärzte, die in die Stichprobenprüfung einbezogen werden.

(2) Die Kassenärztlichen Vereinigungen übermitteln, auf Ver-
langen auf Datenbändern oder anderen maschinell verwertbaren
Datenträgern, den Krankenkassen aus den Belegen über die von
den in die Stichprobenprüfung einbezogenen Vertragsärzten zu
Lasten der jeweiligen Krankenkasse abgerechneten Leistungen
folgende Daten:
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Anmerkungen:1. Arztnummer,

2. Kassennummer,

3. Krankenversicherungsnummer,

4. abgerechnete Gebührenpositionen je Behandlungsfall ein-
schließlich des Tages der Behandlung, bei ärztlicher Behand-
lung mit der nach dem in § 295 Abs. 1 Satz 2 genannten
Schlüssel verschlüsselten Diagnose, bei zahnärztlicher
Behandlung mit Zahnbezug und Befunden.

Die Daten sind jeweils für den Zeitraum eines Jahres zu übermit-
teln.

(3) Die Krankenkassen übermitteln, auf Verlangen auf Daten-
bändern oder anderen maschinell verwertbaren Datenträgern,
den Kassenärztlichen Vereinigungen aus den Belegen über die
von den in die Stichprobenprüfung einbezogenen Vertragsärzten
verordneten Leistungen die Angaben nach § 296 Abs. 3 Nr. 1 bis 4
und Abs. 5 versichertenbeziehbar unter Angabe der Krankenver-
sichertennummer. Die Daten sind jeweils für den Zeitraum eines
Jahres zu übermitteln.

(4) Daten über (jetzt) vertragsärztliche Leistungen und Daten
über verordnete Leistungen dürfen, soweit sie versicherungsbe-
zogen sind, auf maschinell verwertbaren Datenträgern nur
zusammengeführt werden, soweit dies zur Durchführung der
Stichprobenprüfung erforderlich ist.

§ 298
Übermittlung versichertenbezogener Daten

Im Rahmen eines Prüfverfahrens ist die versichertenbezogene
Übermittlung von Angaben über ärztlich verordnete Leistungen
zulässig, soweit die Wirtschaftlichkeit oder Qualität der ärztlichen
Behandlungs- oder Verordnungsweise im Einzelfall zu beurteilen
ist.

§ 299
Abrechnungsdaten bei Beitragsrückzahlung

In Fällen, in denen Krankenkassen an Erprobungen zur Bei-
tragsrückzahlung teilnehmen, haben die Kassenärztlichen Verei-
nigungen sowie die Krankenhäuser und die sonstigen Leistungs-
erbringer den Krankenkassen die Art und den Wert der nach § 65
Abs. 2 für die Beitragsrückzahlung zu berücksichtigenden Lei-
stungen versichertenbezogen zu übermitteln. Das Nähere über
Art und Umfang der Datenübermittung vereinbaren die Landes-
verbände der Krankenkassen und die Verbände der Ersatzkassen
mit den Kassenärztlichen Vereinigungen, der jeweiligen Landes-
krankenhausgesellschaft oder den Vereinigungen der Kranken-
hausträger im Land sowie den Verbänden der sonstigen Lei-
stungserbringer.
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Anmerkungen:
§ 300

Arzneimittelabrechnung

(1) Die Apotheken sind verpflichtet,

1. bei Abgabe von Fertigarzneimitteln für Versicherte das nach
Absatz 3 Nr. 1 zu verwendende Kennzeichen maschinenles-
bar auf das für die [jetzt] vertragsärztliche Versorgung ver-
bindliche Verordnungsblatt zu übertragen,

2. die Verordnungsblätter an die Krankenkassen weiterzuleiten
und diesen die nach Maßgabe der nach Absatz 3 Nr. 2 getrof-
fenen Vereinbarungen erforderlichen Abrechnungsdaten zu
übermitteln.

(2) Die Apotheken können zur Erfüllung ihrer Verpflichtun-
gen nach Absatz 1 Rechenzentren in Anspruch nehmen.

(3) Die Spitzenverbände der Krankenkassen und die für die
Wahrnehmung der wirtschaftlichen Interessen gebildete maßgeb-
liche Spitzenorganisation der Apotheker regeln in einer Arznei-
mittelabrechnungsvereinbarung das Nähere insbesondere über

1. die Verwendung eines bundeseinheitlichen Kennzeichens
für das verordnete Fertigarzneimittel als Schlüssel zu Han-
delsname, Hersteller, Darreichungsform, Wirkstoffstärke
und Packungsgröße des Arzneimittels,

2. die Einzelheiten der Übertragung des Kennzeichens und der
Abrechnung, die Voraussetzungen und Einzelheiten der
Übermittlung der Abrechnungsdaten auf Datenbändern oder
anderen maschinell verwertbaren Datenträgern sowie die
Weiterleitung der Verordnungsblätter an die Krankenkassen.

(4) Kommt eine Vereinbarung nach Absatz 3 nicht oder nicht
innerhalb einer vom BMG gesetzten Frist zustande, wird ihr
Inhalt durch die Schiedsstelle nach § 129 Abs. 8 festgesetzt.

§ 301
Krankenhäuser

(1) Die nach § 108 zugelassenen Krankenhäuser sind verpflich-
tet, den Krankenkassen bei Krankenhausbehandlung folgende
Angaben maschinenlesbar zu übermitteln:

1. die Angaben nach § 291 Abs. 2 Nr. 1 bis 8 sowie das kranken-
hausinterne Kennzeichen des Versicherten,

2. das Institutionskennzeichen des Krankenhauses und der
Krankenkasse,

3. den Tag, die Uhrzeit und den Grund der Aufnahme sowie die
Einweisungsdiagnose, die Aufnahmediagnose, bei einer
Änderung der Aufnahmediagnose die nachfolgenden Dia-
gnosen, die voraussichtliche Dauer der Krankenhausbehand-
lung sowie, falls diese überschritten wird, auf Verlangen der
Krankenkasse die medizinische Begründung,
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Anmerkungen:4. bei ärztlicher Verordnung von Krankenhausbehandlung die
Arztnummer des einweisenden Arztes, bei Verlegung das
Institutionskennzeichen des veranlassenden Krankenhauses,
bei Notfallaufnahme die die Aufnahme veranlassende Stelle,

5. die Bezeichnung der aufnehmenden Fachabteilung, bei Ver-
legung die der weiterbehandelnden Fachabteilungen,

6. Datum und Art der im jeweiligen Krankenhaus durchgeführ-
ten Operationen,

7. den Tag, die Uhrzeit und den Grund der Entlassung oder der
externen Verlegung sowie die Entlassungs- oder Verlegungs-
diagnose; bei externer Verlegung das Institutionskennzei-
chen der aufnehmenden Institution,

8. Angaben über die im jeweiligen Krankenhaus durchgeführ-
ten Rehabilitationsmaßnahmen sowie Vorschläge für die Art
der weiteren Behandlung mit Angabe geeigneter Einrichtun-
gen,

9. die nach den §§ 115 a und 115 b sowie nach der BPflVO
berechneten Entgelte.

Die Übermittlung der medizinischen Begründung von Verlänge-
rungen der Verweildauer nach Satz 1 Nr. 3 sowie der Angaben
nach Satz 1 Nr. 8 ist auch in nicht maschinenlesbarer Form zuläs-
sig.

(2) Die Diagnosen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 und 7 sind nach
dem vierstelligen Schlüssel der Internationalen Klassifikation der
Krankheiten in der jeweiligen vom Deutschen Institut für medizi-
nische Dokumentation und Information im Auftrag des Bundes-
ministeriums für Gesundheit herausgegebenen deutschen Fas-
sung zu verschlüsseln. Die Operationen nach Absatz 1 Satz 1
Nr. 6 sind nach dem vom Deutschen Institut für medizinische
Dokumentation und Information im Auftrag des Bundesministe-
riums für Gesundheit auf der Grundlage der Internationalen
Klassifikation der Prozeduren in der Medizin herausgegebenen
Schlüssel zu verschlüsseln. Der Bundesminister für Gesundheit
gibt den Zeitpunkt der Inkraftsetzung der jeweiligen Fassung des
Schlüssels und der Klassifikation für die Anwendung nach Satz 1
im BAnz bekannt. Die Fachabteilungen nach Absatz 1 Satz 1
Nr. 5 sind nach der Gliederung im Anhang 1 zum Kosten- und
Leistungsnachweis nach § 16 Abs. 4 BPflVO anzugeben.

(3) Das Nähere über Form und Inhalt der erforderlichen Vor-
drucke, die Zeitabstände für die Übermittlung der Angaben nach
Absatz 1 und das Verfahren der Abrechnung auf maschinell ver-
wertbaren Datenträgern vereinbaren die Spitzenverbände der
Krankenkassen gemeinsam mit der Deutschen Krankenhausge-
sellschaft oder den Bundesverbänden der Krankenhausträger
gemeinsam.

(4) Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen, für die ein
Versorgungsvertrag nach § 111 besteht, sind verpflichtet[,] den
Krankenkassen bei stationärer Behandlung folgende Angaben
maschinenlesbar zu übermitteln:
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Anmerkungen: 1. die Angaben nach § 291 Abs. 2 Nr. 1 bis 6 sowie das interne
Kennzeichen der Einrichtung für den Versicherten,

2. das Institutionskennzeichen der Vorsorge- oder Rehabilita-
tionseinrichtung und der Krankenkasse,

3. den Tag der Aufnahme, die Einweisungsdiagnose, die Auf-
nahmediagnose, die voraussichtliche Dauer der Behandlung
sowie, falls diese überschritten wird, auf Verlangen der Kran-
kenkasse die medizinische Begründung,

4. bei ärztlicher Verordnung von Vorsorge- oder Rehabilita-
tionsmaßnahmen die Arztnummer des einweisenden Arztes,

5. den Tag, die Uhrzeit und den Grund der Entlassung oder der
externen Verlegung sowie die Entlassungs- oder Verlegungs-
diagnose; bei externer Verlegung das Institutionskennzei-
chen der aufnehmenden Institution,

6. Angaben über die durchgeführten Vorsorge- und Rehabili-
tationsmaßnahmen sowie Vorschläge für die Art der weite-
ren Behandlung mit Angabe geeigneter Einrichtungen,

7. die berechneten Entgelte.

Die Übermittlung der medizinischen Begründung von Verlänge-
rungen der Verweildauer nach Satz 1 Nr. 3 sowie [richtig] der
Angaben nach Satz 1 Nr. 6 ist auch in nicht maschinenlesbarer
Form zulässig. Für die Angaben der Diagnosen nach Satz 1 Nr. 3
und 5 gilt Absatz 2 entsprechend. Absatz 3 gilt entsprechend.

(5) Die ermächtigten Krankenhausärzte sind verpflichtet, dem
Krankenhausträger im Rahmen des Verfahrens nach § 120 Abs. 1
Satz 3 die für die Abrechnung der vertragsärztlichen Leistungen
erforderlichen Unterlagen zu übermitteln; § 295 gilt entspre-
chend. Der Krankenhausträger hat den Kassenärztlichen Vereini-
gungen die Abrechnungsunterlagen zum Zweck der Abrechnung
vorzulegen. Die Sätze 1 und 2 gelten für die Abrechnung wahl-
ärztlicher Leistungen entsprechend.

§ 301 a
Hebammen und Entbindungspfleger

Freiberuflich tätige Hebammen und Entbindungspfleger sind
verpflichtet, den Krankenkassen die gemäß der nach § 134 Abs. 1
erlassenen Rechtsverordnung für die Abrechnung vorgeschriebe-
nen Angaben zu übermitteln.

§ 302
Abrechnung der sonstigen Leistungserbringer

(1) Die Leistungserbringer im Bereich der Heil- und Hilfsmit-
tel und die weiteren Leistungserbringer sind verpflichtet, maschi-
nenlesbar in den Abrechnungsbelegen die von ihnen erbrachten
Leistungen nach Art, Menge und Preis zu bezeichnen und den
Tag der Leistungserbringung sowie die Arztnummer des verord-
nenden Arztes und die Angaben nach § 291 Abs. 2 Nr. 1 bis 6
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Anmerkungen:anzugeben; bei der Abrechnung über die Abgabe von Hilfsmit-
teln sind dabei die Bezeichnungen des Hilfsmittelverzeichnisses
nach § 128 zu verwenden.

(2) Das Nähere über Form und Inhalt des Abrechnungsverfah-
rens bestimmen die Spitzenverbände der Krankenkassen in
gemeinsam erstellten Richtlinien, die in den Leistungs- oder Lie-
ferverträgen zu beachten sind.

(3) Die Richtlinien haben auch die Voraussetzungen und das
Verfahren bei Teilnahme an einer Abrechnung auf Datenbändern
oder anderen maschinell verwertbaren Datenträgern zu regeln.

§ 303
Ergänzende Regelungen

(1) Die Landesverbände der Krankenkassen und die Verbände
der Ersatzkassen können mit den Leistungserbringern oder ihren
Verbänden vereinbaren, daß

1. der Umfang der zu übermittelnden Abrechnungsbelege ein-
geschränkt,

2. bei der Abrechnung von Leistungen von einzelnen Angaben
ganz oder teilweise abgesehen

wird, wenn dadurch eine ordnungsgemäße Abrechnung und die
Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben der Krankenkassen nicht
gefährdet werden.

(2) Die Krankenkassen können zur Vorbereitung der Prüfun-
gen nach den §§ 106, 112 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und § 113 sowie zur
Vorbereitung der Unterrichtung der Versicherten nach § 305
Arbeitsgemeinschaften nach § 219 mit der Speicherung und Ver-
arbeitung der dafür erforderlichen Daten beauftragen. Die den
Arbeitsgemeinschaften übermittelten versichertenbezogenen
Daten sind vor der Übermittlung zu anonymisieren. Die Identifi-
kation des Versicherten durch die Krankenkasse ist dabei zu
ermöglichen; sie ist zulässig, soweit sie für die in Satz 1 genann-
ten Zwecke erforderlich ist. § 286 gilt entsprechend.

(3) Die Krankenkassen dürfen Abrechnungen der Leistungs-
erbringer nur vergüten, wenn die Daten nach § 291 Abs. 2 Nr. 1
bis 6, § 295 Abs. 1 und 2, § 296 Abs. 1 und 2, § 297 Abs. 2, § 300
Abs. 1, § 301 Abs. 1 und § 302 Abs. 1, in dem jeweils zugelassenen
Umfang maschinenlesbar oder auf maschinell verwertbaren
Datenträgern, angegeben oder übermittelt worden sind. Für die
Angabe der Diagnosen nach § 295 Abs. 1 gilt Satz 1 ab dem Zeit-
punkt der Inkraftsetzung der überarbeiteten Zehnten Fassung des
Schlüssels gemäß § 295 Abs. 1 Satz 3.

§ 304
Aufbewahrung von Daten

bei Krankenkassen und Kassenärztlichen Vereinigungen

(1) Für das Löschen der für Aufgaben der gesetzlichen Kran-
kenversicherung gespeicherten Sozialdaten gilt § 84 Abs. 2 SGB X
entsprechend der Maßgabe, daß
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Anmerkungen: 1. die Daten nach § 292 Abs. 1 spätestens nach 10 Jahren,

2. die Daten nach § 292 Abs. 2, § 295 Abs. 2, § 296 Abs. 1 und 3
sowie den §§ 297 und 299 spätestens nach 2 Jahren

zu löschen sind. Die Aufbewahrungsfristen beginnen mit dem
Ende des Geschäftsjahres, in dem die Leistungen gewährt oder
abgerechnet wurden. Die Krankenkassen können für Zwecke der
Krankenversicherung Leistungsdaten länger aufbewahren, wenn
sichergestellt ist, daß ein Bezug zum Arzt und Versicherten nicht
mehr herstellbar ist.

(2) Im Falle des Wechsels der Krankenkasse ist die bisher
zuständige Krankenkasse verpflichtet, die für die Fortführung der
Versicherung erforderlichen Angaben nach den §§ 288 und 292
auf Verlangen der neuen Krankenkasse mitzuteilen.

(3) Für die Aufbewahrung der Kranken- und sonstigen
Berechtigungsscheine für die Inanspruchnahme von Leistungen
einschließlich der Verordnungsblätter für Arznei-, Verband-,
Heil- und Hilfsmittel gilt § 84 Abs. 2 und 6 SGB X.

§ 305
Auskünfte an Versicherte

(1) Die Krankenkassen unterrichten die Versicherten auf
deren Antrag über die im jeweils letzten Geschäftsjahr in
Anspruch genommenen Leistungen und deren Kosten. Die Kas-
senärztlichen und die Kassenzahnärztlichen Vereinigungen über-
mitteln den Krankenkassen in den Fällen des Satzes 1 die Anga-
ben über die von den Versicherten in Anspruch genommenen
ärztlichen und zahnärztlichen Leistungen und deren Kosten für
jeden Versicherten gesondert in einer Form, die eine Kenntnis-
nahme durch die Krankenkassen ausschließt. Die Krankenkassen
leiten die Angaben an den Versicherten weiter. Eine Mitteilung
an die Leistungserbringer über die Unterrichtung des Versicher-
ten ist nicht zulässig. Die Krankenkassen können in ihrer Satzung
das Nähere über das Verfahren der Unterrichtung regeln.

(2) Die an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden
Ärzte und ärztlich geleiteten Einrichtungen unterrichten die Ver-
sicherten schriftlich über die zu Lasten der Krankenkassen abge-
rechneten Leistungen und die von den Krankenkassen zu zahlen-
den Entgelte innerhalb von vier Wochen nach Ablauf des Quar-
tals, in dem die Leistungen in Anspruch genommen worden sind.
Satz 1 gilt auch für Vertragszahnärzte. Das Nähere regeln die Ver-
tragspartner nach § 82 in den Bundesmantelverträgen. Die Kran-
kenhäuser unterrichten die Versicherten schriftlich innerhalb von
vier Wochen nach Abschluß der Krankenhausbehandlung über
die von den Krankenkassen zu zahlenden Entgelte; das Nähere
regeln die Spitzenverbände der Krankenkassen gemeinsam und
einheitlich und die Deutsche Krankenhausgesellschaft durch Ver-
trag.
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Sozialgesetzbuch – Sechstes Buch (SGB VI) –
– Gesetzliche Rentenversicherung –
vom 18. Dezember 1989 (BGBl. I S. 2261),

zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 1997
(BGBl. I S. 3121)

– Auszug –

§ 147
Versicherungsnummer

(1) Der Träger der Rentenversicherung kann für Personen eine
Versicherungsnummer vergeben, wenn dies zur personenbezoge-
nen Zuordnung der Daten für die Erfüllung einer gesetzlichen
Aufgabe nach diesem Gesetzbuch erforderlich oder dies durch
Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes bestimmt ist. Für die nach
diesem Buche versicherten Personen hat er eine Versicherungs-
nummer zu vergeben.

(2) Die Versicherungsnummer einer Person setzt sich zusam-
men aus

1. der Bereichsnummer des die Versicherungsnummer verge-
benden Trägers der Rentenversicherung,

2. dem Geburtsdatum,

3. dem Anfangsbuchstaben des Geburtsnamens,

4. der Seriennummer, die auch eine Aussage über das
Geschlecht einer Person enthalten darf, und

5. der Prüfziffer.

Weitere personenbezogene Merkmale darf die Versicherungs-
nummer nicht enthalten.

(3) Jede Person, an die eine Versicherungsnummer vergeben
wird, ist unverzüglich über ihre Versicherungsnummer zu unter-
richten.

§ 148
Datenerhebung, Datenverarbeitung und

Datennutzung beim Rentenversicherungsträger

(1) Der Träger der Rentenversicherung darf Sozialdaten nur
erheben, verarbeiten und nutzen, soweit dies zur Erfüllung seiner
gesetzlich zugewiesenen oder zugelassenen Aufgaben erforder-
lich ist. Aufgaben nach diesem Buche sind

1. die Feststellung eines Versicherungsverhältnisses einschließ-
lich einer Versicherungsfreiheit oder Versicherungsbefrei-
ung,

2. der Nachweis von rentenrechtlichen Zeiten,

3. die Festsetzung und Durchführung von Leistungen zur
Rehabilitation,
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4. die Festsetzung, Zahlung, Anpassung, Überwachung, Ein-
stellung oder Abrechnung von Renten und anderen Geldlei-
stungen,

5. die Erteilung von Auskünften sowie die Führung und Klä-
rung der Versicherungskonten,

6. der Nachweis von Beiträgen und deren Erstattung.

(2) Der Träger der Rentenversicherung darf Daten, aus denen
die Art einer Erkrankung erkennbar ist, zusammen mit anderen
Daten in einer gemeinsamen Datei nur speichern, wenn durch
technische und organisatorische Maßnahmen sichergestellt ist,
daß die Daten über eine Erkrankung nur den Personen zugäng-
lich sind, die sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigen.

(3) Die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens, das die
Übermittlung von Sozialdaten aus Dateien der Träger der Ren-
tenversicherung durch Abruf ermöglicht, ist nur zwischen den
Trägern der Rentenversicherung sowie mit der gesetzlichen Kran-
kenversicherung, der Bundesanstalt für Arbeit und der Post AG,
soweit sie mit der Berechnung oder Auszahlung von Soziallei-
stungen betraut ist, zulässig; dabei dürfen auch Vermittlungsstel-
len eingeschaltet werden. Sie ist mit Leistungsträgern außerhalb
des Geltungsbereichs dieses Gesetzbuchs zulässig, soweit diese
Daten zur Feststellung von Leistungen nach über- und zwischen-
staatlichem Recht erforderlich sind und nicht Grund zur
Annahme besteht, daß dadurch schutzwürdige Belange der davon
betroffenen Personen beeinträchtigt werden.

(4) Die Träger der Rentenversicherung dürfen der Datenstelle
oder dem VDR Sozialdaten nur übermitteln, soweit dies zur Füh-
rung einer Datei bei der Datenstelle oder zur Erfüllung einer
anderen gesetzlich vorgeschriebenen oder zugelassenen Aufgabe
erforderlich ist. Die Einschränkungen des Satzes 1 gelten nicht,
wenn die Sozialdaten in einer anonymisierten Form übermittelt
werden.

§ 149
Versicherungskonto

(1) Der Träger der Rentenversicherung führt für jeden Ver-
sicherten ein Versicherungskonto, das nach der Versicherungs-
nummer geordnet ist. In dem Versicherungskonto sind die Daten,
die für die Durchführung der Versicherung sowie die Feststellung
und Erbringung von Leistungen einschließlich der Rentenaus-
kunft erforderlich sind, zu speichern. Ein Versicherungskonto
darf auch für Personen geführt werden, die nicht nach den Vor-
schriften dieses Buches versichert sind, soweit es für Prüfungen
bei Arbeitgebern (§ 28 p des Vierten Buches) erforderlich ist.

(2) Der Träger der Rentenversicherung hat darauf hinzuwir-
ken, daß die im Versicherungskonto gespeicherten Daten voll-
ständig und geklärt sind. Die Daten sollen so gespeichert werden,
daß sie jederzeit abgerufen und auf maschinell verwertbaren
Datenträgern oder durch Datenübertragung übermittelt werden
können.
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(3) Der Träger der Rentenversicherung unterrichtet die Ver-
sicherten regelmäßig über die in ihrem Versicherungskonto
gespeicherten Sozialdaten, die für die Feststellung der Höhe
einer Rentenanwartschaft erheblich sind (Versicherungsverlauf).

(4) Versicherte sind verpflichtet, bei der Klärung des Versiche-
rungskontos mitzuwirken, insbesondere den Versicherungsver-
lauf auf Richtigkeit und Vollständigkeit zu überprüfen, alle für die
Kontenerklärung erheblichen Tatsachen anzugeben und die not-
wendigen Urkunden und sonstigen Beweismittel beizubringen.

(5) Hat der Versicherungsträger das Versicherungskonto
geklärt oder hat der Versicherte innerhalb von 6 Kalendermona-
ten nach Versendung des Versicherungsverlaufs seinem Inhalt
nicht widersprochen, stellt der Versicherungsträger die im Ver-
sicherungsverlauf enthaltenen und nicht bereits festgestellten
Daten, die länger als 6 Kalenderjahre zurückliegen, durch
Bescheid fest. Bei Änderung der dem Feststellungsbescheid
zugrundeliegenden Vorschriften ist der Feststellungsbescheid
durch einen neuen Feststellungsbescheid oder im Rentenbe-
scheid mit Wirkung für die Vergangenheit aufzuheben; die §§ 24
und 48 des Zehnten Buches sind nicht anzuwenden. Über die
Anrechnung und Bewertung der im Versicherungsverlauf enthal-
tenen Daten wird erst bei Feststellung einer Leistung entschie-
den.

§ 150
Dateien bei der Datenstelle

(1) Bei der Datenstelle darf eine Stammsatzdatei geführt wer-
den, soweit dies erforderlich ist, um

1. sicherzustellen, daß eine Person nur eine Versicherungs-
nummer erhält und eine vergebene Versicherungsnummer
nicht noch einmal für eine andere Person verwendet wird,

2. für eine Person die vergebene Versicherungsnummer festzu-
stellen,

3. zu erkennen, welcher Träger der Rentenversicherung für die
Führung eines Versicherungskontos zuständig ist oder war,

4. Daten, die auf Grund eines Gesetzes oder nach über- und
zwischenstaatlichem Recht entgegenzunehmen sind, an die
zuständigen Stellen weiterleiten zu können,

5. zu erkennen, bei welchen Trägern der Rentenversicherung
oder welchen Leistungsträgern im Ausland weitere Daten zu
einer Person gespeichert sind,

6. Mütter über die Versicherungspflicht während der Kinderer-
ziehung zu unterrichten, wenn bei Geburtsmeldungen eine
Versicherungsnummer der Mutter nicht eindeutig zugeord-
net werden kann,

7. das Zusammentreffen von Renten aus eigener Versicherung
und Hinterbliebenenrenten und Arbeitsentgelt festzustellen,
um die ordnungsgemäße Berechnung und Zahlung von Bei-
trägen der Renten zur gesetzlichen Krankenversicherung
überprüfen zu können.
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Weitere Sozialdaten dürfen in der Stammsatzdatei der Daten-
stelle nur gespeichert werden, soweit dies zur Erfüllung einer
dem VDR zugewiesenen oder übertragenen Aufgabe erforderlich
und dafür die Verarbeitung oder Nutzung von Sozialdaten in
einer anonymisierten Form nicht ausreichend ist.

(2) Die Stammsatzdatei darf außer den personenbezogenen
Daten über das Verhältnis einer Person zur Rentenversicherung
nur folgende Daten enthalten:

1. Versicherungsnummer, bei Beziehern einer Rente wegen
Todes auch die Versicherungsnummer des verstorbenen Ver-
sicherten,

2. Familienname und Vornamen einschließlich des Geburts-
namens,

3. Geburtsort einschließlich des Geburtslandes,

4. Staatsangehörigkeit,

5. Tod,

6. Anschrift, jedoch nur in verschlüsselter Form, so daß diese
nicht mehr vollständig wiederhergestellt werden kann.

(3) Bei der Datenstelle darf zu den gesetzlich bestimmten
Dateien jeweils eine weitere Datei geführt werden, soweit dies
erforderlich ist, um die Ausführung des Datenschutzes, insbeson-
dere zur Feststellung der Benutzer der Dateien, zu gewährleisten.

(4) Die Einrichtung eines automatisierten Abrufverfahrens für
eine Datei der Datenstelle ist nur gegenüber den in § 148 Abs. 3
genannten Stellen und den Hauptzollämtern, soweit diese Auf-
gaben nach § 107 SGB IV oder § 304 des Dritten Buches durchfüh-
ren, zulässig. Die dort enthaltenen besonderen Voraussetzungen
für die Post AG und für Leistungsträger im Ausland müssen auch
bei Satz 1 erfüllt sein.

§ 151
Auskünfte der Deutschen Post AG

(1) Die Deutsche Post AG darf den für Sozialleistungen
zuständigen Leistungsträgern und den diesen Gleichgestellten
(§ 35 SGB I sowie § 69 Abs. 2 SGB X) von den Sozialdaten, die ihr
im Zusammenhang mit der Zahlung, Anpassung, Überwachung,
Einstellung oder Abrechnung von Renten oder anderen Geldlei-
stungen nach diesem Buche bekanntgeworden sind und die sie
nach den Vorschriften des 2. Kapitels des SGB X übermitteln
darf, nur folgende Daten übermitteln:

1. Familienname und Vornamen einschließlich des Geburtsna-
mens,

2. Geburtsdatum,

2. Versicherungsnummer,

4. Daten über den Familienstand,
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5. Daten über den Tod, einschließlich der Daten, die sich aus
der Sterbefallmitteilung der Meldebehörden nach § 101 a des
Zehnten Buches ergeben,

6. Daten über das Versicherungsverhältnis,

7. Daten über die Art und Höhe der Geldleistung einschließlich
der diese Leistung unmittelbar bestimmenden Daten,

8. Daten über Beginn, Änderung und Ende der Geldleistung
einschließlich der diese unmittelbar bestimmenden Daten,

9. Daten über die Zahlung einer Geldleistung,

10. Daten über Mitteilungsempfänger oder nicht nur vorüber-
gehend Bevollmächtigte sowie über weitere Forderungsbe-
rechtigte.

(2) Die Deutsche Post AG darf dem Träger der Rentenversi-
cherung von den Sozialdaten, die ihr im Zusammenhang mit der
Zahlung, Anpassung, Überwachung, Einstellung oder Abrech-
nung von Sozialleistungen anderer Sozialleistungsträger sowie
von anderen Geldleistungen der den Sozialleistungsträgern
Gleichgestellten bekanntgeworden sind, nur die Daten des Absat-
zes 1 übermitteln.

(3) Der Träger der Rentenversicherung darf der Deutschen
Post AG die für die Anpassung von Renten oder anderen Geldlei-
stungen erforderlichen Sozialdaten auch dann übermitteln, wenn
diese die Anpassung der Renten oder anderen Geldleistungen der
Rentenversicherung nicht selbst durchführt, diese Daten aber für
Auskünfte nach Absatz 1 oder 2 von anderen Sozialleistungsträ-
gern oder diesen Gleichgestellten benötigt werden.

§ 152
Verordnungsermächtigung

Der BMA wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates

1. Personen, an die eine Versicherungsnummer zu vergeben ist,

2. den Zeitpunkt der Vergabe einer Versicherungsnummer,

3. das Nähere über die Zusammensetzung der Versicherungs-
nummer sowie über ihre Änderung,

4. die für die Vergabe einer Versicherungsnummer zuständigen
Versicherungsträger,

5. das Nähere über Voraussetzungen, Form und Inhalt sowie
Verfahren der Versendung von Versicherungsverläufen,

6. die Art und den Umfang des Datenaustausches zwischen den
Trägern der Rentenversicherung sowie mit der Deutschen
Bundespost sowie die Führung des Versicherungskontos und
die Art der Daten, die darin gespeichert werden dürfen,

7. Fristen, mit deren Ablauf Sozialdaten spätestens zu löschen
sind, geändert durch Gesetz vom 13. Juni 1994 (BGBl. I
S. 1229), in Kraft ab 18. Juni 1994,
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8. die Behandlung von Versicherungsunterlagen einschließlich
der Voraussetzungen, unter denen sie vernichtet werden
können, sowie die Art, den Umfang und den Zeitpunkt ihrer
Vernichtung

zu bestimmen.
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Sozialgesetzbuch – Achtes Buch (SGB VIII) –
– Kinder- und Jugendhilfe –

in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. März 1996
(BGBl. I S. 447), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juli 1997

(BGBl. I S. 1088)

– Auszug –

§ 61
Anwendungsbereich

(1) Für den Schutz von Sozialdaten bei ihrer Erhebung, Verar-
beitung und Nutzung in der Jugendhilfe gelten § 35 des Ersten
Buches, §§ 67 bis 85 a des Zehnten Buches sowie die nachfolgen-
den Vorschriften. Sie gelten für alle Stellen des Trägers der öffent-
lichen Jugendhilfe, soweit sie Aufgaben nach diesem Buch wahr-
nehmen. Für die Wahrnehmung von Aufgaben nach diesem Buch
durch kreisangehörige Gemeinden und Gemeindeverbände, die
nicht örtliche Träger sind, gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend.

(2) Für den Schutz von Sozialdaten bei ihrer Erhebung, Verar-
beitung und Nutzung im Rahmen der Tätigkeit des Jugendamts
als Amtspfleger, Amtsvormund, Beistand und Gegenvormund
gilt nur § 68.

(3) Für die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Sozial-
daten durch das Jugendamt bei der Mitwirkung im Jugendstraf-
verfahren gelten die Vorschriften des Jugendgerichtsgesetzes.

(4) Werden Einrichtungen und Dienste der Träger der freien
Jugendhilfe in Anspruch genommen, so ist sicherzustellen, daß
der Schutz von Sozialdaten bei ihrer Erhebung, Verarbeitung und
Nutzung in entsprechender Weise gewährleistet ist.

§ 62
Datenerhebung

(1) Sozialdaten dürfen nur erhoben werden, soweit ihre
Kenntnis zur Erfüllung der jeweiligen Aufgabe erforderlich ist.

(2) Sozialdaten sind beim Betroffenen zu erheben. Er ist über
die Rechtsgrundlage der Erhebung, den Erhebungszweck und
Zweck der Verarbeitung oder Nutzung aufzuklären, soweit diese
nicht offenkundig sind.

(3) Ohne Mitwirkung des Betroffenen dürfen Sozialdaten nur
erhoben werden, wenn

1. eine gesetzliche Bestimmung dies vorschreibt oder erlaubt
oder

2. ihre Erhebung beim Betroffenen nicht möglich ist oder die
jeweilige Aufgabe ihrer Art nach eine Erhebung bei anderen
erfordert, die Kenntnis der Daten aber erforderlich ist für
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a) die Feststellung der Voraussetzungen oder für die Erfül-
lung einer Leistung nach diesem Buch oder

b) die Feststellung der Voraussetzungen für die Erstattung
einer Leistung nach § 50 des Zehnten Buches oder

c) die Wahrnehmung einer Aufgabe nach den §§ 42 bis 48 a
oder

d) eine gerichtliche Entscheidung, die Voraussetzung für die
Gewährung einer Leistung nach diesem Buch ist, oder

3. die Erhebung beim Betroffenen einen unverhältnismäßigen
Aufwand erfordern würde und keine Anhaltspunkte dafür
bestehen, daß schutzwürdige Interessen des Betroffenen
beeinträchtigt werden.

(4) Ist der Betroffene nicht zugleich Leistungsberechtigter
oder sonst an der Leistung beteiligt, so dürfen die Daten auch
beim Leistungsberechtigten oder einer anderen Person, die sonst
an der Leistung beteiligt ist, erhoben werden, wenn die Kenntnis
der Daten für die Gewährung einer Leistung nach diesem Buch
notwendig ist. Satz 1 gilt bei der Erfüllung anderer Aufgaben im
Sinne des § 2 Abs. 3 entsprechend.

§ 63
Datenspeicherung

(1) Sozialdaten dürfen in Akten und auf sonstigen Datenträ-
gern gespeichert werden, soweit dies für die Erfüllung der jewei-
ligen Aufgabe erforderlich ist.

(2) Daten, die zur Erfüllung unterschiedlicher Aufgaben der
öffentlichen Jugendhilfe erhoben worden sind, dürfen in Akten
oder auf sonstigen Datenträgern nur zusammengeführt werden,
wenn und solange dies wegen eines unmittelbaren Sachzusam-
menhangs erforderlich ist. Daten, die zu Leistungszwecken im
Sinne des § 2 Abs. 2, und Daten, die für andere Aufgaben im
Sinne des § 2 Abs. 3 erhoben worden sind, dürfen nur zusammen-
geführt werden, soweit dies zur Erfüllung der jeweiligen Aufgabe
erforderlich ist.

§ 64
Datenübermittlung und -nutzung

(1) Sozialdaten dürfen zu dem Zweck übermittelt oder genutzt
werden, zu dem sie erhoben worden sind.

(2) Eine Übermittlung für die Erfüllung von Aufgaben nach
§ 69 des Zehnten Buches ist abweichend von Absatz 1 nur zuläs-
sig, soweit dadurch der Erfolg einer zu gewährenden Leistung
nicht in Frage gestellt wird.

(3) Sozialdaten dürfen beim Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe zum Zwecke der Planung im Sinne des § 80 gespeichert oder
genutzt werden; sie sind unverzüglich zu anonymisieren.
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§ 65
Besonderer Vertrauensschutz

in der persönlichen und erzieherischen Hilfe

(1) Sozialdaten, die dem Mitarbeiter eines Trägers der öffent-
lichen Jugendhilfe zum Zweck persönlicher und erzieherischer
Hilfe anvertraut worden sind, dürfen von diesem nur weitergege-
ben werden

1. mit der Einwilligung dessen, der die Daten anvertraut hat,
oder

2. dem Vormundschafts- oder dem Familiengericht zur Erfül-
lung der Aufgaben nach § 50 Abs. 3, wenn angesichts einer
Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen
ohne diese Mitteilung eine für die Gewährung von Leistun-
gen notwendige gerichtliche Entscheidung nicht ermöglicht
werden könnte, oder

3. unter den Voraussetzungen, unter denen eine der in § 203
Abs. 1 oder 3 des Strafgesetzbuches genannten Personen
dazu befugt wäre.

Gibt der Mitarbeiter anvertraute Sozialdaten weiter, so dürfen sie
vom Empfänger nur zu dem Zweck weitergegeben werden, zu
dem er diese befugt erhalten hat.

(2) § 35 Abs. 3 des Ersten Buches gilt auch, soweit ein
behördeninternes Weitergabeverbot nach Absatz 1 besteht.

§ 66
Datenlöschung, Datensperrung

(gestrichen)

§ 67
Auskunft an den Betroffenen

Dem Betroffenen ist auf Antrag Auskunft über die zu seiner
Person in Akten oder auf sonstigen Datenträgern gespeicherten
Daten nach Maßgabe des § 83 des Zehntes Buches zu erteilen.

§ 68
Sozialdaten im Bereich

der Amtspflegschaft und der Amtsvormundschaft

(1) Der Beamte oder Angestellte, dem die Ausübung der
Amtspflegschaft oder Amtsvormundschaft übertragen ist, darf
Sozialdaten nur erheben, verarbeiten oder nutzen, soweit dies zur
Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich ist. Die Nutzung dieser
Sozialdaten zum Zweck der Aufsicht, Kontrolle oder Rechnungs-
prüfung durch die dafür zuständigen Stellen sowie die Übermitt-
lung an diese ist im Hinblick auf den Einzelfall zulässig.

(2) Für die Löschung und Sperrung der Daten gilt § 84 Abs. 2
und 3 des Zehntes Buches entsprechend.
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(3) Wer unter Amtspflegschaft oder Amtsvormundschaft
gestanden hat, hat nach Vollendung des 18. Lebensjahres ein
Recht auf Kenntnis der zu seiner Person in Akten oder auf sonsti-
gen Datenträgern gespeicherten Informationen, soweit nicht
berechtigte Interessen Dritter entgegenstehen. Vor Vollendung
des 18. Lebensjahres können ihm die gespeicherten Informatio-
nen bekanntgegeben werden, soweit er die erforderliche Ein-
sichts- und Urteilsfähigkeit besitzt und keine berechtigten Inter-
essen Dritter entgegenstehen.

(4) Personen oder Stellen, an die Sozialdaten übermittelt wor-
den sind, dürfen diese nur zu dem Zweck verarbeiten oder nut-
zen, zu dem sie ihnen nach Absatz 1 befugt übermittelt worden
sind.

(5) Für die Tätigkeit des Jugendamts als Beistand oder als
Gegenvormund gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend.
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Sozialgesetzbuch – Elftes Buch (SGB XI) –
– Soziale Pflegeversicherung –
vom 26. März 1994 (BGBl. I S. 1014),

zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. Dezember 1997
(BGBl. I S. 2998)

– Auszug –

§ 93
Anzuwendende Vorschriften

Für den Schutz personenbezogener Daten bei der Erhebung,
Verwaltung und Nutzung in der Pflegeversicherung gelten der
§ 35 SGB I, die §§ 67 bis 85 SGB X sowie die Vorschriften dieses
Buches.

§ 94
Personenbezogene Daten bei den Pflegekassen

(1) Die Pflegekassen dürfen personenbezogene Daten für
Zwecke der Pflegeversicherung nur erheben, verarbeiten und nut-
zen, soweit dies für:

1. die Feststellung des Versicherungsverhältnisses (§§ 20 bis 26)
und der Mitgliedschaft (§ 49),

2. die Feststellung der Beitragspflicht und der Beiträge, deren
Tragung und Zahlung (§§ 54 bis 61),

3. die Prüfung der Leistungspflicht und die Gewährung von
Leistungen an Versicherte (§§ 4 und 28),

4. die Beteiligung des Medizinischen Dienstes (§§ 18 und 40),

5. die Abrechnung mit den Leistungserbringern und die
Kostenerstattung (§§ 84 bis 91 und 105),

6. die Überwachung der Wirtschaftlichkeit und der Qualität der
Leistungserbringung (§§ 79 und 80),

7. die Beratung über Maßnahmen der Prävention und Rehabili-
tation sowie über die Leistungen und Hilfen zur Pflege (§ 7),

8. die Koordinierung pflegerischer Hilfen (§ 12),

9. die Abrechnung mit anderen Leistungsträgern,

10. statistische Zwecke (§ 109)

erforderlich ist.

(2) Die nach Absatz 1 erhobenen und gespeicherten personen-
bezogenen Daten dürfen für andere Zwecke nur verarbeitet oder
genutzt werden, soweit dies durch Rechtsvorschriften des SGB
angeordnet oder erlaubt ist.

(3) Versicherungs- und Leistungsdaten der für Aufgaben der
Pflegekasse eingesetzten Beschäftigten einschließlich der Daten
ihrer mitversicherten Angehörigen dürfen Personen, die kassen-
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interne Personalentscheidungen treffen oder daran mitwirken
können, weder zugänglich sein noch diesen Personen von
Zugriffsberechtigten offenbart werden.

§ 95
Personenbezogene Daten

bei den Verbänden der Pflegekassen

(1) Die Verbände der Pflegekassen dürfen personenbezogene
Daten für Zwecke der Pflegeversicherung nur erheben, verarbei-
ten und nutzen, soweit diese für:

1. die Überwachung der Wirtschaftlichkeit und der Qualitätssi-
cherung der Leistungserbringung (§§ 79 und 80),

2. den Abschluß und die Kündigung von Versorgungsverträgen
(§§ 73 und 74),

3. die Wahrnehmung der ihnen nach §§ 52 und 53 zugewiesenen
Aufgaben

erforderlich sind.

(2) § 94 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 96
Gemeinsame Verarbeitung und Nutzung

personenbezogener Daten

(1) Die Spitzenverbände der Pflegekassen und der Kranken-
kassen können gemeinsam und einheitlich festlegen, daß die nach
§ 46 Abs. 1 verbundenen Pflegekassen und Krankenkassen

1. die Daten zur Feststellung der Versicherungspflicht und der
Familienversicherung, zur Bemessung und Einziehung der
Beiträge sowie zur Feststellung des Leistungsanspruchs
gemeinsam verarbeiten und nutzen, soweit sie für ihre jewei-
ligen Aufgaben dieselben Daten benötigen,

2. Angaben über Leistungsvoraussetzungen nach § 102 dieses
Buches oder § 292 Abs. 1 SGB V gemeinsam verarbeiten und
nutzen, soweit dies zur Vermeidung von Doppelleistungen
erforderlich ist.

Dabei sind die Daten, die gemeinsam verarbeitet und genutzt
werden sollen, abschließend unter Beteiligung des Bundesbeauf-
tragten für den Datenschutz und des BMA festzulegen.

(2) Soweit personenbezogene Daten den Krankenkassen oder
Pflegekassen von einem Arzt oder einer anderen in § 203 Abs. 1
oder 3 StGB genannten Stelle zugänglich gemacht worden sind,
bleibt § 76 SGB X unberührt.

(3) § 286 SGB V gilt für die Pflegekassen entsprechend. In der
nach dieser Vorschrift zu veröffentlichenden Datenübersicht ist
festzuhalten, welche Daten nur von den Krankenkassen, welche
nur von den Pflegekassen und welche gemeinsam verarbeitet
oder genutzt werden.
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(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Verbände
der Pflege- und Krankenkassen.

§ 97
Personenbezogene Daten

beim Medizinischen Dienst

(1) Der Medizinische Dienst darf personenbezogene Daten für
Zwecke der Pflegeversicherung nur erheben, verarbeiten und nut-
zen, soweit dies für die Prüfungen, Beratungen und gutachter-
lichen Stellungnahmen nach den §§ 18, 40 und 80 erforderlich ist.
Die Daten dürfen für andere Zwecke nur verarbeitet und genutzt
werden, soweit dies durch Rechtsvorschriften des SGB angeord-
net oder erlaubt ist.

(2) Der Medizinische Dienst darf personenbezogene Daten,
die er für die Aufgabenerfüllung nach dem SGB V oder SGB XI
erhebt, verarbeitet oder nutzt, auch für die Aufgaben des jeweils
anderen Buches verarbeiten oder nutzen, wenn ohne die vorhan-
denen Daten diese Aufgaben nicht ordnungsgemäß erfüllt wer-
den können.

(3) Die personenbezogenen Daten sind nach 5 Jahren zu
löschen. § 96 Abs. 3 Satz 1, § 98 und § 107 Abs. 1 Satz 2 und 3 und
Abs. 2 gelten für den Medizinischen Dienst entsprechend. Der
Medizinische Dienst darf in Dateien nur Angaben zur Person und
Hinweise auf bei ihm vorhandene Akten aufnehmen.

(4) Für das Akteneinsichtsrecht des Versicherten gilt § 25
SGB X entsprechend.

§ 98
Forschungsvorhaben

(1) Die Pflegekassen dürfen mit der Erlaubnis der Aufsichts-
behörde die Datenbestände leistungserbringer- und fallbeziehbar
für zeitlich befristete und im Umfang begrenzte Forschungsvor-
haben selbst auswerten und zur Durchführung eines Forschungs-
vorhabens über die sich aus § 107 ergebenden Fristen hinaus auf-
bewahren.

(2) Personenbezogene Daten sind zu anonymisieren.

§ 99
Versichertenverzeichnis

Die Pflegekasse hat ein Versichertenverzeichnis zu führen. Sie
hat in das Versichertenverzeichnis alle Angaben einzutragen, die
zur Feststellung der Versicherungspflicht oder -berechtigung und
des Anspruchs auf Familienversicherung, zur Bemessung und
Einziehung der Beiträge sowie zur Feststellung des Leistungsan-
spruchs erforderlich sind.

§ 100
Nachweispflicht bei Familienversicherung

Die Pflegekasse kann die für den Nachweis einer Familienversi-
cherung (§ 25) erforderlichen Daten vom Angehörigen oder mit
dessen Zustimmung vom Mitglied erheben.



Anmerkungen:

BlnInfGB – Schutz der Sozialdaten – SGB XI

66

§ 101
Pflegeversichertennummer

Die Pflegekasse verwendet für jeden Versicherten eine Ver-
sichertennummer, die mit der Krankenversichertennummer ganz
oder teilweise übereinstimmen darf. Bei der Vergabe der Num-
mer für Versicherte nach § 25 ist sicherzustellen, daß der Bezug zu
dem Angehörigen, der Mitglied ist, hergestellt werden kann.

§ 102
Angaben über Leistungsvoraussetzungen

Die Pflegekasse hat Angaben über Leistungen, die zur Prüfung
der Voraussetzungen späterer Leistungsgewährung erforderlich
sind, aufzuzeichnen. Hierzu gehören insbesondere Angaben zur
Feststellung der Voraussetzungen von Leistungsansprüchen und
zur Leistung von Zuschüssen.

§ 103
Kennzeichen für Leistungsträger

und Leistungserbringer

(1) Die Pflegekassen, die anderen Träger der Sozialversiche-
rung und die Vertragspartner der Pflegekassen einschließlich
deren Mitglieder verwenden im Schriftverkehr und für Abrech-
nungszwecke untereinander bundeseinheitliche Kennzeichen.

(2) § 293 Abs. 2 und 3 SGB V gilt entsprechend.

104
Pflichten der Leistungserbringer

Die Leistungserbringer sind berechtigt und verpflichtet:

1. im Falle der Überprüfung der Notwendigkeit von Pflegehilfs-
mitteln (§ 40 Abs. 1),

2. im Falle eines Prüfverfahrens, soweit die Wirtschaftlichkeit
oder die Qualität der Leistungen im Einzelfall zu beurteilen
sind (§§ 79 und 80),

3. im Falle der Abrechnung pflegerischer Leistungen (§ 105)

die für die Erfüllung der Aufgaben der Pflegekassen und ihrer
Verbände erforderlichen Angaben über Versicherungsleistungen
aufzuzeichnen und den Pflegekassen sowie den Verbänden oder
den mit der Datenverarbeitung beauftragten Stellen zu übermit-
teln.

§ 105
Abrechnung pflegerischer Leistungen

(1) Die an der Pflegeversorgung teilnehmenden Leistungser-
bringer sind verpflichtet,

1. in den Abrechnungsunterlagen die von ihnen erbrachten
Leistungen nach Art, Menge und Preis einschließlich des Ta-
ges und der Zeit der Leistungserbringung aufzuzeichnen,
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2. in den Abrechnungsunterlagen ihr Kennzeichen (§ 103)
sowie die Versichertennummer des Pflegebedürftigen anzu-
geben.

3. bei der Abrechnung über die Abgabe von Hilfsmitteln die
Bezeichnungen des Hilfsmittelverzeichnisses nach § 78 zu
verwenden.

Vom 1. Januar 1996 an sind maschinenlesbare Abrechnungs-
unterlagen zu verwenden.

(2) Das Nähere über Form und Inhalt der Abrechnungsunter-
lagen sowie Einzelheiten des Datenträgeraustausches werden von
den Spitzenverbänden der Pflegekassen im Einvernehmen mit
den Verbänden der Leistungserbringer festgelegt.

§ 106
Abweichende Vereinbarungen

Die Landesverbände der Pflegekassen (§ 52) können mit den
Leistungserbringern oder ihren Verbänden vereinbaren, daß

1. der Umfang der zu übermittelnden Abrechnungsbelege ein-
geschränkt,

2. bei der Abrechnung von Leistungen von einzelnen Angaben
ganz oder teilweise abgesehen wird, wenn dadurch eine ord-
nungsgemäße Abrechnung und die Erfüllung der gesetz-
lichen Aufgaben der Pflegekassen nicht gefährdet werden.

§ 106 a
Mitteilungspflichten

Die Leistungserbringer sind berechtigt und verpflichtet, bei
Pflegeeinsätzen nach § 37 Abs. 3 mit Einverständnis des Ver-
sicherten die für die Erfüllung der Aufgaben der Pflegekassen
erforderlichen Angaben zur Qualität der Pflegesituation und zur
Notwendigkeit einer Verbesserung den Pflegekassen zu übermit-
teln. Das Formular nach § 37 Abs. 3 Satz 5 wird unter Beteiligung
des Bundesbeauftragten für den Datenschutz und des Bundesmi-
nisteriums für Arbeit und Sozialordnung erstellt.

§ 107
Löschen von Daten

(1) Für das Löschen der für Aufgaben der Pflegekassen und
ihrer Verbände gespeicherten personenbezogenen Daten gilt § 84
SGB X entsprechend mit der Maßgabe, daß

1. die Daten nach § 102 spätestens nach Ablauf von 10 Jahren,

2. sonstige Daten aus der Abrechnung pflegerischer Leistungen
(§ 105), aus Wirtschaftlichkeitsprüfungen (§ 79) und aus Prü-
fungen zur Qualitätssicherung (§ 80) spätestens nach 2
Jahren

zu löschen sind. Die Fristen beginnen mit dem Ende des
Geschäftsjahres, in dem die Leistungen gewährt oder abgerech-
net wurden. Die Pflegekassen können für Zwecke der Pflegeversi-
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cherung Leistungsdaten länger aufbewahren, wenn sichergestellt
ist, daß ein Bezug zu natürlichen Personen nicht mehr herstellbar
ist.

(2) Im Falle des Wechsels der Pflegekasse ist die bisher zustän-
dige Pflegekasse verpflichtet, auf Verlangen die für die Fortfüh-
rung der Versicherung erforderlichen Angaben nach den §§ 99
und 102 der neuen Pflegekasse mitzuteilen.

§ 108
Auskünfte an Versicherte

Die Pflegekassen unterrichten die Versicherten auf deren
Antrag über die im jeweils letzten Geschäftsjahr in Anspruch
genommenen Leistungen und deren Kosten. Eine Mitteilung an
die Leistungserbringer über die Unterrichtung des Versicherten
ist nicht zulässig. Die Pflegekassen können in ihren Satzungen
das Nähere über das Verfahren der Unterrichtung regeln.

§ 109
Pflegestatistiken

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, für Zwecke dieses
Buches durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes-
rates jährliche Erhebungen über ambulante und stationäre Pfle-
geeinrichtungen sowie über die häusliche Pflege als Bundesstati-
stik anzuordnen. Die Bundesstatistik kann folgende Sachverhalte
umfassen:

1. Art der Pflegeeinrichtung und der Trägerschaft,

2. Art des Leistungsträgers und des privaten Versicherungs-
unternehmens,

3. in der ambulanten und stationären Pflege tätige Personen
nach Geschlecht, Beschäftigungsverhältnis, Tätigkeits-
bereich, Dienststellung, Berufsabschluß auf Grund einer
Ausbildung, Weiterbildung oder Umschulung, Beginn und
Ende der Pflegetätigkeit,

4. sachliche Ausstattung und organisatorische Einheiten der
Pflegeeinrichtung, Ausbildungsstätten an Pflegeeinrichtun-
gen,

5. betreute Pflegebedürftige nach Geschlecht, Geburtsjahr,
Wohnort, Art, Ursache, Grad und Dauer der Pflegebedürftig-
keit, Art des Versicherungsverhältnisses,

6. in Anspruch genommene Pflegeleistungen nach Art, Dauer
und Häufigkeit sowie nach Art des Kostenträgers,

7. Kosten der Pflegeeinrichtungen nach Kostenarten sowie
Erlöse nach Art, Höhe und Kostenträgern.
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Auskunftspflichtig sind die Träger der Pflegeeinrichtungen, die
Träger der Pflegeversicherung sowie die privaten Versicherungs-
unternehmen gegenüber den statistischen Ämtern der Länder;
die Rechtsverordnung kann Ausnahmen von der Auskunfts-
pflicht vorsehen.

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, für Zwecke dieses
Buches durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes-
rates jährliche Erhebungen über die Situation Pflegebedürftiger
und ehrenamtlich Pflegender als Bundesstatistik anzuordnen. Die
Bundesstatistik kann folgende Sachverhalte umfassen:

− Ursachen von Pflegebedürftigkeit,

− Pflege- und Betreuungsbedarf der Pflegebedürftigen,

− Pflege- und Betreuungsleistungen durch Pflegefachkräfte,
Angehörige und ehrenamtliche Helfer,

− Maßnahmen zur Prävention und Rehabilitation,

− Maßnahmen zur Erhaltung und Verbesserung der Pflege-
qualität,

− Bedarf an Pflegehilfsmitteln und technischen Hilfen,

− Maßnahmen zur Verbesserung des Wohnumfeldes.

Auskunftspflichtig ist der Medizinische Dienst gegenüber den
statistischen Ämtern der Länder; Absatz 1 Satz 3 2. Halbsatz gilt
entsprechend.

(3) Die nach Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 2 Auskunfts-
pflichtigen teilen die von der jeweiligen Statistik umfaßten Sach-
verhalte gleichzeitig den für die Planung und Investitionsfinan-
zierung der Pflegeeinrichtungen zuständigen Landesbehörden
mit. Die Befugnis der Länder, zusätzliche, von den Absätzen 1
und 2 nicht erfaßte Erhebungen über Sachverhalte des Pflegewe-
sens als Landesstatistik anzuordnen, bleibt unberührt.

(4) Daten der Pflegebedürftigen, der in der Pflege tätigen Per-
sonen, der Angehörigen und ehrenamtlichen Helfer dürfen für
Zwecke der Bundesstatistik nur in anonymisierter Form an die
statistischen Ämter der Länder übermittelt werden.

(5) Die Statistiken nach den Absätzen 1 und 2 sind für die
Bereiche der ambulanten Pflege und der Kurzzeitpflege erstmals
im Jahr 1996 für das Jahr 1995 vorzulegen, für den Bereich der sta-
tionären Pflege im Jahr 1998 für das das Jahr 1997.
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Bundessozialhilfegesetz (BSHG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. März 1994

(BGBl. I S. 646, berichtigt S. 2975),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. Dezember 1997

(BGBl. I S. 2970)

– Auszug –

§ 116

Pflicht zur Auskunft

(1) Die Unterhaltspflichtigen, ihre nicht getrennt lebenden
Ehegatten und die Kostenersatzpflichtigen sind verpflichtet, dem
Träger der Sozialhilfe über ihre Einkommens- und Vermögens-
verhältnisse Auskunft zu geben, soweit die Durchführung dieses
Gesetzes es erfordert. Die Pflicht zur Auskunft umfaßt die Ver-
pflichtung, auf Verlangen des Trägers der Sozialhilfe Beweis-
urkunden vorzulegen oder ihrer Vorlage zuzustimmen. Aus-
kunftspflichtig nach den Sätzen 1 und 2 sind auch Personen, von
denen nach § 16 trotz Aufforderung unwiderlegt vermutet wird,
daß sie Leistungen zum Lebensunterhalt an andere Mitglieder
der Haushaltsgemeinschaft erbringen; die Auskunftspflicht der
Finanzbehörden nach § 21 Abs. 4 des Zehnten Buches Sozial-
gesetzbuch erstreckt sich auch auf diese Personen.

(2) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, dem Träger der Sozialhilfe
über die Art und Dauer der Beschäftigung, die Arbeitsstätte und
den Arbeitsverdienst des bei ihm beschäftigten Hilfesuchenden
oder Hilfeempfängers, Unterhaltspflichtigen und deren nicht
getrennt lebenden Ehegatten sowie Kostenersatzpflichtigen Aus-
kunft zu geben, soweit die Durchführung dieses Gesetzes es
erfordert.

(3) Die nach den Absätzen 1 und 2 zur Erteilung einer Aus-
kunft Verpflichteten können Angaben verweigern, die ihnen oder
ihnen nahestehenden Personen (§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivil-
prozeßordnung) die Gefahr zuziehen würden, wegen einer Straf-
tat oder einer Ordnungswidrigkeit verfolgt zu werden.

(4) Ordnungswidrig handelt, wer als Arbeitgeber vorsätzlich
oder fahrlässig die Auskunft nach Absatz 2 nicht, unrichtig,
unvollständig oder nicht fristgemäß erteilt. Die Ordnungswidrig-
keit kann mit einer Geldbuße geahndet werden.

§ 117
Überprüfung, Verwaltungshilfe

(1) Die Träger der Sozialhilfe sind befugt, Personen, die Lei-
stungen nach diesem Gesetz beziehen, auch regelmäßig im Wege
des automatisierten Datenabgleichs daraufhin zu überprüfen, ob
und in welcher Höhe und für welche Zeiträume von ihnen Lei-
stungen der Bundesanstalt für Arbeit (Auskunftsstelle) oder der
Träger der gesetzlichen Unfall- oder Rentenversicherung (Aus-
kunftsstellen) bezogen werden oder wurden und in welchem
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Umfang Zeiten des Leistungsbezuges nach diesem Gesetz mit
Zeiten einer Versicherungspflicht oder Zeiten einer geringfügigen
Beschäftigung zusammentreffen. Sie dürfen für die Überprüfung
nach Satz 1 Name, Vorname (Rufname), Geburtsdatum, Geburts-
ort, Nationalität, Geschlecht, Anschrift und Versicherungsnum-
mer der Personen, die Leistungen nach diesem Gesetz beziehen,
den Auskunftsstellen übermitteln. Die Auskunftsstellen führen
den Abgleich mit den nach Satz 2 übermittelten Daten durch und
übermitteln die Daten über Feststellungen im Sinne des Satzes 1
an die Träger der Sozialhilfe. Die ihnen überlassenen Daten und
Datenträger sind nach Durchführung des Abgleichs unverzüglich
zurückzugeben, zu löschen oder zu vernichten. Die Sozialhilfe-
träger dürfen die ihnen übermittelten Daten nur zur Überprüfung
nach Satz 1 nutzen. Die übermittelten Daten der Personen, bei
denen die Überprüfung zu keinen abweichenden Feststellungen
führt, sind unverzüglich zu löschen. Das Bundesministerium für
Gesundheit wird ermächtigt, das Nähere über das Verfahren des
automatisierten Datenabgleichs und die Kosten des Verfahrens
durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Sozialordnung und mit Zustimmung des
Bundesrates zu regeln; dabei ist vorzusehen, daß die Zuleitung an
die Auskunftstellen durch eine zentrale Vermittlungsstelle (Kopf-
stelle) zu erfolgen hat, deren Zuständigkeitsbereich zumindest
das Gebiet eines Bundeslandes umfaßt.

(2) Die Träger der Sozialhilfe sind befugt, Personen, die Lei-
stungen nach diesem Gesetz beziehen, auch regelmäßig im Wege
des automatisierten Datenabgleichs daraufhin zu überprüfen, ob
und in welcher Höhe und für welche Zeiträume von ihnen Lei-
stungen nach diesem Gesetz durch andere Träger der Sozialhilfe
bezogen werden oder wurden. Hierzu dürfen die erforderlichen
Daten gemäß Absatz 1 Satz 2 anderen Sozialhilfeträgern oder
einer zentralen Vermittlungsstelle im Sinne des Absatzes 1 Satz 7
übermittelt werden. Diese führen den Abgleich der ihnen über-
mittelten Daten durch und leiten Feststellungen im Sinne des
Satzes 1 an die übermittelnden Träger der Sozialhilfe zurück.
Sind die ihnen übermittelten Daten oder Datenträger für die
Überprüfung nach Satz 1 nicht mehr erforderlich, sind diese
unverzüglich zurückzugeben, zu löschen oder zu vernichten.
Überprüfungsverfahren nach diesem Absatz können zusammen-
gefaßt und mit Überprüfungsverfahren nach Absatz 1 verbunden
werden. Das Bundesministerium für Gesundheit wird ermächtigt,
das Nähere über das Verfahren durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates zu regeln.

(2 a) Die Datenstelle der Rentenversicherungsträger darf als
Vermittlungsstelle für das Bundesgebiet die nach den Absätzen 1
und 2 übermittelten Daten speichern und nutzen, soweit dies für
die Datenabgleiche nach den Absätzen 1 und 2 erforderlich ist.
Sie darf die Daten der bei ihr geführten Datei der geringfügig
Beschäftigten (§ 105 Abs. 3 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch), der Stammsatzdatei (§ 150 des Sechsten Buches Sozialge-
setzbuch) und der bei ihr für die Prüfung bei den Arbeitgebern
geführten Datei (§ 28 p Abs. 8 Satz 2 des Vierten Buches Sozial-
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gesetzbuch) nutzen, soweit die Daten für die Datenabgleiche
erforderlich sind. Die nach Satz 1 bei der Datenstelle der Renten-
versicherungsträger gespeicherten Daten sind unverzüglich nach
Abschluß der Datenabgleiche zu löschen.

(3) Die Träger der Sozialhilfe sind befugt, zur Vermeidung
rechtswidriger Inanspruchnahme von Sozialhilfe Daten von Per-
sonen, die Leistungen nach diesem Gesetz beziehen, bei anderen
Stellen ihrer Verwaltung, bei ihren wirtschaftlichen Unterneh-
men und bei den Kreisen, Kreisverwaltungsbehörden und
Gemeinden zu überprüfen, soweit diese für die Erfüllung dieser
Aufgaben erforderlich sind. Sie dürfen für die Überprüfung die in
Abs. 1 Satz 2 genannten Daten übermitteln. Die Überprüfung
kann auch regelmäßig im Wege des automatisierten Datenab-
gleichs mit den Stellen durchgeführt werden, bei denen die in
Satz 3 jeweils genannten Daten zuständigkeitshalber vorliegen.
Nach Satz 1 ist die Überprüfung folgender Daten zulässig:

1. Geburtsdatum und -ort;

2. Personen- und Familienstand;

3. Wohnsitz;

4. Dauer und Kosten von Miet- oder Überlassungsverhältnis-
sen von Wohnraum;

5. Dauer und Kosten von bezogenen Leistungen über Elektrizi-
tät, Gas, Wasser, Fernwärme oder Abfallentsorgung;

6. Eigenschaft als Kraftfahrzeughalter.

Die in Satz 1 genannten Stellen sind verpflichtet, die in Satz 4
genannten Daten zu übermitteln. Sie haben die ihnen im Rahmen
der Überprüfung übermittelten Daten nach Vorlage der Mittei-
lung unverzüglich zu löschen. Eine Übermittlung durch diese
Stellen unterbleibt, soweit ihr besondere gesetzliche Verwen-
dungsregelungen entgegenstehen.

§ 118

(weggefallen)
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Gesetz zur Ausführung des Bundessozialhilfegesetzes
vom 15. Juli 1998 (GVBl. S. 238)

in der Fassung vom 20. Juni 1998 (GVBl. S. 130)

– Auszug –

§ 3
Datenabgleich auf Bundesebene

§ 117 Abs. 2 des Bundessozialhilfegesetzes in der Fassung vom
23. März 1994 (BGBl. I S. 646), geändert durch Artikel 18 des
Gesetzes vom 26. Mai 1994 (BGBl. S. 1014), sowie die Rechtsver-
ordnung nach § 117 Abs. 2 Satz 5 des Bundessozialhilfegesetzes
finden in der jeweils geltenden Fassung auch innerhalb des Lan-
des Berlin für die Erhebung und Übermittlung der erforderlichen
personenbezogenen Daten durch verschiedene datenverarbei-
tende Stellen Anwendung, soweit diese an der Gewährung von
Sozialhilfe beteiligt sind.

§ 3 a

Überbezirklicher Datenabgleich

(1) Zur Vermeidung rechtswidriger Inanspruchnahme von
Sozialhilfe sind die für die Gewährung von Leistungen nach dem
Bundessozialhilfegesetz zuständigen Behörden des Landes Berlin
befugt, Personen, die Leistungen nach diesem Gesetz beantragen
oder beziehen, auch regelmäßig im Wege des automatisierten
Datenabgleichs daraufhin zu überprüfen, ob und in welcher Höhe
und für welchen Zeitraum von ihnen Leistungen nach dem
Bundessozialhilfegesetz von anderen Behörden des Landes Ber-
lin bezogen werden oder bezogen wurden. Für die Überprüfung
nach Satz 1 dürfen Name, Vorname (Rufname), Geburtsdatum,
Geburtsort, Nationalität, Geschlecht, Anschrift und Versiche-
rungsnummer der Personen, die Leistungen nach dem Bundesso-
zialhilfegesetz beantragen oder beziehen, einschließlich des Lei-
stungstatbestandes sowie der Leistungshöhe und Leistungsdauer
anderen für die Gewährung von Leistungen nach dem Bundesso-
zialhilfegesetz zuständigen Behörden des Landes Berlin übermit-
telt werden. Die Daten nach Satz 2 werden von einer zentralen
Vermittlungsstelle im Auftrag der zuständigen Behörden in
getrennten Dateien geführt und dort auf Anfrage einer zuständi-
gen Behörde mit den übrigen vorhandenen Dateien abgeglichen.
Die zentrale Vermittlungsstelle leitet Feststellungen im Sinne des
Satzes 1 an die übermittelnden Behörden zurück. Sind die über-
mittelten Daten oder Datenträger für die Überprüfung nach
Satz 1 nicht mehr erforderlich, so sind diese unverzüglich zurück-
zugeben, zu löschen oder zu vernichten. Das Nähere über das
Verfahren sowie über Inhalt und Umfang der Datensätze wird
von der für Soziales zuständigen Senatsverwaltung durch Rechts-
verordnung geregelt. Dieses Verfahren kann mit den Daten-
abgleichsverfahren nach § 117 des Bundessozialhilfegesetzes,
§ 9 Abs. 4 des Asylbewerberleistungsgesetzes in der Fassung der
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Bekanntmachung vom 5. August 1997 (BGBl. I S. 2022) und § 2
des Gesetzes zur Ausführung des Asylbewerberleistungsgesetzes
vom 10. Juni 1998 (GVBl. S. 129) zusammengeführt werden.

(2) Die Behörden des Landes Berlin sind, soweit sie für die
Gewährung von Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz
zuständig sind, zur Teilnahme am Datenabgleich nach Absatz 1
sowie in den Verfahren nach § 117 des Bundessozialhilfegesetzes
verpflichtet.

(3) Die für die Durchführung des Bundessozialhilfegesetzes
zuständige Senatsverwaltung kann die auf Berlin entfallenden
Kosten der bundesweiten zentralen Vermittlungsstelle der Län-
der unter Berücksichtigung der Anzahl der Empfänger von Hilfe
zum Lebensunterhalt und Hilfe in besonderen Lebenslagen
außerhalb von Einrichtungen auf die Bezirksämter verteilen. Als
maßgebliche Empfängerzahl gilt die, die jeweils zur letzten vorlie-
genden Bundesstatistik vom Bezirksamt zugeliefert wurde.
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Verordnung
zur Durchführung des überbezirklichen

automatisierten Datenabgleichs
nach § 3 a des Gesetzes zur Ausführung

des Bundessozialhilfegesetzes und § 2 des Gesetzes
zur Ausführung des Asylbewerberleistungsgesetzes

(Datenabgleichsdurchführungsverordnung – DatDVO)

Vom 7. März 1999

Auf Grund des § 3 a Abs. 1 Satz 6 des Gesetzes zur Ausführung
des Bundessozialhilfegesetzes vom 21. Mai 1962 (GVBl. S. 471),
zuletzt geändert durch Artikel IX des Gesetzes vom 25. Juni 1998
(GVBl. S. 177), und des § 2 Abs. 1 Satz 6 des Gesetzes zur Aus-
führung des Asylbewerberleistungsgesetzes vom 10. Juni 1998
(GVBl. S. 129), wird verordnet:

§ 1
Anwendungsbereich

Das Verfahren des überbezirklichen automatisierten Datenab-
gleichs nach § 3 a des Gesetzes zur Ausführung des Bundessozial-
hilfegesetzes und § 2 des Gesetzes zur Ausführung des Asylbe-
werberleistungsgesetzes sowie Inhalt und Umfang der zu seiner
Durchführung zu übermittelnden Datensätze richten sich nach
den Vorschriften dieser Verordnung.

§ 2
Zentrale Vermittlungsstelle

Der Datenabgleich wird im Auftrag der für die Durchführung
des Bundessozialhilfegesetzes und des Asylbewerberleistungsge-
setzes zuständigen Behörden (Auftraggeber) vom Landesbetrieb
für Informationstechnik als zentraler Vermittlungsstelle des Lan-
des Berlin (Auftragnehmer) durchgeführt.

§ 3
Personenkreise

Der Datenabgleich erfasst Personen, die bei der zuständigen
Behörde einen entscheidungsreifen Antrag auf Gewährung von
Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz oder dem Asylbe-
werberleistungsgesetz gestellt haben oder solche Leistungen
empfangen.

§ 4
Abgleichszeitraum

(1) Der Datenabgleich wird erstmals am ersten Tag des nach
Inkrafttreten dieser Verordnung folgenden zweiten Monats für
den vorangegangenen Monat durchgeführt. Die darauf folgenden
Datenabgleiche werden regelmäßig in der Zeit vom ersten bis
fünften Tag eines Monats für den vorangegangenen Monat durch-
geführt.
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(2) Werden Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz
oder dem Asylbewerberleistungsgesetz erstmals oder erneut
beantragt, so erfolgt der Datenabgleich zum Zeitpunkt der
Antragstellung im Sinne von § 3.

(3) Unabhängig von dem in Absatz 1 bestimmten Abgleichs-
zeitraum erfolgt ein Datenabgleich zum Zeitpunkt einer Ände-
rung der abfragerelevanten Daten.

§ 5
Inhalt und Umfang der Datenübermittlung

(1) Die Auftraggeber übermitteln dem Auftragnehmer als
Anfragedatensatz Name, Vorname (Rufname), Geburtsdatum,
Geburtsort, Nationalität, Geschlecht, Anschrift sowie den Lei-
stungstatbestand, die Leistungshöhe und die Leistungsdauer
(Leistungszeitraum) und gegebenenfalls die Versicherungsnum-
mer. Außerdem muß der Anfragedatensatz das Sachgebietskenn-
zeichen und eine Kennung der anfragenden Behörde enthalten,
die eine eindeutige Zuordnung zu der zuständigen Behörde
ermöglichen.

(2) Nach Durchführung des Datenabgleichs leitet der Auftrag-
nehmer Feststellungen zu einer rechtswidrigen Inanspruch-
nahme von Leistungen im Sinne des § 3a Abs. 1 Satz 1 des Geset-
zes zur Ausführung des Bundessozialhilfegesetzes und des § 2
Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes zur Ausführung des Asylbewerberlei-
stungsgesetzes an den Auftraggeber zurück. Diese Feststellungen
(gleiche Datensätze) umfassen ebenfalls die in Absatz 1 Satz 1
aufgeführten Daten. Darüber hinaus enthalten sie das Sachge-
bietskennzeichen der anfragenden und der antwortenden
Behörde sowie eine Kennung der antwortenden Behörde, die
eine eindeutige Zuordnung zu der zuständigen Behörde ermög-
lichen. Nach Übermittlung der Ergebnisse werden diese beim
Auftragnehmer gelöscht.

(3) Datensätze sind als gleich im Sinne des Absatzes 2 anzuse-
hen, wenn

1. Name, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort, Nation und
Geschlecht identisch,

2. Name und Vorname wechselseitig gleich (Namensverdre-
hungen) und Geburtsdatum, Geburtsort, Nation und
Geschlecht identisch,

3. Name und Vorname jeweils ähnlich (Namensverfälschung)
und Geburtsdatum, Geburtsort, Nation und Geschlecht
identisch,

4. Name und Vorname wechselseitig ähnlich (Namensverdre-
hung mit -verfälschung) und Geburtsdatum, Geburtsort,
Nation und Geschlecht identisch oder

5. fünf der sechs Felder Name, Vorname, Geburtsdatum,
Geburtsort, Nation und Geschlecht identisch

sind.
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§ 6
Verfahren der Datenübermittlung

Bei der Datenübermittlung haben die Auftraggeber für das
Übermittlungsmedium und das Übermittlungsverfahren geeig-
nete und dem Stand der Technik entsprechende Maßnahmen zur
Sicherstellung von Datenschutz und Datensicherheit zu treffen,
die insbesondere die Vertraulichkeit, die Unversehrtheit und die
Zurechenbarkeit der Daten sowie die Authentizität von Absender
und Empfänger der Daten gewährleisten. Meldungen zwischen
Auftraggeber und Auftragnehmer sind über das Berliner Landes-
netz (MAN) verschlüsselt zu übermitteln.

§ 7
Datenverarbeitung im Auftrag

(1) Die Auftraggeber haben dem Auftragnehmer nach § 80 des
Zehnten Buches Sozialgesetzbuch den Auftrag zur Verarbeitung
der von ihnen übermittelten Daten für die Durchführung der
Datenabgleichsverfahren zu erteilen.

(2) Der Auftragnehmer darf die ihm nach § 5 Abs. 1 übermit-
telten Datensätze im Auftrag der Auftraggeber speichern und
nutzen, soweit dies für die Datenabgleichsverfahren erforderlich
ist. Der Auftragnehmer führt auf einem hierzu gewidmeten Ser-
ver die ihm übermittelten Anfragedatensätze in einer zentralen
Datenbank logisch getrennt zusammen und gleicht die eingehen-
den Anfragedatensätze mit dem vorhandenen Datenbestand ab.

(3) Auftraggeber und Auftragnehmer sind verpflichtet, die sich
aus der Anlage zu § 78a des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch
ergebenden technischen und organisatorischen Maßnahmen zum
Schutz der Sozialdaten zu treffen. Im Verhältnis zwischen ihnen
sind die Einzelheiten in dem gemäß Abs. 1 zu erteilenden Auftrag
zu regeln. Dieser Auftrag muß insbesondere die durchzuführen-
den Datenverarbeitungsschritte, die technisch-organisatorischen
Maßnahmen zum Datenschutz und die Modalitäten zur Kon-
trolle der Vertragseinhaltung enthalten.

§ 8
Beschränkungen des Datenabgleichs

Die für das Bundessozialhilfegesetz und das Asylbewerberlei-
stungsgesetz zuständige Senatsverwaltung kann für eine Über-
gangszeit folgende von den Regelungen dieser Verordnung
abweichende Einschränkungen zum Datenabgleichsverfahren
zulassen, sofern dies aus wirtschaftlichen oder technischen Grün-
den geboten oder notwendig ist:

1. Personenkreise nach § 3

2. Abgleichszeitraum nach § 4 und

3. Inhalt und Umfang der Datenübermittlung nach § 5.
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§ 9
Prüfungsumfang

Die Auftraggeber haben die ihnen vom Auftragnehmer nach § 5
Abs. 2 zurückgeleiteten Feststellungen unverzüglich auf eine
mögliche rechtswidrige Inanspruchnahme von Leistungen zu
überprüfen. Die Ergebnisse dieser Prüfungen sind unter Angabe
der monatlich festgestellten Mißbrauchsfälle und der Angabe
über die festgestellte Schadensumme statistisch zu erfassen.

§ 10
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im
Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.
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Verordnung zur Durchführung
des § 117 Abs. 1 und 2 des Bundessozialhilfegesetzes
(Sozialhilfedatenabgleichsverordnung – SozhiDAV)

vom 21. Januar 1998 (BGBl. I, Nr. 5 vom 27. Januar 1998)

Auf Grund des § 117 Abs. 1 und 2 des Bundessozialhilfegeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. März 1994
(BGBl. I S. 646), der durch Artikel 1 Nr. 37 Buchstabe a und b des
Gesetzes vom 23. Juli 1996 (BGBl. I S. 1088) geändert worden ist,
in Verbindung mit § 117 Abs. 2 a des Bundessozialhilfegesetzes,
der durch Artikel 11 Nr. 2 des Gesetzes vom 16. Dezember 1997
(BGBl. I S. 2970) eingefügt worden ist, verordnet das Bundes-
ministerium für Gesundheit im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Arbeit und Sozialordnung:

§ 1
Anwendungsbereich

Verfahren und Kosten der Datenabgleiche, die nach § 117
Abs. 1 und 2 des Bundessozialhilfegesetzes durchgeführt werden
können, richten sich nach den Vorschriften dieser Verordnung.

§ 2
Auswahl der Abgleichsfälle und Abgleichszeitraum

(1) Die Träger der Sozialhilfe beziehen alle Personen, die
innerhalb des dem Abgleich vorangehenden Kalendervierteljah-
res Sozialhilfeleistungen erhalten haben, in den Datenabgleich
ein. Können sie aufgrund mangelnder technischer Ausstattung
lediglich einen Teil dieser Personen in den Abgleich einbeziehen,
wird der mindestens einzubeziehende Personenkreis durch die
obersten Landessozialbehörden im Einvernehmen mit der
Bundesvereinigung der Kommunalen Spitzenverbände jeweils
für die Abgleiche des Folgejahres festgelegt; die Auswahl wird
anhand des Anfangsbuchstabens des Familiennamens, des
Geburtsjahrgangs der Bezieher von Leistungen der Sozialhilfe
und der Art der Hilfeleistung vorgenommen.

(2) Der Abgleich wird viermal jährlich, erstmals im zweiten
Quartal nach Inkrafttreten dieser Verordnung, jeweils für das vor-
angegangene Kalendervierteljahr (Abgleichszeitraum) durchge-
führt.

§ 3
Übermittlung an die Vermittlungsstelle

(1) Die Datenübermittlung erfolgt über die Datenstelle der
Rentenversicherungsträger als Vermittlungsstelle.

(2) Der Träger der Sozialhilfe übermittelt die in § 117 Abs. 1
Satz 2 des Bundessozialhilfegesetzes genannten Daten der einbe-
zogenen Abgleichsfälle an die Vermittlungsstelle; die Übermitt-
lung an die Vermittlungsstelle kann auch über eine von der
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zuständigen Landesbehörde bestimmte zentrale Landesstelle
erfolgen. Der übermittelte Anfragedatensatz (Anlage 1) muß den
Familiennamen, den Geburtsnamen, soweit er vom Familien-
namen abweicht, den Vornamen (Rufnamen), das Geburtsdatum
und das Geschlecht und, soweit bekannt, den Geburtsort, die
Staatsangehörigkeiten und die Anschrift enthalten. Außerdem
muß er ein Erkennungszeichen, bezogen auf den Empfänger der
Leistungen der Sozialhilfe, und Angaben enthalten, die eine ein-
deutige Zuordnung zu dem Träger der Sozialhilfe ermöglichen.
Weitere Angaben darf der Anfragedatensatz nicht enthalten.

(3) Die Datenübermittlung an die Datenstelle der Rentenver-
sicherungsträger erfolgt zwischen dem ersten und dem 15. des
ersten Monats, der auf den jeweiligen Abgleichszeitraum folgt.

§ 4
Übermittlung an die Auskunftsstellen

(1) Auskunftsstellen sind die Bundesanstalt für Arbeit und die
Bundesknappschaft sowie die Deutsche Post AG (für die übrigen
Träger der Rentenversicherung und der Unfallversicherung). Hin-
sichtlich der geringfügigen Beschäftigungen und der Feststellung
der Zeiten einer versicherungspflichtigen Beschäftigung sowie
des Namens und der Anschrift des Arbeitgebers im Abgleichs-
zeitraum ist die Datenstelle der Rentenversicherungsträger selbst
Auskunftsstelle. Die Auskunftsstellen führen die Abgleiche
gemäß § 11 durch.

(2) Die Vermittlungsstelle führt die ihr übermittelten Daten-
sätze der Träger der Sozialhilfe zusammen und übermittelt den
Auskunftsstellen je Sozialhilfeempfänger einen Anfragedatensatz
(Anlage 1) bis zum Ende des ersten Monats, der auf den
Abgleichszeitraum folgt. Kann eine Versicherungsnummer nicht
ermittelt werden, erfolgt die Übermittlung nur, wenn nach den
allgemein anerkannten Regeln der Technik in der Auskunftsstelle
eine Überprüfung ohne Versicherungsnummer möglich ist.

§ 5
Verfahren der Datenübermittlung

(1) Meldungen sind durch Datenübermittlung zu erstatten.
Sie können durch Datenübertragung oder bis zum 31. Dezember
2000 auch auf maschinell verwertbaren Datenträgern (Magnet-
band, Magnetbandkassette, Diskette) erfolgen. Bei der Daten-
übermittlung sind für das Übermittlungsmedium und das Über-
mittlungsverfahren geeignete und dem Stand der Technik ent-
sprechende Maßnahmen zur Sicherstellung von Datenschutz und
Datensicherheit vorzusehen, die insbesondere die Vertraulich-
keit, die Unversehrtheit und die Zurechenbarkeit der Daten sowie
die Authentizität von Absender und Empfänger der Daten
gewährleisten.

(2) Werden Mängel festgestellt, die eine ordnungsgemäße
Übernahme der Daten beeinträchtigen, kann die Übernahme der
Daten ganz oder teilweise abgelehnt werden. Der Absender ist
über die festgestellten Mängel zu unterrichten. Er kann die
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zurückgewiesenen Meldungen unverzüglich berichtigen und
innerhalb des Zeitraumes des § 3 Abs. 3 erneut erstatten. Wird ein
Datenträger vollständig unbearbeitet zurückgewiesen, ist nach
Behebung der Mängel der gesamte Inhalt innerhalb des Zeitrau-
mes des § 3 Abs. 3 erneut zu übermitteln. Die Übermittlung im
Wege der Datenübertragung setzt voraus, daß zwischen Absender
und Empfänger der Daten Einvernehmen über die Einzelheiten
des Verfahrens besteht.

§ 6
Übermittlung auf maschinell lesbaren Datenträgern

(1) Soweit Datenübermittlungen auf maschinell lesbaren
Datenträgern durchgeführt werden, finden die in der Anlage 2
unter Angabe des Monats ihrer jeweiligen Ausgabe bezeichneten
DIN-Normen Anwendung.

(2) Soweit Daten auf Magnetbandkassetten oder Magnetbän-
dern übermittelt werden, sind sie im 8-Bit-Code – ARV 8 – nach
DIN 66 303, Code-Tabelle 1, und nach DIN 66 004 Teil 3 durchzu-
führen.

(3) Den zu übersendenden Datenträgern ist ein Begleitschrei-
ben beizufügen, das die Bezeichnung der Datenübermittlung
nach dieser Verordnung und außerdem Angaben enthalten muß
über
1. die Anzahl der Datenträger,
2. die Datenträgerkennzeichen,
3. die Aufzeichnungsdichte,
4. das Erstellungsdatum,
5. die laufende Nummer der erstellten Datei,
6. die Anzahl der Datensätze je Datenträger,
7. den Code.

(4) Die in dieser Verordnung und in der Anlage 2 bezeichne-
ten DIN-Normen sind vom Deutschen Institut für Normung
e. V., Berlin, herausgegeben, bei der Beuth-Verlag GmbH, Burg-
grafenstraße 4–10, 10787 Berlin, beziehbar und beim Bundes-
archiv, Potsdamer Straße 1, 56075 Koblenz-Karthause, jedermann
zugänglich und archivmäßig gesichert niedergelegt.

§ 7
Übermittlung durch Übersendung

von Magnetbandkassetten

(1) Bei Datenübermittlungen durch Übersendung von
Magnetbandkassetten sind
1. Magnetbandkassetten nach DIN EN ISO/IEC 9661 zu ver-

wenden und zu beschriften,
2. die Magnetbandkassetten mit Kennsätzen zu versehen;

Kennsätze und Datenanordnungen der auf Magnetband-
kassetten übermittelten Daten richten sich nach Magnet-
bandkassettenaufbau DIN 66 229 in Verbindung mit DIN
66 029 - 3 und nach Anlage 3.
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(2) Die Träger der Sozialhilfe haben jede zu übersendende
Magnetbandkassette mit einem Etikett mit folgenden Angaben
zu versehen:

1. absendende Stelle,

2. Bandkennzeichen,

3. Dateiname,

4. empfangende Stelle,

5. laufende Nummer der Magnetbandkassette und die Gesamt-
zahl der zusammen mit ihr übersandten weiteren Magnet-
bandkassetten,

6. Erstellungsdatum.

Die Magnetbandkassetten sind in festen Behältern verschlossen
zu versenden. Mehrere zusammengehörende Magnetbandkasset-
ten sind zusammen zu versenden.

§ 8
Übermittlung durch Übersendung

von Magnetbändern

(1) Bei Datenübermittlungen durch Übersendung von
Magnetbändern sind

1. Magnetbänder nach DIN EN 21 864 zu verwenden,

2. die Magnetbänder nach DIN 66 015 oder nach DIN EN
25 652 zu beschriften,

3. die Magnetbänder mit Kennsätzen zu versehen, Kennsätze
und Dateianordnungen der auf Magnetbändern übermittel-
ten Daten richten sich nach Magnetbandaufbau DIN 66 029
und nach Anlage 3.

(2) Die Träger der Sozialhilfe haben jedes zu versendende
Magnetband mit einem Magnetbandaufkleber oder einer ein-
schiebbaren Magnetbandetikette mit folgenden Angaben zu ver-
sehen:

1. absendende Stelle,

2. Bandkennzeichen,

3. Dateiname,

4. empfangende Stelle,

5. laufende Nummer des Magnetbandes und die Gesamtzahl
der zusammen mit ihm übersandten weiteren Magnetbänder,

6. Erstellungsdatum,

7. Zeichendichte.

Die Magnetbänder sind ohne Schreibringe zu versenden. Sie sind
gegen Abwicklung zu sichern und in festen Behältern verschlos-
sen zu versenden. Mehrere zusammengehörende Magnetbänder
sind zusammen zu versenden.
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§ 9
Übermittlung durch Übersendung von Disketten

(1) Bei Datenübermittlungen durch Disketten sind in der
Regel Disketten DIN EN 29 529 zu verwenden. Die Formate
sowie die Beschriftung der Disketten und die Codierung der
Daten sind mit der Vermittlungsstelle einvernehmlich zu regeln.

(2) Die Träger der Sozialhilfe haben jede zu versendende Dis-
kette mit einem Aufkleber mit folgenden Angaben zu versehen:

1. absendende Stelle,

2. Diskettenkennzeichen,

3. Dateiname,

4. empfangende Stelle

5. laufende Nummer der Diskette und die Gesamtzahl der
zusammen mit ihr übersandten weiteren Disketten,

6. Erstellungsdatum.

Die Diskette ist in ihrer Tasche mit einer Schutzpackung zu ver-
senden. Zusammengehörende Disketten sind zusammen zu ver-
senden.

§ 10
Datenübermittlung durch Datenübertragung

Bei der Datenübermittlung durch Datenübertragung zwischen
den Trägern der Sozialhilfe und der Vermittlungsstelle werden
die zu übermittelnden Daten von den Trägern der Sozialhilfe an
die Vermittlungsstelle weitergegeben sowie von dieser an die Trä-
ger der Sozialhilfe zurückübermittelt oder von den Trägern der
Sozialhilfe abgerufen. Über den Zeitpunkt der Weitergabe oder
über die Dauer des Bereithaltens der jeweiligen Daten sowie über
die weiteren Einzelheiten des Verfahrens muß Einvernehmen
zwischen den Trägem der Sozialhilfe und der Vermittlungsstelle
bestehen. Dabei sind die allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik zugrunde zu legen. § 6 Abs. 2 findet entsprechende Anwen-
dung.

§ 11
Abgleich nach § 117 Abs. 1 des Gesetzes

(1) Die Bundesanstalt für Arbeit gleicht die ihr übermittelten
Daten mit den bei ihr gespeicherten Daten ab zur Feststellung

1. der Dauer des Bezugs und der wöchentlichen Höhe von
Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, Eingliederungshilfe,
Altersübergangsgeld und Unterhaltsgeld,

2. des jeweiligen Arbeitsamtes und des Arbeitsamt-Ordnungs-
begriffes

im Abgleichszeitraum.
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(2) Die Bundesknappschaft gleicht die ihr übermittelten Daten
mit den bei ihr gespeicherten Daten ab zur Feststellung der
Dauer des Bezugs und der monatlichen Höhe von Leistungen
sowie der Tatsache von Einmalzahlungen der knappschaftlichen
Rentenversicherung und soweit möglich der Unfallversicherung
im Abgleichszeitraum.

(3) Die Deutsche Post AG gleicht die ihr übermittelten Daten
mit den bei ihr gespeicherten Daten ab zur Feststellung der
Dauer des Bezugs und der monatlichen Höhe von Rentenzahlun-
gen der Arbeiterrenten- und Angestelltenrentenversicherung von
Unfallrenten aus einer Unfallversicherung, sofern die Zahlungen
über die Deutsche Post AG geleistet werden, und zur Feststel-
lung der Tatsache von Einmalzahlungen im Abgleichszeitraum.

(4) Die Datenstelle der Rentenversicherungsträger gleicht die
ihnen übermittelten Daten mit den bei ihr gespeicherten Daten
ab zur Feststellung von Zeiten einer geringfügigen Beschäftigung
und einer versicherungspflichtigen Beschäftigung im Abgleichs-
zeitraum zur Feststellung der Betriebsnummer sowie des
Namens und der Anschrift des Arbeitgebers.

§ 12
Rückübermittlung an die Vermittlungsstelle

Die Auskunftsstellen übermitteln die von ihnen bei dem
Abgleich gemäß § 11 getroffenen Feststellungen (Antwortdaten-
satz) bis zum 15. des zweiten Monats, der auf den Abgleichszeit-
raum folgt, zurück an die Vermittlungsstelle. Die Antwortdaten-
sätze haben, wenn die Auskunftsstelle einen Leistungsbezug,
Zeiten einer Versicherungspflicht oder Zeiten einer geringfügigen
Beschäftigung festgestellt hat, den in der Anlage 4 beigefügten
Aufbau, andernfalls haben sie den in Anlage 5 beigefügten Auf-
bau.

§ 13

Abgleich nach § 117 Abs. 2 des Gesetzes

Die Vermittlungsstelle führt den Abgleich der vorliegenden
Daten der Sozialhilfeträger untereinander zwischen dem 15. und
dem Ende des ersten auf den Abgleichszeitraum folgenden
Monats durch.

§ 14
Rückübermittlung an die Träger der Sozialhilfe

Die Vermittlungsstelle übermittelt die Feststellungen nach § 12
und die Ergebnisse des Abgleichs nach § 13 mit einem Datensatz
nach Anlage 4 oder nach Anlage 5 unmittelbar oder über die von
der zuständigen Landesbehörde bestimmte zentrale Landesstelle
an die Träger der Sozialhilfe bis zum Ende des zweiten Monats,
der auf den Abgleichszeitraum folgt, zurück oder hält sie zum
Abruf bereit.

§ 15
Überwachung des Dateneingangs, Datenlöschung

(1) Die Auskunftsstellen haben den Eingang der ihnen von der
Vermittlungsstelle übermittelten Datensätze regelmäßig zu über-
wachen, nach Eingang die Datensätze auf Vollständigkeit zu
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überprüfen und der Vermittlungsstelle unverzüglich eine Ein-
gangsbestätigung zu erstatten. Satz 1 gilt entsprechend für die
Vermittlungsstelle in bezug auf die ihr von den Auskunftsstellen
übermittelten Datensätze.

(2) Die Auskunftsstellen haben die ihnen übermittelten Daten
unverzüglich nach Rückübermittlung ihrer Feststellungen an die
Vermittlungsstelle zu löschen. Die Vermittlungsstelle hat nach
der Durchführung des Abgleichs der Leistungen der Träger der
Sozialhilfe untereinander, der Fertigung der Antwortdatensätze
und der Rückübermittlung dieser Antwortdatensätze an die Trä-
ger der Sozialhilfe die Daten der Empfänger von Leistungen der
Sozialhilfe unverzüglich zu löschen. Sofern die Übermittlung auf
maschinell verwertbaren Datenträgern gemäß § 5 Abs. 1 Satz 2
erfolgt, löscht die Vermittlungsstelle die Antwortdatensätze bis
zum 15. des dritten auf den Abgleichszeitraum folgenden
Monats.

§ 16
Kosten der Vermittlungsstelle

(1) Die Träger der Sozialhilfe erstatten zu gleichen Teilen die
Kosten der Vermittlungsstelle.

(2) Die Vermittlungsstelle teilt den Trägern der Sozialhilfe
jeweils am Ende eines Jahres die Höhe der von ihnen für das dar-
auffolgende Jahr zu erstattenden Kosten mit. Für die Jahre 1998
und 1999 sind Kosten in Höhe von 650 Deutsche Mark pro Träger
der Sozialhilfe und Jahr zu erstatten. Für die Folgejahre legt die
Vermittlungsstelle die Kosten gleichmäßig pro Träger der Sozial-
hilfe auf der Grundlage der tatsächlich entstandenen Kosten neu
fest; diese Kosten dürfen 650 Deutsche Mark zuzüglich einer
Steigerung, die der Lohn- und Gehaltserhöhung im öffentlichen
Dienst entspricht, nicht übersteigen.

(3) Das Bundesministerium für Gesundheit überprüft in
Zusammenarbeit mit der Datenstelle der Rentenversicherungs-
träger alle drei Jahre, erstmalig nach Ablauf des Jahres 2000, die
Höhe der für die Tätigkeit der Vermittlungsstelle entstandenen
Kosten darauf, ob sie mit Absatz 2 Satz 3 in Einklang steht.

(4) Abweichend von Absatz 1 kann Landesrecht eine andere
Stelle für die Kostenerstattung bestimmen.

§ 17
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1998 in
Kraft. Der Bundesrat hat zugestimmt.
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Wohngeldgesetz (WoGG)
in der Fassung der Bekanntmachung

vom 1. Februar 1993 (BGBl. I S. 183),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. März 1997

(BGBl. I S. 594)

– Auszug –

§ 37 b
Übermittlung von Wohngelddaten

Die Wohngeldstelle ist verpflichtet, auf Ersuchen der für die
Erhebung der Ausgleichszahlungen nach dem Gesetz über den
Abbau der Fehlsubventionierungen im Wohnungswesen
(AFWoG) vom 22. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1523, 1542), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 8. Juni 1989 (BGBl. I S. 1058), und
den hierzu erlassenen landesrechtlichen Vorschriften zuständi-
gen Stelle mitzuteilen, ob der betroffene Wohnungsinhaber
Wohngeld erhält. Maßgebend hierfür ist der Zeitraum, der zwi-
schen den Aufforderungen nach § 5 Abs. 1 AFWoG oder entspre-
chenden landesrechtlichen Vorschriften und der Erteilung der
Bescheide über die Ausgleichszahlung liegt. Zulässig ist auch ein
automatisierter Datenabgleich zwischen der Wohngeldstelle und
der für die Einziehung der Ausgleichszahlungen zuständigen
Stelle. Für die Überprüfung nach Satz 1 dürfen nur Name, Vor-
name (Rufname), Anschrift und die Tatsache des Wohngeldbezu-
ges übermittelt werden. Die übermittelten Daten dürfen nur für
den Zweck der Überprüfung nach Satz 1 genutzt werden und sind
anschließend unverzüglich zu löschen. Die Betroffenen sind von
der Wohngeldstelle in geeigneter Weise auf die Datenübermitt-
lungen hinzuweisen.
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4. Abkürzungsverzeichnis

Anmerkungen:AFG Arbeitsförderungsgesetz

BA Bezirksamt

BAnz Bundesanzeiger

BGBl. Bundesgesetzblatt

BMA Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung

BMeldDÜV Bundes-Meldedaten-Übermittlungs-Verordnung

BMG Bundesministerium für Jugend, Familie und
Gesundheit

BPflVO Bundespflegesatzverordnung

GVBl. Gesetz- und Verordnungsblatt

SGB Sozialgesetzbuch

SGB I Sozialgesetzbuch – Allgemeiner Teil

SGB V Sozialgesetzbuch –
Gesetzliche Krankenversicherung

SGB VI Sozialgesetzbuch –
Gesetzliche Rentenversicherung

SGB VIII Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugendhilfe

SGB X Sozialgesetzbuch – Verwaltungsverfahren,
Schutz der Sozialdaten, Zusammenarbeit der
Leistungsträger und ihre Beziehungen zu Dritten

SGB XI Sozialgesetzbuch –
Soziale Pflege, Pflegeversicherung

SGG Sozialgerichtsgesetz

VDR Verband der Träger der Rentenversicherung


